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Obama will umfassende 
Kriegsermächtigung 

Kriegsachse ziemlich brüchig 



D er britische Premier David Ca- 
meron erklärte die Abstim¬ 
mungsniederlage für seinen 
Kriegskurs im Unterhaus des Parla¬ 
mentes damit, die „Episode im Irak“ 
habe die öffentliche Meinung in Groß¬ 
britannien vergiftet. Neben der men¬ 
schenverachtenden Flapsigkeit, mit 
der der britische Staatschef über Hun¬ 
derttausende Opfer eines mit Lügen 
gerechtfertigten Krieges hinweggeht, 
belegt das Zitat, wie nachhaltig die 
Auseinandersetzung über und die Be¬ 
wegung gegen den Irak-Krieg das Be¬ 
wusstsein der Menschen nicht nur auf 
der britischen Insel verändert hat. 
„Wir konnten den Krieg im Irak nicht 
stoppen“, schreibt dazu die „Stop-the- 
War-Coalition“ in einem Aufruf zu ei¬ 
ner Großkundgebung in London, „aber 
wir haben in Britannien eine massen¬ 
hafte Antikriegsstimmung geschaffen. 
Diese Welle der Antikriegsstimmung 
ist in den vergangenen Tagen spürbar 
gewesen. Die Parlamentsmitglieder ha¬ 
ben endlich die Mehrheitsmeinung in 
diesem Land wiedergegeben.“ 

Mit dem Ausscheren Großbritanniens 
aus der Achse des Krieges steht US- 
Präsident Obama nun ziemlich allein 
da. Militärisch ist das Land zwar noch 
immer in der Lage, an praktisch jedem 
Ort der Welt zu intervenieren, aber nur 
um den Preis weiterer Isolierung. Die 
Supermacht USA ist zumindest derzeit 
nicht in der Lage, eine internationale 
Koalition für einen Militärschlag gegen 
Syrien zu schmieden und anzuführen. 
Die Arabische Liga konnte sich am 
letzten Sonntag auf keine Unterstüt¬ 
zung eines US-Angriff es einigen. Sau¬ 
di-Arabien und Katar werben zwar 
beflissen dafür - Marokko, Algerien, 
Tunesien, Libyen und der Libanon 
sind strikt gegen eine Intervention der 
USA. Auch das ägyptische Militärre¬ 
gime hat sich auf die Seite der Inter¬ 
ventionsgegner gestellt. Ablehnung 
kommt auch aus dem Irak. Jordanien 
legt öffentlich Wert auf die Feststel¬ 
lung, dass sein Staatsgebiet nicht für ei¬ 
nen Angriff zur Verfügung steht, wenn 
auch US-Militärs dort seit längerem als 


Ausbilder für syrische Regierungsgeg¬ 
ner tätig sind. 

Neben den Golf-Monarchien kann sich 
Obama derzeit nur auf die Türkei und 
Frankreich stützen. In Ankara spre¬ 
chen Ministerpräsident Erdogan und 
Präsident Gül allerdings unterschied¬ 
liche Sprachen. Während Erdogan zu 
den schärfsten Kriegshetzern gehört 
und den „Kollaps des Regimes“ in Da¬ 
maskus zum Ziel erklärt, fordert Gül 
eine diplomatische Lösung in Zusam¬ 
menarbeit mit Russland und Iran. 

In Frankreich wollte Präsident Hol¬ 
lande seinen Kriegskurs am Mittwoch 
vor der Nationalversammlung recht- 
fertigen. Pünktlich tauchten „Erkennt¬ 
nisse“ des deutschen BND auf, die die 
Täterschaft der syrischen Regierung 
für einen Giftgaseinsatz im Osten von 
Damaskus am 21. August belegen sol¬ 
len. BND-Präsident Schindler hält die 
Materialien seiner Schlapphüte zwar 
selber nicht für einen eindeutigen Be¬ 
weis. „Nach einer eingehenden Plau¬ 
sibilitätsanalyse aber gehe sein Dienst 
davon aus, dass das Regime Täter sei“, 


meldete das Online-Portal des „Spie¬ 
gel“, das seit Tagen besonders aggres¬ 
siv für einen Militäreinsatz der USA 
die Kriegstrommel rührt. Aus dem Ar¬ 
tikel geht auch hervor, dass der BND 
seine Informationen exklusiv mit den 
französischen Partnern teile. Die fran¬ 
zösischen Parlamentarier sollten vor 
der Sitzung mit einem Bericht des 
Auslandsgeheimdienstes eingestimmt 
werden. 

Obama läuft inzwischen Gefahr, in¬ 
nenpolitisch in die Zange genommen 
zu werden. Die republikanischen Se¬ 
natoren McCain und Graham machen 
Druck für einen groß angelegten Krieg, 
der das Ziel eines Regime-Wechsels in 
Syrien verfolgen soll. Sowohl bei den 
Demokraten als auch bei den Repu¬ 
blikanern gibt es erhebliche Zweifel, 
dass Militärschläge gegen Syrien über¬ 
haupt irgendeine positive Wirkung ha¬ 
ben könnten. 

In dieser Situation hat der US-Präsi- 
dent dem Kongress eine Resolution 
zur Zustimmung vorgelegt, die ihm 
umfassende Befugnisse zur Kriegs¬ 


führung einräumen soll. Im Gegen¬ 
satz zu seiner öffentlichen Erklärung, 
einen „begrenzten Militärschlag“ aus 
der Luft führen zu wollen, will er die 
Genehmigung haben, alle „notwendi¬ 
gen und angemessenen“ militärischen 
Aktionen anordnen zu können. 
Kritiker in den USA warnen vor der 
Billigung einer Resolution im Stil von 
Bush, die alles, sogar einen Militär¬ 
schlag gegen den Iran, rechtfertigen 
könnte. 

Russlands Außenminister Lawrow hat 
die angeblichen „Beweise“ aus US-Ge- 
heimdienstquellen inzwischen als nicht 
überzeugend bezeichnet. Es handle 
sich um Unterlagen, „die nichts Kon¬ 
kretes enthalten: keine geographischen 
Koordinaten, keine Namen, keine in¬ 
haltlichen Beweise dafür, dass die Pro¬ 
ben von Profis gemacht worden sind“. 
Den Hinweis der US-Seite, detail¬ 
liertere Informationen seien geheim, 
kommentierte Lawrow mit dem Satz: 
„Das bedeutet, dass es solche Fakten 
gar nicht gibt.“ 

Arno Neuber 


Thema der Woche 


Hände weg 
von Syrien! 

In 140 Orten der Bundesrepublik 
Deutschland, aber auch in anderen 
Ländern - in den USA, in Großbritan¬ 
nien, Spanien usw. - demonstrierten 
am vergangenen Wochenende Men¬ 
schen gegen den Krieg. 

Wir dokumentieren Fotos, Ausschnitte 
aus Reden sowie einen Brief von Kon¬ 
stantin Wecker an Obama. 

Seiten 6, 8, 9 und 13 



ii. September 1973- 

40 Jahre Putsch in Chile 

Mittwoch, 11. September 2013, 
Demonstration in Düsseldorf 


18.30 Uhr, Kundgebung HBF/US 
Konsulat, 

19:00 Uhr, Demonstration 


Umfairteilen 

14. September 
Berlin und Bochum 



Kurz vor der Bundestagswahl wird 
die Forderung „UmFAIRteilen - 
Reichtum besteuern!“ lautstark 
und unübersehbar in die Öffent¬ 
lichkeit getragen: mit einer Groß¬ 
demonstration in Bochum und ei¬ 
ner Demonstration mit UmFairtei- 
len-Kette in Berlin. 

Berlin: 

11:00 Uhr Auftakt Hackescher 
Markt (Berlin-Mitte) 

Bochum: 

Treffpunkt der DKP um 10:30 Uhr, 
Massenbergstraße 19 (vor dem 
Park-Inn-Hotel) 

11:30 Uhr Sternmarsch - Auftakt¬ 
kundgebungen in der Massenberg¬ 
straße am HBF, am Jahrhundert¬ 
haus und vordem Schauspielhaus. 


Entschlossener antifaschistischer Widerstand 

Trotz selektiver Polizeigewalt gegen Antifaschistinnen 


Dortmund: Am Samstag, dem 31. Au¬ 
gust, fanden sich - wie bereits in den 
vergangenen Jahren - anlässlich des 
Antikriegstages zahlreiche Neofa¬ 
schisten in Dortmund zusammen, 
um gegen Verbote neofaschistischer 
Kameradschaften, wie des „Nationa¬ 
len Widerstands Dortmund“ zu pro¬ 
testieren. Antifaschistische Quellen 
sprechen von ca. 350 Neofaschisten. 
Gegen den Aufmarsch hatten be¬ 
reits im Vorfeld antifaschistische Or¬ 
ganisationen wie „Dortmund gegen 
Rechts“, der auch die VVN-BdA an¬ 
gehört, „Dortmund stellt sich quer“ 
und „Dortmund nazifrei“ mobilisiert, 
so dass etwa 1 000 Antifaschistinnen 
sich den Neofaschisten entgegenstell¬ 
ten. 

Entlang der geplanten Marschroute 
der Neofaschisten kam es zu vier Blo¬ 
ckaden, die jedoch alle von der Polizei 


geräumt wurden - obwohl Dortmunds 
Oberbürgermeister Ullrich Sierau 
(SPD) zuvor erklärt hatte, dass er sol¬ 
che Blockaden für ein legitimes Mittel 
des zivilen Ungehorsams in der Tradi¬ 
tion von Mahatma Gandhi und Martin 
Luther King halte. Das bewertete die 
Polizeiführung offensichtlich anders. 
Die Polizei ging mit Pfefferspray und 
Festnahmen gegen die Antifaschistin¬ 
nen vor. Letztlich gelang es den An¬ 
tifaschistinnen nur den Marsch der 
Neofaschisten zu verzögern, nicht ihn 
zu verhindern. Dazu Sebastian Förster 
vom Bündnis „Dortmund stellt sich 
quer“: „Die Nazis konnten letzten En¬ 
des nur deshalb laufen, weil die Polizei 
sich entschieden hatte, den Aufmarsch 
mit allen Mitteln durchzusetzen.“. 

Die Stadtverwaltung und bürgerli¬ 
chen Nazigegnerinnen feierten den 
Tag dennoch als Erfolg, während lin¬ 


ke antifaschistische Gruppen sich 
besorgt über Polizeieinsätze und die 
„Aktionseinheit“ gegen Antifaschis¬ 
tinnen zeigten. Dazu Wolfgang Rich¬ 
ter (DKP) vom Bündnis „Dortmund 
gegen Rechts“: „Eine selbstgefällige 
große Koalition aus der,Mitte der Ge¬ 
sellschaft 4 sieht sich heute wieder er¬ 
folgreich in der Auseinandersetzung 
mit den alten und neuen Nazis. Aber 
die marschieren auch heute wieder 
wenig behelligt - in Begleitung von 
Polizei-Hundertschaften - durch die 
Straßen der Stadt und skandieren ihre 
verfassungsfeindlichen Parolen. (...) 
Die Terrorgruppe ,NSU 4 ist aufgeflo¬ 
gen - andere nicht. Es gibt keinen An¬ 
lass zu Selbstgefälligkeit“. 

★ 

Hanau/Mannheim: Derweil setzte die 
neofaschistische NPD ihre „Deutsch¬ 
landfahrt“ fort (UZ berichtete am 


23. August). In den meisten aufge¬ 
suchten Städten wurde den Neofa¬ 
schisten entschlossener antifaschis¬ 
tischer Widerstand entgegengestellt. 
So auch in Hanau und Mannheim. 
Die NPD plante in beiden Städten am 
Dienstag, dem 27. August, ihre rassisti¬ 
sche Hetze öffentlich zu verbreiten. In 
Hanau wurde die Veranstaltung nach 
kurzer Zeit von der Polizei aufgelöst. 
Laut dpa „wegen fremdenfeindlicher 
Äußerungen“. Und auch in Mannheim 
unterband die Polizei die NPD-Kund- 
gebung. In der offiziellen Pressemel¬ 
dung der Stadt Mannheim wird von 
„mehrfachen ehrverletzenden, men¬ 
schenverachtenden Äußerungen von 
Teilnehmern einer NPD-Wahlkampf- 
veranstaltung“ gesprochen. Und auch 
Mannheims Oberbürgermeister Peter 
Kurz (SPD) betonte in der Pressemel¬ 
dung: „In Mannheim ist kein Platz für 


nationalistische, fremdenfeindliche 
Parolen. [...] Unsere Stadt ist weltof¬ 
fen, unsere Bürger pflegen Toleranz, 
Freiheit und ein solidarisches Mitein¬ 
ander“. 

Leider galt das solidarische Mitein¬ 
ander nicht für die Antifaschistinnen, 
welche noch vor dem Abbruch der 
NPD-Kundgebung eingekesselt wur¬ 
den. Es kam zu Festnahmen und Hetz- 
jagden auf Antifaschistinnen. Dazu 
die „AK Antifa Mannheim“ auf ihrer 
Internetseite: „Es bleibt nüchtern fest¬ 
zuhalten, dass die größte Gefahr heu¬ 
te von den Einsatzkräften der Polizei 
ausging. Dies gilt es in Zukunft weiter 
zu beobachten, kritisch zu begleiten 
und gegebenenfalls zu beantworten. 
Trotz der Spaltungsversuche wehren 
wir uns dagegen, legitimen antifaschis¬ 
tischen Protest in Gut und Böse ein¬ 
teilen zu lassen. Wir empfehlen allen 
von Polizeigewalt und Repression Be¬ 
troffenen sich bei einer örtlichen An¬ 
tifa-Gruppe zu melden.“ MHad 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Haltet den Dieb 

Bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen für Werkvertragsarbeiter? 


B ei einem Brand in einer misera¬ 
blen Massenunterkunft im ems¬ 
ländischen Papenburg kamen un¬ 
längst zwei rumänische Werkvertrags¬ 
arbeiter der Meyer-Werft tragisch ums 
Leben. Wochen danach will sich nun 
die rot-grüne niedersächsische Lan¬ 
desregierung für bessere Lebens- und 
Arbeitsbedingungen von Werkver¬ 
tragsarbeitern einsetzen. Die rot-grü¬ 
ne Regierung in Hannover beschloss 
dazu gleich mehrere längst überfälliger 
Maßnahmen, darunter auch eine Bun¬ 
desratsinitiative. Um diese möglichst 


Medien-und Wahlkampf wirksam zu 
präsentieren marschierte zur Presse¬ 
konferenz Ministerpräsident Stephan 
Weil, eskortiert von Sozialministerin 
Cornelia Rundt und Arbeitsminister 
Olaf Lies (alle SPD) auf. Garniert mit 
Vertretern der kommunalen Spitzen¬ 
verbände, Landkreise und Städte. Weil 
sagte dann in die Reportermikrofone, 
was die Spatzen schon längst laut und 


vernehmlich von allen Werkshallen¬ 
dächern pfeifen: Die Ausbeutung der 
überwiegend osteuropäischen Werk¬ 
vertragsarbeiter habe sich inzwischen 
zum „Geschwür auf dem Arbeitsmarkt“ 
entwickelt. 

★ 

Viele der in jüngster Zeit bekannt ge¬ 
wordenen Skandale von Lohndumping 
und unwürdiger Unterbringung gab es 
in Niedersachsen. Nach Angaben der 
Landesregierung arbeiten allein in Nie¬ 
dersachsen zwischen 8 000 bis 10 000 


in der Schlachtindustrie, in nicht weni¬ 
gen Betrieben aber nur noch ein Fünf¬ 
tel der Beschäftigten als Stammbeleg¬ 
schaft. Die übrigen 80 Prozent der in 
der Fleischbranche rackernden Malo¬ 
cher werden von den Unternehmen 
nicht direkt, sondern als Werkvertrags¬ 
arbeiter über ein Geflecht aus Sub- und 
Sub-Sub-Unternehmen zu Hungerlöh¬ 
nen von drei bis fünf Euro angeheuert. 


Die Schlachtindustrie profitiert gleich 
doppelt vom Einsatz billiger Werkver¬ 
tragsschlachter: Zum einen können 
so Lohnkosten gedrückt werden, zum 
anderen steigt gleichzeitig die Wahr¬ 
scheinlichkeit, von der EEG-Umlage 
befreit zu werden. 2011 „sparten“ - 
von der Umlage befreit - bundesweit 54 
Betriebe aus dem Bereich Schlachtung 
und Fleischerzeugung. Davon hatten al¬ 
lein 20 ihren Sitz in Niedersachsen. 
Wie zur Entschuldigung verwies Mi¬ 
nisterpräsident Weil darauf, dass die 
in Niedersachsen publik gewordenen 
Skandalfälle nur die „Spitze des Eis¬ 
bergs“ seien. Denn den Missbrauch von 
Werkverträgen gebe es „in fast allen 
Wirtschaftszweigen und in allen Bun¬ 
desländern“. Man wolle nun, so Weil, 
dass sich in Niedersachsen künftig die 
Wohnsituation der Werkvertragsarbei¬ 
ter verbessert. Um dies umzusetzen 
werde gerade ein rechtlich bindender 
Erlass erarbeitet, wie Sozialministerin 
Rundt erklärte. Mit diesem Erlass soll 
erreicht werden, dass für Arbeiterun¬ 
terkünfte künftig nicht nur die Anfor¬ 
derungen des Baurechts, sondern auch 
die der niedersächsischen Arbeitsstät¬ 
tenverordnung gelten. Künftig sollen je¬ 
dem Bewohner mindestens acht Quad¬ 
ratmeter zur Verfügung stehen, davon 
mindestens sechs für den Schlafbereich. 
Des Weiteren müssen Unterkünfte über 
Feuerlöscher, Brandmelder und Telefon 
verfügen. Wird gegen den Erlass versto¬ 
ßen, drohen Ordnungsgeld oder gar die 
Schließung der Unterkünfte. 

Die FDP begrüßte den Vorstoß von 
Rot-Grün und fordert in einem eige¬ 
nen „Fünf-Punkte-Plan zum Umgang 
mit Werkvertragsarbeitern“ ebenfalls 
„faire Wohnbedingungen“ und „effek¬ 
tive Kontrollen“ durch die Behörden. 
Die CDU gar hat einen eigenen Gesetz¬ 
entwurf zur Bekämpfung von Wohn- 
missständen eingebracht. Den lehnt 


In der vergangenen Dekade ist 
Deutschland (insbesondere im 
Bereich Schweinefleisch), vom 
Importeur zum Exporteur ge¬ 
worden. Die Deckung des Eigen¬ 
bedarfes betrug im Jahre 2000 
rund 80%,2012116%. 

Die Fleischproduktion in Euro¬ 
pa teilten sich 2010 im Wesent¬ 
lichen: 

Deutschland 26% 


Spanien 11% 

Italien 11% 

Frankreich 9% 

Polen 9% 

UK 8% 


Der hohe deutsche Marktanteil 
fußt insbesondere auch auf dem 
Einsatz von Billiglohnkräften in 
Werkverträgen aus Mittel- und 
Osteuropa. 


die FDP aber als „kontraproduktiv“ 
ab. Und auch die SPD lehnt den CDU 
Vorschlag ab. Die Ablehnungsbegrün¬ 
dung aber ist hanebüchen: Ein eige¬ 
nes Gesetz, so Sozialministerin Rundt, 
würde nicht nur für Arbeiterunterkünf¬ 
te, sondern für alle Wohnformen bis 
hin zu Privatwohnungen gelten. „Wie 
die Menschen dort leben, interessiert 
uns aber nicht“, sagte Sozialministe¬ 
rin Rundt. Ein solches Gesetz könnte 
das Land auch an anderer Stelle in Be¬ 
drängnis bringen - etwa bei den Anfor¬ 
derungen für Studenten- oder Flücht¬ 
lingswohnheime. Ministerpräsident 
Weil deutete es schlicht als „Zeichen 
des schlechten Gewissens, wenn sich die 
Opposition nun überschlägt“. Da hat er 
Recht, doch während sein Zeigefinger 


auf FDP und CDU zeigt, weisen die an¬ 
deren vier Finger seiner Hand auf ihn 
selbst und die rot-grüne Landesregie¬ 
rung. Denn Rot-Grün hat doch im De¬ 
regulierungswahn zusammen mit CDU/ 
CSU und FDP diesen ganzen Bockmist 
verbrochen. 

★ 

Werkverträgler sind nur das vorläufige 
Endprodukt einer Entwicklung, die vor 
etwa zwei Jahrzehnten mit der „Libe¬ 
ralisierung des Arbeitsrechtes“ einge¬ 
setzt hat. Durch die Agenda 2010 und 
die Einführung von Hartz, von SPD 
und Grünen „brandbeschleunigt“, ist 
Deutschland derweilen zum Spitzen¬ 
reiter bei Niedriglöhnen in ganz Euro¬ 
pa geworden. 

All ihre in diesen Tagen vor der Bun¬ 
destagswahl noch schnell in Aussicht 
gestellten Sozialwohltaten sind nur dem 
Wahlkampf geschuldet, dienen nur als 
Wahlspeck. Das Verfallsdatum ist auf¬ 
gedruckt: 22. September 2013. 

Manfred Dietenberger 


Die schamlose Ausnutzung von 
mittelosteuropäischen Wan¬ 
derarbeitern in Werkverträgen 

hat sich gerade in den letzten 
Jahren mehr und mehr durch¬ 
gesetzt. Ganzbesonders bei den 
vier Großen Tönnies, Vion Food, 
Westfleisch und Danish Crown 

Nach Schätzungen der NGG sind 
bei 


Tönnies 

10 % 

Vion Food 

50 % 

Westfleisch 

35 % 

Danish Crown 

10 % 


Stammbeschäftigte tätig. 


In den letzten Jahren kam es zu einer deutlich zunehmenden Konzentra- 

tion in der Fleischbranche. 


Die größten deutschen Fleischkonzerne im Jahr 2010 waren: 

1 Tönnies 

4,3 Mrd. Euro Umsatz 

2 Vion Food Germany 

3,7 Mrd. Umsatz 

3 PHW Gruppe (Wiesenhof) 

2,0 Mrd. Umsatz 

4 Westfleisch 

1,9 Mrd. Umsatz 

5 Heristo 

1,54 Mrd. Umsatz 

6 zur Mühlen Gruppe 

0,83 Mrd. Umsatz 

7 Sprehe Gruppe 

0,72 Mrd. Umsatz 

8 Müller Gruppe 

0,72 Mrd. Umsatz 

9 Rokötter Gruppe 

0,67 Mrd. Umsatz 

Seit Anfang des Jahres 2012 ist bekannt, dass die zur Mühlen Gruppe, Num¬ 
mer 6 der größten deutschen Fleischkonzerne, zu Tönnies gehört. Tönnies 
ist, bei einem Gesamtumsatz von 5,2 Mrd. damit der mit Abstand größte 

Fleischkonzern in Deutschland. 




Stoffe verarbeitenden Industrie und 
treibt klare Klassenpolitik. Bei den um¬ 
liegenden Arbeitsgerichten ist das Pa¬ 
pierwerk Landshut Mittler inzwischen 
einschlägig bekannt. 

Als kampflustiger Unternehmer, hasst 
er wohl Betriebsräte und Gewerkschaf¬ 
ten systemisch. Er und sie, das ist genau 
so wie der Teufel und das Weihwasser. 
Und so überzog er in den vergangenen 
zehn Jahren Betriebsratsmitglieder 
und sie unterstützende Beschäftigte 
mit mehr als 20 Arbeitsgerichtsverfah¬ 
ren. Besonders gern setzt er Beschäf¬ 
tigte wegen angeblicher Schlechtleis¬ 
tung dem Druck von Abmahnungen 
aus. „Bei Abmahnungen wurden Be¬ 
schäftigte oft auch mit Lohnabzug 
sanktioniert“, so ver.di-Sekretärin Ire¬ 
ne Salberg.“ Darum wurden zahlreiche 
Verfahren geführt. Gerade die unan- 
gekündigten Lohnabzüge seien für die 
Betroffenen schwer zu verkraften ge¬ 
wesen: Viele hatten Häuser gebaut und 
mussten und müssen Kredite bedienen. 
Irene Salberg kennt Betrieb und Inha¬ 
ber seit vielen Jahren. Aus ver.di-Sicht 


im Juli 2012. Es ging um zwei Stunden 
unbezahlte Mehrarbeit pro Woche. Im 
tarifgebundenen Betrieb waren zum 
Zeitpunkt der Strafanzeige rund 130 
Festangestellte und 30 Leiharbeiter be¬ 
schäftigt. Laut Tarifvertrag ist unbezahl¬ 
te Mehrarbeit aber nur möglich, wenn 
der Betriebsrat in einer freiwilligen Be¬ 
triebsvereinbarung zustimmt. Doch der 
Betriebsrat wehrte den Vorstoß der Ge¬ 
schäftsführung zunächst ab. 

Daraufhin wurden die Betriebsrats¬ 
mitglieder massiv unter Druck gesetzt. 
Derart drangsaliert, stimmten sie am 
Ende doch zu. Der Betriebsratsvorsit- 
zende wurde beschimpft und die Be¬ 
legschaft aufgefordert dafür zu sorgen, 
dass die vom Boss geforderte Verein¬ 
barung über die unbezahlte Mehrarbeit 
doch abgeschlossen wird. Andernfalls 
werde es im Unternehmen zum Stel¬ 
lenabbau kommen. Betriebsratsmitglie¬ 
der wurden sogar aufgefordert selbst zu 
kündigen. Von den ursprünglich 14 Be¬ 
triebsrats- und Ersatzmitgliedern sind 
derzeit nur noch vier im Betrieb, die 
meisten von ihnen waren oder sind auf 


Wie man Betriebsräte zermürbt 

Angriff auf die Mitbestimmung in der Verpackungsindustrie 


Foto: pauline_pixelio.de 


F älle von Bossing - das Mobben 
aus der Chefetage, insbesonders 
gegen Betriebsräte und Gewerk¬ 
schafter - sind in vielen Unternehmen 
inzwischen Betriebsalltag. Wenn der 
dahinter steckende Boss ein Unter¬ 
nehmerverbandchef ist, bekommt das 
ganze eine besondere Note. Die beste 
Gegenwehr ist, die Solidarität unter der 
Belegschaft zu stärken und den Skan¬ 
dal öffentlich machen. Das tat die Ge¬ 
werkschaft ver.di schon in der Vergan¬ 
genheit häufig mit Erfolg. 

In der aktuellen Ausgabe ihrer Mit¬ 
gliederzeitung Publik berichtet ver. 
di nun von einem neuen Fall. Bossing 
war lange ein Phänomen, das man in 
Deutschland nicht kannte. Nun häu¬ 
fen sich seit einiger Zeit Berichte etwa 
über das Mobbing von Betriebsräten. 


Die Unternehmer nutzen in der aktuel¬ 
len Wirtschaftskrise die Angst vor Job¬ 
verlust, die in den Betrieben herrscht, 
aber auch die derzeitige Schwäche der 
Gewerkschaften. Immer mehr Un¬ 
ternehmen reagieren allergisch, so¬ 
bald die Beschäftigten beginnen, ihre 
Rechte einzufordern, oder am Ende 
gar andere dazu „aufzuhetzen“. Dann 
greifen Bosse allzu oft zu Arglist und 
Täuschung. Die „Rädelsführer“ und 
„Störenfriede“ die sich mit ihnen soli¬ 
darisieren, werden wegen angeblicher, 
in der Regel frei erfundener Vorfälle, 
und wegen angeblichen Fehlverhaltens 
mit Abmahnungen fast zugeschüttet. 
Danach werden die Kollegen vor den 
Kadi gezogen, ob der Prozess gewon¬ 
nen oder verloren wird, ist dem Boss 
offensichtlich gleichgültig, irgendetwas 


bleibt immer hängen. Dies alles dient 
ausschließlich der Zermürbung der Be¬ 
schäftigten, die dann - nicht selten erst 
nach Jahren - ausgepowert doch aufge¬ 
ben (müssen). 

In der Mitgliederzeitung Publik wird 
der geradezu beispielhafte Bossing-Fall 
Papierwerk Landshut Mittler GmbH & 
Co. KG aus Wörth vorgestellt. Das Pa¬ 
pierwerk an der Isar ist ein mittelstän¬ 
discher Betrieb und stellt überwiegend 
Verpackungen und Faltschachteln für 
die Pharma-Industrie und andere Bran¬ 
chen her. Der Boss des Familienunter¬ 
nehmens ist Günther Berninghaus. Er 
kümmert sich nicht nur um die Profit¬ 
maximierung seines Betriebes. Berning¬ 
haus ist auch Vorstandsvorsitzender der 
Arbeitgebervereinigung Verband der 
Bayerischen Papier, Pappe und Kunst¬ 


ist sein Verhalten ein direkter Angriff 
auf die Mitbestimmung. „Ich bin der 
Meinung, dass hier ein Exempel gegen 
die Gewerkschaft und den Betriebsrat 
statuiert werden soll“, sagt sie. Das Ver¬ 
halten des Arbeitgebers lasse nur ei¬ 
nen Schluss zu: Er will einen Betrieb 
ohne Betriebsrat, ohne Gewerkschaft 
und ohne Betriebsverfassungsgesetz. 
Betriebsrat und Beschäftigte klagen 
seit langem über Einschüchterung. Im 
Herbst 2012 hat ver.di nach Paragraph 
119 des Betriebsverfassungsgesetzes 
Strafanzeige gegen Günther Berning¬ 
haus und sechs weitere Personen we¬ 
gen Behinderung der Betriebsratsar¬ 
beit, der Erpressung, des Betrugs, des 
Vorenthaltens von Arbeitsentgelt und 
sogar der Freiheitsberaubung, gestellt. 
Das Verfahren ist noch immer nicht ab¬ 
geschlossen. Der Strafanzeige voraus 
ging in diesem tarifgebundenen Betrieb 
ein harter Konflikt um die Einführung 
von zwei Stunden unbezahlter Mehrar¬ 
beit pro Woche. Hintergrund der Straf¬ 
anzeige ist ein Konflikt, ausgetragen 


Grund der psychischen Belastungen 
längere Zeit krank. Im Gegenzug reich¬ 
te dann Berninghaus seinerseits Klagen 
ein, um die Kündigung des Betriebsrats¬ 
vorsitzenden und seines Stellvertreters 
über ein Zustimmungsersetzungsver¬ 
fahren durchzudrücken. Diese Klagen 
verlor er in der ersten Instanz. In der 
zweiten Instanz machte das Gericht in 
beiden Fällen deutlich, dass das Gericht 
die Erstinstanz-Entscheidung bestäti¬ 
gen würde. Der Betriebsrats Vorsitzende 
war durch das permanente Bossing aber 
inzwischen so zermürbt und angezählt, 
dass er sich mit dem Berninghaus auf 
eine Vertragsauflösung gegen Abfin¬ 
dung einigte. Das zweite Verfahren wur¬ 
de gewonnen, der stellvertretende Be¬ 
triebsratsvorsitzende arbeitet weiterhin 
im Betrieb. Der arbeitgeberseitige eh¬ 
renamtliche Richter forderte am Ende 
der Verhandlung Firmenchef Günther 
Berninghaus auf, künftig das Betriebs¬ 
verfassungsgesetz und den Betriebsrat 
im Unternehmen zu akzeptieren. 

Wilhelm Dörner 
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Der lange Streik der Neupack-Belegschaft 

Die IGBCE, ihre Kritiker und Probleme der Streikunterstützung 



Einer der längsten Arbeitskämpfe in 
jüngster Zeit endete mit Erfolg. Auch 
wenn längst nicht alle Ziele erreicht 
wurden, verbessert das Ergebnis die 
Arbeits- und Bezahlungssituation bei 
Neupack in Hamburg wesentlich. Neu¬ 
pack ist ein Beispiel für Mut und Stand¬ 
haftigkeit einer Belegschaft und ihrer 
gewählten Vertreter. Es ist auch ein Bei¬ 
spiel für die Möglichkeit der Mobilisie¬ 
rung multiethnischer, prekarisierter Be¬ 
legschaften, aber auch für die Schwie¬ 
rigkeiten und Grenzen dabei. Auch 
dafür, dass eine sozialpartnerschaftlich 
orientierte Gewerkschaft nicht um den 
Klassenkampf umhin kommt, wenn das 
Regulationsmodell der 60er Jahre vom 
„Partner“ verworfen wird. Neupack 
zeigt, wie fließend die Grenzen sein 
können zwischen Solidarität und Bes¬ 
serwisserei von außen. Vor allem zeigt 
es, dass Kampftaktiken den Verhältnis¬ 
sen angepasst werden müssen. Die ent¬ 
scheidende Frage ist nicht ob kämpfen 
möglich ist, sondern ob die Kämpfe 
gewonnen werden können. Ob für die 
Kolleginnen und Kollegen Ergebnisse 
herauskommen, die „Lust auf Mehr“ 
machen, oder ob ein verlorener Kampf 
auf Jahre hinaus frustriert. 

Im Folgenden dokumentieren wir 
Auszüge aus einer Einschätzung der 
Genossen Rudi Christian (DKP), Ralf 
Peters (Partei „Die Finke“) und Robert 
Meessen (SPD). Komplett ist sie auf 
www.dkp.de zu lesen. Empfehlenswert 
ist auch die des Genossen Harald Hum- 
burg. Beide geben wichtige Impulse für 
die Diskussion in der DKP über Ge¬ 
werkschaftsfragen. Volker Metzroth 

Erfolg nach acht 
Monaten Kampf 

In einem Metallkäfig liegen Kohlen, 
die keine Wärme mehr geben. Vor dem 
Werksgelände hängt ein Transparent, 
dessen Aufschrift immer noch gültig ist: 
„50 Jahre Neupack. Noch immer kein 
Tarifvertrag.“ Acht Monate lang haben 
die Kollegen beim Verpackungsher¬ 
steller Neupack in Hamburg-Stellin¬ 
gen gestreikt. ... Bundesweit galt der 
Streik als Symbol für den Willen einer 
Belegschaft, für gerechte Löhne und 
faire Behandlung der Beschäftigten zu 
kämpfen. Freitag, den 9. August, wur¬ 
de der Konflikt beigelegt. Betriebsrat 
und IG BCE stimmten einer Betriebs¬ 
vereinbarung zu. In einer „Regelungs¬ 
abrede“ sind die Lohngruppen festge¬ 
schrieben. Nasenprämien soll es nicht 
mehr geben. Die Wochenarbeitszeit 
wird von 40 auf 38 Stunden reduziert, 
bei vollem Lohnausgleich. Der untere 
Stundenlohn steigt von 7,80 Euro auf 9 
Euro, der höchste soll künftig mehr als 
18 Euro betragen. 

Neupack bzw. Krüger 

Auf der einen Seite steht ein mittel¬ 
ständisches „Familienunternehmen“ 
namens Neupack der Verpackungsin¬ 
dustrie, angeführt von einem 72-jähri- 
gen Patriarchen: Ob Relikt des Frühka¬ 
pitalismus oder moderner Ausbeuter - 
Krüger ist beides in einer Person. Da 
sind die dreistöckigen Villen an Laster 
und Elbchaussee, die unbeschreibli¬ 
chen Zustände und Zumutungen im 
Betrieb (trotz bis zu 40° Umgebungs¬ 
temperatur gibt es z.B. im Hamburger 
Betriebsteil nicht eine einzige Dusche 
für die 130 Beschäftigten). Da ist die 
Dreistigkeit, mit der Betriebsverfas¬ 
sung, Gesetze und Gewerkschaft igno¬ 
riert werden, und die Entschlossenheit, 
gegen jedes rationale Kalkül Verluste 
in Kauf zu nehmen, um den Herrn im 
Hause-Standpunkt zu zementieren. 

Die Belegschaft 

Die Neupack-Belegschaft umfasst zehn 
Nationalitäten, fast zur Hälfte Frauen 
und überwiegend mit Pack- und Hel¬ 
ferarbeiten beschäftigt, was Armuts¬ 
löhne um die acht Euro bedeutet. Seit 
zehn Jahren existiert für die Betriebe 
Rotenburg und Hamburg ein Betriebs¬ 
rat, in dem aber drei von sieben Mit¬ 
gliedern aus dem auffällig gut bezahl¬ 
ten Angestelltenbereich kommen und 
in der Regel für die Unternehmerseite 
stimmten. Als besonders erschwerend 


für den Streik, an dem sich 110 der 
200 Beschäftigten beteiligten, erwies 
sich, dass Vorgesetzte und Angestellte 
Produktionserfahrung haben und die 
Schlüsselaufgaben der Maschinenfüh¬ 
rer übernehmen konnten. 

Die IGBCE 

Anders auch als es manche Kritiker 
behaupten, ist die IGBCE nicht zum 
Streik gezwungen gewesen, „weil vor 
Ort die Streikbereitschaft hergestellt 
war“. Das war zwar eine notwendige 
Voraussetzung für einen Arbeitskampf, 
aber keine hinreichende. Es handelte 
sich zweifellos um eine demonstrative 
politische Entscheidung der IGBCE 
gegen das Überhandnehmen prekärer 
Arbeitsverhältnisse auch in ihrem Ta¬ 
rifbereich. Darum auch hatte der IGB- 
CE-Vorsitzende Vassiliades gleich zu 
Beginn des Streiks erklärt, man werde 
bei Neupack ein Exempel statuieren, 
koste es was es wolle! 

Der Unterstützerkreis 

Der sogenannte Soli-Kreis aus Mitglie¬ 
dern verschiedener Gewerkschaften, 
ehemaligen und aktiven Betriebsrä¬ 
ten, Mitgliedern linker Organisationen 
und Parteien (von der MLPD über die 
Gruppe Arbeiterpolitik bis zur SPD), 
studentischen Linken und Aktiven des 
Hamburger „Jour fixe linker Gewerk¬ 
schafter“ hat sehr früh den Streik un¬ 
terstützt und die Blockadeversuche 
vor den Werktoren wesentlich mitge¬ 
tragen. Vielfältige Aktivitäten fanden 
statt:... 

Der Streik 

Die Produktionserfahrung des nicht- 
streikenden Teils der Belegschaft in 
Verbindung mit der zunehmenden 
Zahl von herangeführten Streikbre¬ 
chern zwang die IGBCE nach 3 Mo¬ 
naten zum taktischen Wechsel vom 
Vollstreik auf den sogenannten Flexi- 
Streik, in dem in der Regel an 4 von 5 
Wochentagen gearbeitet und nur ein 
Tag gestreikt wurde. Diese Streikform 
beschränkt den aktiven Streik also auf 
wenige Tage, ist aber wegen der einge¬ 
stellten Streikbrecher mit regelmäßi¬ 
gen Doppelbesetzungen und organisa¬ 
torischem Zusatzaufwand, also mit er¬ 
heblichen Kostenbelastungen für den 
Streikgegner verbunden 

Ein Wechsel der Streiktaktik 
wird notwendig 

Und dieser Wechsel wurde auch, - an¬ 
ders, als es die Kritiker noch heute be¬ 
haupten -, von der Streikleitung im 
Betrieb und den Streikenden mitge¬ 
tragen. Nicht aber von den Protago¬ 
nisten des Jour-Fixe. In gründlicher 
Verkennung der Faktenlage behaup¬ 


tet z.B. der Sprecher des JF noch heute: 
„Es wäre leicht gewesen, Krüger zu be¬ 
siegen, statt dessen wurde er gerettet.“ 
Die Gefahr eines totalen Einbruchs 
bei zunehmender Wirkungslosigkeit 
des Vollstreiks, die hier augenfällig 
drohte, wird von ihm nicht einmal in 
Betracht gezogen. 

Wenn der Schwung 
versiegt und Kritik zum 
Selbstzweck wird 

Die fundamentalistische Kritikpraxis 
der JF-Gruppe und ihres Anhangs im 
Neupack-Soli-Kreis hat die Gewerk¬ 
schaftspolitik und die Streikführung 
stets mit ideologischer Brille als Aus¬ 
fluss reiner Sozialpartnerschaft be¬ 
trachtet. Wer in den Gewerkschaften 
immer nur auf Freund-Feind-Unter- 
scheidung setzt und jede Kompromiss¬ 
findung denunziert, ist für „systemim¬ 
manente Gewerkschaftsarbeit“ kaum 
geeignet. Der IG BCE hätte bei ihrem 
ersten und außerordentlich schwieri¬ 
gen Kampf nach langer Streikabsti¬ 
nenz eher Unterstützung und faire Kri¬ 
tik geholfen, statt aggressiver, auf Ent¬ 
larvung versessener Feindseligkeiten. 

Unterstützung soll 
unterstützen, nicht 
auseinander dividieren 

Von außerhalb der bestehenden Klas¬ 
senorganisation Gewerkschaft, -in 
Deutschland insbesondere von au¬ 
ßerhalb der Einheitsgewerkschaften 
oder gegen sie zu operieren-, wird in 
der Praxis nur Verunsicherung und 
Schwächung bewirken. Das gilt erst 
recht für Versuche, von außerhalb in 


laufende Konflikte einer Belegschaft 
einzugreifen. Die schöne Floskel von 
der „Selbstermächtigung“ lief in der 
Praxis der Jour-Fixe-Ideologen bei 
Neupack am Ende auf nicht mehr als 
auf die häßliche Vokabel Entlarvungs¬ 
strategie hinaus. Die propagierte „Stär¬ 
kung klassenkämpferischer-Positio¬ 
nen“ kann wirksam offensichtlich nur 
mit und innerhalb von Belegschaften 
und Gewerkschaften unternommen 
werden. Neupack zeigt: Unterstützung 
von außerhalb ist gut und sinnvoll als 
sich nur zur Verfügung zu stellen: den 
Kämpfenden und ihrer Gewerkschaft. 

Dieser Kampf ist nicht zu Ende 

Bei Neupack steht jetzt an, die aus¬ 
gehandelten Verträge gegen einen 
beinharten Mittelstandsunternehmer 
umzusetzen. Dass ist überhaupt kein 
Selbstlauf, weil sich Krüger auf das 
konzentriert, was er am besten kann: 
die einzelnen Beschäftigten zu schi¬ 
kanieren. Damit will er den Teil der 
Belegschaft, der gestreikt hat, demo¬ 
ralisieren und möglichst viele aus dem 
Betrieb drängen. Durchsichtiges Ziel 
ist die Veränderung der Mehrheits¬ 
verhältnisse im Betriebsrat zu seinen 
Gunsten. Vom Erfolg der Umsetzung 
des Verhandlungsergebnisses hängt die 
Zukunft der Belegschaft, der Gewerk¬ 
schaft und speziell die des so wichtigen 
Betriebsrates ab. Dafür sind Erfolge 
bis zu den kommenden Betriebsrats¬ 
wahlen 2014 entscheidend. Erfahrene 
Betriebsräte aus dem Unterstützer¬ 
kreis haben ihre Mitarbeit angeboten. 
Das könnte den Ausschlag geben für 
einen „Systemwechsel“ bei Neupack. 



Nebeneinkünfte 

Laut einer von der Süddeutschen Zei¬ 
tung zitierten Studie der Otto-Bren- 
ner-Stiftung der IG Metall „verdient“ 
fast jeder dritte Bundestagsabgeord¬ 
nete neben seinem Mandat noch be¬ 
merkenswert viel hinzu. 188 Volksver¬ 
treter dieser Wahlperiode bekamen in 
den vier Jahren. Nebeneinkünfte von 
insgesamt geschätzt rund 32 Millio¬ 
nen Euro. Das wären rein rechnerisch 
über 42 000 Euro pro Parlamentarier 
im Jahr. Die 32 Millionen Euro entspre¬ 
chen dem Verdienst von ca. 80 Abge¬ 
ordneten aus Diäten - also so viel, wie 
Abgeordnete einer kompletten kleinen 
Fraktion bekommen. Parlamentarier 
der schwarz-gelben Koalition sind ne¬ 
benberuflich deutlich erfolgreicher als 
die der Opposition: Nebeneinkünfte 
über der Bagatellgrenze von 1000 Euro 
im Monat beziehungsweise 10 000 Euro 
im Jahr würden „zumindest zu 70 Pro¬ 
zent“ von Vertretern der Regierungs¬ 
fraktionen eingeheimst, insbesondere 
von Anwälten. 

Jenoptik in Essen soll 
erhalten bleiben 

Der Vorstand der Jenoptik AG teilte 
jetzt mit, dass der von Schließung be¬ 
drohte Standort des Thüringer Jenop- 
tik-Konzerns in Essen erhalten blei¬ 
ben soll. Das sieht ein bis Ende 2019 
laufender Tarifvertrag vor, mit dem 
die Beschäftigten im Gegenzug Zuge¬ 
ständnisse bei Arbeitszeiten und Ent¬ 
geltanpassungen machen mussten. Die 
Einigung mit der IG Metall verhelfe der 
Jenoptik-Sparte Verteidigung und zivile 
Systeme mit Sitz in Wedel bei Hamburg 
und Essen zu mehr Wettbewerbsfähig¬ 
keit. In der Wehrtechnik-Sparte sind 
bei Jenoptik 570 Mitarbeiter beschäf¬ 
tigt, davon 69 allein in Essen. 

DCB-Nord fordert 
„soziale Antenne“ 

In seinem Wahlaufruf zur Bundestags¬ 
wahl im September ruft der Deutsche 
Gewerkschaftsbund Nord die abhän¬ 
gig Beschäftigten zur Teilnahme an der 
Bundestagswahl auf. „Wir brauchen 
kein ,Weiter so 4 , sondern eine Regie¬ 
rung mit neuem Schwung und sozialer 
Antenne, die endlich den gesetzlichen 
Mindestlohn einführt und schlecht be¬ 
zahlte Minijobs durch gute Arbeit ab¬ 
löst“, sagte der Vorsitzende des DGB 
Nord, Uwe Polkaehn, in dem Aufruf 
zur Wahl. „Am Politikwechsel in Berlin 
hängen Millionen Schicksale“, betonte 
der Gewerkschafter. Immer mehr Fami¬ 
lien befänden sich in prekären Lebens¬ 
lagen. Aus der Finanz- und Bankenret¬ 
tungskrise sei längst eine soziale Krise 
geworden. Der Norden Deutschlands 
würde laut Polkaehn von einem gesetz¬ 
lichen Mindestlohn besonders profitie¬ 
ren, weil der Niedriglohnsektor hier be¬ 
sonders groß sei. „Im Vergleich der al¬ 
ten und neuen Bundesländer werden in 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg- 
Vorpommern die geringsten Löhne ge¬ 
zahlt - jeder vierte Beschäftigte erhält 
nur Niedriglohn.“ Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung habe den Arbeits¬ 
markt dereguliert und Millionen Men¬ 
schen um sichere Beschäftigung und 
faire Löhne gebracht. 

Brandenburgs Ministerpräsi¬ 
dent will Betriebsräte stärken 

Dietmar Woidke (SPD) hat sich jüngst 
für die Stärkung der Betriebsräte in 
den Unternehmen ausgesprochen. Die 
betriebliche Mitbestimmung sorge da¬ 
für, dass die Interessen derer, die die 
alltägliche Arbeit erledigen, nicht un¬ 
tergehen, so Woidke diesen Montag 
auf der Brandenburger Betriebsräte¬ 
konferenz. Rund 160 Teilnehmer dis¬ 
kutierten das Thema „Gemeinsam für 
bessere Ordnung der Arbeit“. Die Be¬ 
triebsräte wären es, die dafür sorgten, 
dass die Balance in den Unternehmen 
im Land stimme. Es sei auch eine star¬ 
ke Tarifpartnerschaft notwendig, denn 
es braucht Arbeitgeber, die ihre Beleg¬ 
schaft wertschätzen. Und „es braucht 
Arbeitnehmer, die sich für ihren Be¬ 
trieb richtig ins Zeug legen und die da¬ 
für auch angemessen, fair und gerecht 
entlohnt werden müssen“, so Woidke 
weiter. Außerdem sprach er sich erneut 
für die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns von anfänglich 8,50 Euro 
pro Stunde aus, denn. „Armut trotz Ar¬ 
beit muss ein Ende haben“. 
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Ein Grundrecht verschwindet 

Das verletzliche Post- und Fernmeldegeheimnis 



N achdem Edward Snowden, vor¬ 
mals Mitarbeiter des US-ameri¬ 
kanischen Geheimdienstes Na¬ 
tional Security Agency (NSA), über 
das weltweite Abgreifen von Daten in¬ 
formiert hatte, erwirkte das FBI einen 
Haftbefehl. Snowden genießt mittler¬ 
weile in Russland Asyl. Aber der Ver¬ 
folgungswille der US-Regierung ist 
maßlos. 

Dem bolivianischen Präsidenten Evo 
Morales wurden am 2. Juli Überflugge¬ 
nehmigungen für Frankreich, Spanien, 
Portugal und Italien entzogen. In Wien 
wurde er zur Landung gezwungen. Man 
verdächtigte ihn, Edward Snowden an 
Bord zu haben. Evo Morales konnte 
seinen Flug erst nach 13 Stunden fort¬ 
setzen. 

Im britischen Guardian hatte Glenn 
Greenwald die Spähaktionen der NSA 
enthüllt. Chefredakteur Alan Rus- 
bridger informierte über eine bizarre 
Aktion gegen das Blatt. Geheimagen¬ 
ten erzwangen Ende Juli die Zerstö¬ 
rung von Festplatten. Premierminister 
Cameron selbst hatte es angeordnet. 
Selbstverständlich vergeblich. Es gibt 
Kopien und eine Debatte in Großbri¬ 
tannien über die Pressefreiheit. 

Am 18. August hielt die britische Poli¬ 
zei Greenwalds Lebensgefährten, Da¬ 
vid Miranda, auf dem Weg von Berlin 
nach Rio de Janeiro auf dem Londoner 
Flughafen Heathrow 9 Stunden lang 
fest und verhörte ihn. Die rechtliche 
Grundlage soll ein Anti-Terrorgesetz 
sein. Handy, Laptop und Speicherme¬ 
dien wurden konfisziert. Die brasilia¬ 
nische Regierung protestierte. Es habe 
keine Anschuldigung Vorgelegen, wel¬ 
che die Anwendung von Anti-Terror¬ 
gesetzen gerechtfertigt hätte. 

Die NSA kontrolliert und speichert 
systematisch pro Monat eine halbe Mil¬ 
liarde Telefonate, Mails und SMS bei 
uns in Deutschland. An normalen Ta¬ 
gen sind es bis zu 20 Millionen Telefon¬ 
verbindungen und um die 10 Millionen 
Internetdatensätze. Gezielt werden die 
EU-Vertretungen in Washington und 
New York mit Wanzen abgehört. Die 
Computersysteme sind infiltriert. Auch 
die UNO wird belauscht. 

Mit dem System Xkeyscore kann die 
NSA die Aktivität einer Zielperson in 
Echtzeit erfassen. Auch der Bundes¬ 
nachrichtendienst (BND) und der Ver¬ 
fassungsschutz setzen XKeyscore ein. 
Die bürgerliche Öffentlichkeit der 
Bundesrepublik ist beunruhigt. Innen¬ 
minister Friedrich musste Mitte Juli in 
die USA fliegen, damit sich die Aufre¬ 
gung lege. Er teilt mit, dass das Prism- 
Programm zwar ein Programm zur 
Überwachung von Kommunikationsin¬ 
halten sei. „Allerdings geht es dort sehr 
strikt gesetzlich geregelt um Terroris¬ 
mus, um Verbreitung von Massenver¬ 
nichtungswaffen und um organisierte 


Kriminalität“ sagte Friedrich. Er macht 
keine Angaben über Art und Menge 
der abgeschöpften Daten. Aus seinen 
Äußerungen geht auch nicht hervor, 
ob er dazu überhaupt Informationen 
erhalten hat. 

Bekannt wurde seine irrige Behaup¬ 
tung, Sicherheit sei ein Supergrund¬ 
recht. Aber die Verfassung kennt kein 
Sicherheitsrecht, schon gar nicht eins, 
das Grundrechte auszuhebeln ver¬ 
möchte. Das Postulat Sicherheit gilt 


Das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit des Post- und 
Fernmeldegeheimnisses gibt 
es nicht mehr. Die NSA hat in 
Deutschland völlig freie Hand. 


zudem nicht für jedermann. V-Leuten, 
die der Beteiligung an NSU-Morden 
verdächtig sind, wird die Aussagege¬ 
nehmigung verweigert. Sie bleiben ab¬ 
geschirmt. 

Friedrich lügt: „Die Behauptung, es 
würden millionenfach deutsche Staats¬ 
bürger ausgespäht, ist schlichtweg 
falsch.“ „In Deutschland gelten unsere 
Gesetze und die setzen wir auch durch.“ 
(Kölnische Rundschau 17.8.13) Der Mi¬ 
nister schweigt vom G 10-Gesetz und 
den seit der Existenz der BRD völker¬ 
rechtlich bindenden Vereinbarungen 
mit den westlichen Alliierten (UZ vom 
19. Juli 2013). 

Zwar wurde mit dem Deutschlandver¬ 
trag vom 5. Mai 1955 das bis dahin gül¬ 
tige Besatzungsstatut hinfällig - nicht 


aber der Überwachungsvorbehalt (das 
Recht, den in- und ausländischen Post- 
und Fernmeldeverkehr in der Bundes¬ 
republik zu überwachen) und der Ge¬ 
heimdienstvorbehalt (das Recht, die 
alliierten Geheimdienste mit Unter¬ 
stützung des Amtes für Verfassungs¬ 
schutz außerhalb des deutschen Rechts 
zu stellen, wenn es die geheimdienstli¬ 
chen Interessen erfordern). Die Statio¬ 
nierung der alliierten Streitkräfte dau¬ 
erte fort. Sie hatte die enge Zusammen¬ 
arbeit der Geheimdienste zur Folge. Sie 
betraf insbesondere „die Sammlung, 
den Austausch und den Schutz aller 
Nachrichten“. 

Die Formel „Maßnahmen zum Schutz 
der Sicherheit der alliierten Streitkräf¬ 
te“ findet sich im Besatzungsstatut von 
1949, im Deutschland- und Truppen¬ 
vertrag von 1955, im Zusatzabkom¬ 
men zum NATO-Truppenstatut von 
1959/1963 bis zum G-10-Gesetz und 
der geheimen Verwaltungsvereinba¬ 
rung von 1968. Sie ist die Grundlage 
für die kontinuierliche Tätigkeit der 
westlichen Geheimdienste. Mitarbeiter 
und Informanten sind vor einer Straf¬ 
verfolgung durch deutsche Behörden 
geschützt. Die USA, Frankreich und 
Großbritannien konnten einen um¬ 
fangreichen Überwachungs- und Ge¬ 
heimdienstapparat in der Bundesrepu¬ 
blik installieren. Sie überwachten den 
gesamten Post- und Telefonverkehr, 
mitsamt der Korrespondenz der Bun¬ 
desregierung und der Bundestagsabge¬ 
ordneten, ihrer Telegramme und Tele¬ 
fonanschlüsse. 


Die Zensur richtete sich gegen die 
Kommunisten sowie gegen Druck¬ 
schriften und Briefe aus der DDR. Von 
1951 bis 1972 wurden insgesamt 90 Mil¬ 
lionen Postsendungen vernichtet. Das 
alles auf der Grundlage von Vereinba¬ 
rungen, die so geheim wie verfassungs¬ 
widrig sind. Das ging bis zum 30. Mai 
1968 so, als im Windschatten der Not¬ 
standsgesetze der Artikel 10 GG („Das 
Briefgeheimnis sowie das Post- und 
Fernmeldegeheimnis sind unverletz¬ 
lich. Beschränkungen dürfen nur auf 
Grund eines Gesetzes angeordnet wer¬ 
den“) ergänzt wurde: „Dient die Be¬ 
schränkung dem Schutze der freiheit¬ 
lichen demokratischen Grundordnung 
oder des Bestandes oder der Sicherung 
des Bundes oder eines Landes, so kann 
das Gesetz bestimmen, dass sie dem 
Betroffenen nicht mitgeteilt wird und 
dass an die Stelle des Rechtsweges die 
Nachprüfung durch von der Volksver¬ 
tretung bestellte Organe und Hilfsor¬ 
gane tritt.“ 

Keine Benachrichtigung, kein Rechts¬ 
weg, obwohl er in Artikel 19,4 des GG 
garantiert wird. Das G 10-Gesetz vom 
13. August 1968 ermächtigt die Ge¬ 
heimdienste, „zur Abwehr von dro¬ 
henden Gefahren für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung“ oder 
den „Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes“ Briefe und Pakete zu öff¬ 
nen sowie die Telekommunikation zu 
überwachen. Das schließt Maßnah¬ 
men zur Sicherheit der NATO-Trup- 
pen ein. Die Postdienste sind zur Mit¬ 
arbeit verpflichtet. 


Beteiligung an Endlager-Kommission 
einstimmig abgelehnt 

Atommüll-Konferenz von AKW-Gegnern in Kassel 


Etwa 70 Teilnehmer von Neckarwest¬ 
heim bis zur Bürgerinitiative „Kiel 
gegen Atomanlagen“ trafen sich am 
31.8.2013 zur bundesweiten Atommüll- 
Konferenz in Kassel - lange Anfahrts¬ 
wege für einige. Eingeladen hatte die 
AG Schacht Konrad in die Volkshoch¬ 
schule Kassel, geschmeidig nahe gele¬ 
gen am ICE Bahnhof Wilhelmshöhe. 
In einem ordentlichen Arbeitsambien¬ 
te war das Anfangsplenum dominiert 
von dem neu erstellten „Sorgenbe¬ 
richt“ der Politikwissenschaftlerin Ur¬ 
sula Schönberger. 

Ebenso lag die brennende Frage nach 
der Beteiligung von Umweltverbän¬ 
den an der Endlager-Kommission 
in der Luft. Dazu äußerte sich der 
BUND-Energiereferent Thorben Be¬ 
cker eindeutig: Da die Kommission 
bisher hinter verschlossenen Türen 
gearbeitet hat, von einer Bürgerbe¬ 
teiligung keine Rede sein kann und 
zudem die Verbände von vorneher¬ 



Ursula Schönberger mit ihrer 
Atommüll karte. 

ein unterrepräsentiert sind, lehnt der 
BUND eine Mitverantwortung für die 
Ergebnisse dieser Kommission ab. 


In den drei Arbeitsgruppen wurden 
dann folgende Themen bearbeitet. 

★ Abschaltung, Stilllegung und Rück¬ 
bau (explizit nicht Abriss) von AKW‘s. 
Für wichtig wurde erachtet, dass die 
AKW‘s nicht nur juristisch sondern 
auch technisch unumkehrbar still¬ 
gelegt werden sollen. Das wäre z.B. 
durch Rückbau des Kühlturms denk¬ 
bar. 

★ Sorgenbericht: eine 272-seitige Be¬ 
standsaufnahme lag vor, wo und wie 
derzeit Atommüll an Standorten in 
ganz Deutschland lagert. 

„Egal, wohin du gehst, der Atommüll 
ist schon da“ war die Zusammenfas¬ 
sung der Ergebnisse von Ursula und 
Christine. Besonders anschaulich wird 
das an der Landkarte über die größ¬ 
ten Lagerstätten. Es gibt bei der Gier 
nach Profit keine menschlichen Skru¬ 
pel, so wieder einmal von den Betrei¬ 
bern der Wismut GmbH bewiesen. 
Ohne öffentliche Beteiligung wurden 


radioaktiv verstrahlte Hinterlassen¬ 
schaften unter anderem des Uranab¬ 
baus in Sachsen und Thüringen ober¬ 
flächennah in der Erde verscharrt und 
endgelagert. 

Das sind aber keine Berichte aus grau¬ 
en Vorzeiten, sondern es sind aktuelle 
Ereignisse wie z.B. 2009, als 104 Ton¬ 
nen in der Deponie Ihlenberg abge¬ 
legt wurden. Der Bericht soll Mitte 


„Egal, wohin du gehst, der 
Atommüll ist schon da“ 


September veröffentlicht werden und 
dann Grundlage einer weiteren offen¬ 
siven Auseinandersetzung über den 
zukünftigen Umgang mit Atommüll 
sein. Bestellbar ist das Material unter 
info@ag-schacht-konrad.de 
★ Das Standortauswahlgesetz, Be¬ 
setzung der „Kommission Lagerung 
hochradioaktiver Abfallstoffe“; hier 
fand unter der Moderation von Mar¬ 
tin Donath, dem Vorsitzenden der BI 
Lüchow- Dannenberg, eine heiße und 
kontroverse Diskussion statt, in der 
durchaus auch die Option beleuch¬ 
tet wurde, die Bühne der Kommissi¬ 


unsere zeit m 


Der Öffentlichkeit wurde seinerzeit 
weisgemacht, dass nach Änderung 
des Artikels 10 die Vorbehaltsrechte 
der Alliierten abgelöst seien. Tatsäch¬ 
lich aber gelten sie über den Zusatz¬ 
vertrag zum NATO-Truppenstatut bis 
heute. Zugleich wurde und wird das G 
10-Gesetz bei jeder fälligen Novellie¬ 
rung mit den Alliierten Wort für Wort 
abgestimmt, zuletzt 2006. 

Darüber hinaus gelten geheime Ver¬ 
einbarungen. Prof. Josef Foschepoth, 
Historiker an der Uni Freiburg, do¬ 
kumentiert in seinem Buch „Über¬ 
wachtes Deutschland. Post- und Tele¬ 
fonüberwachung in der alten Bundes¬ 
republik“, Göttingen 2012, erstmalig 
die Vereinbarung mit Großbritanni¬ 
en - USA und Frankreich haben ihre 
noch nicht deklassifiziert -, „dass nach 
Artikel 3 Absatz 2 des Zusatzabkom¬ 
mens zum NATO-Truppenstatut vom 
3. August 1959 die deutschen Behör¬ 
den und die Behörden der Stationie¬ 
rungsstreitkräfte verpflichtet sind, in 
enger Zusammenarbeit die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland, der 
Entsendestaaten und der Streitkräf¬ 
te zu fördern und zu wahren, indem 
sie insbesondere alle Nachrichten, die 
für diese Zwecke von Bedeutung sind, 
sammeln, austauschen und schützen 
...“ (S. 299). Dann folgen die Details. 
Eine hessische Normenkontrollklage 
gegen das G 10-Gesetz beim Bundes¬ 
verfassungsgericht wird am 15. De¬ 
zember 1970 abgewiesen. 1978 ist der 
Europäische Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte mit dem G 10-Gesetz be¬ 
fasst. Vergeblich. Auch eine Verfas¬ 
sungsbeschwerde beim Bundesver¬ 
fassungsgericht scheitert 1984. 
Foschepoth stellt fest: Das Grund¬ 
recht auf Unverletzlichkeit des Post- 
und Fernmeldegeheimnisses gibt es 
nicht mehr. Die Vernetzung zwischen 
den Diensten ist noch enger geworden. 
Der Umfang der Überwachung ist grö¬ 
ßer als zu Zeiten des Kalten Krieges. 
Die NSA hat in der Republik völlig 
freie Hand. 

Fällig ist eine breite Demokratiebewe¬ 
gung gegen die systematische Verlet¬ 
zung demokratischer Rechte. Die Ak¬ 
tionsidee „Asyl für Edward Snowden“ 
erscheint demgegenüber zu zaghaft. 
Snowden nach Deutschland zu holen, 
ist zudem schon im Hinblick auf die 
Rechtslage nicht ratsam. Die Bundes¬ 
regierung müsste ihn den Amerika¬ 
nern übergeben. 

Immerhin halten die Proteste gegen 
die Überwachung an. 10 000 Men¬ 
schen beteiligten sich an den bun¬ 
desweiten Aktionen „Stop watching 
us“ am 27. Juli. Für den 7. September 
wird unter dem Motto „Freiheit statt 
Angst“ zu einer Demonstration in 
Berlin aufgerufen. 

Klaus Stein 


on für die Artikulation unserer Positi¬ 
onen zu nutzen. Unsere Forderungen 
nach der Lagerung, Endlagerung gibt 
es nach überwiegender Meinung der 
Anti-AKW Bewegung sowieso nicht, 
dürften von der Vorstellung der pro¬ 
fitorientierten Betreiber eklatant ab¬ 
weichen. 

Die Arbeit der Kommission diene im 
Gegenteil dazu, den Standort Gor- 
leben nachträglich zu legitimieren. 
Schlussendlich wurde einstimmig (!) 
eine Resolution verabschiedet, in der 
der Kommission sowohl die Kom¬ 
petenz als auch die Möglichkeit, der 
Lösung der Atommüllfrage näher zu 
kommen, abgesprochen wurde. 

Eine Belegung der Plätze an diesem 
Verfahren der Herrschenden wurde 
logisch abgelehnt. Der genaue Wort¬ 
laut ist unter www.atommuellkonfe- 
renz.de einzusehen. 

Für einen heißen Widerstandsherbst 
findet das nächste Treffen, die Herbst¬ 
konferenz der Anti-AKW Bewegung, 
vom 18.-20.10 2013 in Hamburg (www. 
anti-atom-konferenz.org ) statt. 

Michaela Sohn 
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Schöner leben ohne Nazis 

Hellersdorf braucht Raum für Geflüchtete mitten im Kiez 



SCHÖNER LEBEN 

SIZVN 3NHO 



A uf Fußwege rund um die neue 
Sammel-Flüchtlingsunterkunft 
in Berlin-Hellersdorf wurden 
am 30. und 31. August fünf Hakenkreu¬ 
ze in Stundenabständen gesprüht, eines 
davon „ergänzt“ mit dem Kürzel „Nein 
zum Heim“ Die sich per Slogan auswei¬ 
sende „Bürgerinitiative Marzahn-Hel¬ 
lersdorf , 4 die der Berliner Verfassungs¬ 
schutz angeblich beobachtet, geht end¬ 
gültig aus der Deckung und zeigt sich 
jetzt ganz offen als von Nazis gesteuert. 
Die Bedrohten, 95 aus Kriegs- und Kri¬ 
sengebieten Geflüchtete, sind nur vor¬ 
läufig im leerstehenden Schulkomplex 
untergebracht. Aufgrund ihres politi¬ 
schen Status stehen sie eigentlich un¬ 
ter dem Schutz der Polizei. Doch die 
hat die Provokateure nicht gesehen. 
Mit ironischen Fragen zu möglichen 
Tätern rückt sie zunächst gar die an¬ 
tirassistische Mahnwache an der Stra¬ 
ßenecke ins Zwielicht. 

Wem aber kann das zu diesem Zeit¬ 
punkt nicht einmal tausend Schrit¬ 
te entfernte Demokratiefest vor dem 
Rathaus am Alice-Salomon-Platz ein 
Dorn im Auge sein? Das Banner ver¬ 
heißt „Schöner leben ohne Nazis - am 
Ort der Vielfalt Marzahn-Hellersdorf“. 
Angesichts von verdoppelten Über¬ 
griffen und einer 50prozentigen Stei¬ 
gerung von rechtsextremen Propa¬ 
gandadelikten an Brennpunkten des 


Großbezirks sollen die zahlreichen 
Besucher nachhaltig zu bürger schaft - 
lichem Engagement gegen Rechtsex¬ 
tremismus und Rechtspopulismus er¬ 
mutigt werden. Deshalb erweiterte sich 
das initiierende Netzwerk im fünften 
Jahr auf über 40 Vereine und Instituti¬ 
onen, unterstützt vom Bezirksamt und 
von allen Fraktionen der Bezirksver¬ 
ordnetenversammlung (BVV). Die am 
29. August einstimmig verabschiedete 
BVV-Resolution „Marzahn-Hellers¬ 
dorf hilft Menschen in Not - Für eine 
menschenwürdige Unterbringung von 
Flüchtlingen in unserem Bezirk“ heißt 
die Flüchtlinge willkommen. Wie sich 


das in der Praxis niederschlagen kann, 
zeigte der gemeinschaftliche Skate¬ 
boardtag am 1. September mit Kin¬ 
dern aus der Flüchtlingsunterkunft an 


der Carola-Neher-Straße. Ein Dutzend 
Skateboards und eine Rampe blieben 
gleich da. 

Dennoch stellen antirassistische Mit¬ 
streiter auf ihrem Infoportal zu Hel¬ 
lersdorf fest: „Die Ruhe, die sich Be¬ 
zirk, Medien und desinteressierte An¬ 
wohner so sehnlich herbeiwünschen, 
gibt es nicht, solange Nazis und Rassis¬ 
ten sich in diesem Kiez frei bewegen.“ 
„Die Nazis sind nicht erst seit dem Be¬ 
zug der Unterkunft in dem Kiez prä¬ 
sent. Sie bedrohen seit Tagen Aktivist_ 
innen, Migrant_innen und Refugees. 
Kein Tag vergeht ohne Drohungen, 
Pöbeleien oder Angriffe. Die Polizeibe¬ 


richte sind dahingehend nicht vollstän¬ 
dig. Eine bezirkliche Stelle, die solche 
Übergriffe zeitnah veröffentlicht und 
kontextualisiert, gibt es nicht.“ 

Hier müsse eine engagierte Alterna¬ 
tive zur bezirklichen Koordinierungs¬ 
stelle „Polis*“ geschaffen werden. Die¬ 
se erfasst in analytischen Jahresberich¬ 
ten alle rechtslastigen Vorkommnisse, 
einschließlich Erfahrungs- und Hin¬ 
tergrunddarlegungen und einer Ein¬ 
schätzung zur Stärkung der Demo¬ 
kratieentwicklung. Für das Jahr 2012 
verzeichnet sie eine Zunahme von 15 
Erscheinungsformen und Aktivitäten, 
die in Zusammenhang mit antisemi¬ 
tischen, rechtsextremen und rassisti¬ 
schen Wahrnehmungen stehen. Seit 
2010 hat der Bundesverband der „Bür¬ 
gerbewegung Pro Deutschland“ seinen 
Hauptsitz in die Marzahner Allee der 
Kosmonauten verlegt. Seit den Wah¬ 
len 2011 zum Berliner Abgeordneten¬ 
haus und zu den Kommunalwahlen ist 
die NPD per 4-Prozent-Stimmenanteil 
auch in der hiesigen BVV präsent. „Pro 


Deutschland“ bekam in den Berliner 
Rand-Wahlkreisen Hellersdorf-Süd 
und Kaulsdorf-Nord 6,8 Prozent der 
Erststimmen zum Abgeordnetenhaus. 
„Die Ruhe und Ordnung einer Rati¬ 
onal Befreiten Zone’, die sich die Na¬ 
zis konstruieren, bedeutet eine Gefahr 
für Würde, Leib und Leben aller Men¬ 
schen, die nicht in das Weltbild dieser 
Akteure fallen“, heißt es im Antirassis¬ 
tischen Infoportal. „Das macht deut¬ 
lich, warum es so wichtig ist, dass wir 
dauerhaft in Hellersdorf präsent sind: 
Nur durch kontinuierliche Arbeit vor 
Ort kann sich die von den Nazis kon¬ 
struierte ,Homezone’ aktiv wandeln 
und die rassistische Hegemonie ge¬ 
brochen werden. Wir fordern einen 
sicheren, selbstverwalteten Raum für 
Geflüchtete, für Aktivistinnen und Ak¬ 
tivisten, für Initiativen mitten im Kiez. 
Dort, wo es den Nazis und Rassisten 
weh tut!“ 

Die Berliner Politik, die sich am 
29. August mit einer fraktionsüber- 
greifenden, vom Senat mitgetragenen 
Erklärung zum Recht auf Asyl und zum 
Schutz von Geflüchteten gefiel, rettete 
sich in der Aussprache mit der schwa¬ 
chen Erklärung, vier Fünftel der Berli¬ 
ner Bevölkerung hätten kein Problem 
damit, nach Jahren des Kapazitätsab¬ 
baus künftig wieder mehr Flüchtlinge 
unterzubringen. Linksfraktionschef 
Udo Wolf und auch der Sprecher der 
Piratenpartei Fabio Reinhardt hielten 
den CDU-Senatoren Henkel und Czaja 
die menschenunwürdige Wohnkonzen- 
tration für Flüchtlinge in Sammel- und 
Notunterkünften vor. Dort wurde die 
zustehende Mindestfläche pro Person 
von ohnehin sechs knapp bemessenen 
Quadratmetern auf vier Quadratmeter 
reduziert. Ebenso kritisierten Die Grü¬ 
nen Wowereits Große Koalition, die die 
städtischen Wohnungsbaugesellschaf¬ 
ten für ihre vertraglichen Zusagen 
nicht beim Wort nahm und rechtzeitig 
für dezentrale Familienunterbringung 
sorgte. CDU-Innensenator Henkel 
musste sich fragen lassen: Haben Po¬ 
lizei und Verfassungsschutz im Vorfeld 
alles unternommen, um Flüchtlinge 
und zivilen Widerstand gegen die Het¬ 
zer und Rassisten zu schützen? 

Hilmar Franz 


„Die Nazis sind nicht erst seit dem Bezug der Unterkunft 
in dem Kiez präsent Sie bedrohen seit Tagen 
Aktivistjnnen, Migrantjnnen und Refugees.“ 


Immer nur Lächeln 

Der Schein-Wahlkampf treibt seinem Höhepunkt zu 


Bis zum 1. September waren sich fast 
alle Medien einig: Die bisherige Kanz¬ 
lerin wird wohl im Amt bleiben, aber es 
wird eng. Mit wem wird sie regieren - 
die Frage wird offengehalten. Oder gibt 
es doch noch eine Überraschung? Der 
Langweiler vom vorigen Sonntag, das 
Schaulaufen von Kanzlerin und Kandi¬ 
dat endete, Meinungsumfragen zufolge, 
mit einem Patt. Hauptzweck der Veran¬ 
staltung war nicht etwa, inhaltliche Un¬ 
terschiede herauszustellen, sondern das 
von diesen Parteien enttäuschte Wahl¬ 
volk zum Gang an die Urnen zu bewe¬ 
gen. Denn schon jetzt sprechen Kenner 
davon, dass die Wahlbeteiligung dies¬ 
mal wieder abnehmen könnte. 

Dass dieser Bundestagswahlkampf kein 
Kampf, sondern mehr Krampf ist - in 
dieser Sache äußern sich die Meinungs¬ 
macher einhellig. Denn, so wird richtig 
festgestellt: Die Hauptkonkurrenten 
haben kaum gravierende Meinungs¬ 
unterschiede. In der Verteidigungspo¬ 
litik haben sie unisono den Spruch von 
Peter Struck (SPD) übernommen, dass 
Deutschland am Hindukusch verteidigt 
werde. Also müssen Deutschlands Sol- 
datinnen und Soldaten überall, wo es 
für Deutschlands Kapitalinteressen 
brenzlig wird, ran. Nein sagt dazu nur 
die Partei „Die Linke“. In den Debatten 
über die Europapolitik führen die Bun¬ 
destagsparteien Scheingefechte und 
stimmen am Ende, mit Ausnahme der 
Partei „Die Linke“, sogar dem Bruch 
des Grundgesetzes zu. Und so geht es 
weiter in der Innenpolitik, in der Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik - wo sollen 


Wählerinnen und Wähler gravierende 
Meinungsunterschiede sehen? Und der 
Verbreitung der Positionen der Partei 
„Die Linke“ wird durch die Medien ein 
Riegel vorgeschoben. Da muss sich je¬ 
der selbst schlau machen. 

Auch die Wahlplakate, die entlang 
den Hauptstraßen in den Städten und 
im Lande auf Großflächen und an La- 


„Unsere Kanzlerin“ ist 
Meisterin des Weglächelns 


ternenpfählen unübersehbar gewor¬ 
den sind, widerspiegeln die Konsens¬ 
soße von CDUCSUFDPSPDGRÜ- 
NE. „Das Ganze“, so klebt die CDU. 
„WIR“, plakatiert die SPD. Und „DU“ 
steht auf den Plakaten der Bündnis¬ 
grünen. Von einer „Volksabstimmung“ 
faselt der Rechtsausleger „Alternative 
für Deutschland“ und mit dem Plakat 
„Revolution?“ provoziert die Partei 
„Die Linke“ die Wählerinnen und Wäh¬ 
ler, sich ihre Forderungen näher anzu¬ 
schauen. „Gemeinsam erfolgreich“ lä¬ 
chelt die Kanzlerin von CDU-Plakaten. 
Und ihr Konkurrent meint: „Das WIR 
entscheidet“. An Konkretheit über¬ 
trumpfen sich die Beiden ein ums an¬ 
dere Mal. Sagte doch der PS in demTV- 
Duell, bei seinen Wahlkampfauftritten 
und auf Plakaten: „Sie haben es in der 
Hand“. Aber was die Wählerinnen und 
Wähler in der Hand haben, verschweigt 
der Kandidat wohlweislich. Die Kanzle¬ 
rin überbietet ihren Konkurrenten noch 
konkreter und sagt: „Weil jeder zählt. 


Das Ganze im Blick!“. In den Hausmit¬ 
teilungen im Konrad-Adenauer-Haus 
scheint die Parole zu lauten: „Mutti 
muss bleiben!“ Früher plakatierte die 
CDU „Weiter so!“. Ein starkes Deutsch¬ 
land soll es sein. 

Sehr „originell“ präsentieren sich auch 
die Wahlkrampftruppen der beiden 
Konkurrenten. Die eine Truppe nennt 
sich sinnigerweise „teAM“ die andere 
„Mehr PS.“ Da erkennen alle schnell 
die inhaltlichen Unterschiede. Auch die 
anderen Losungen sind weder originell 
noch aussagekräftig. Vielleicht wird die 
SPD ja noch die Wahlparole von Han¬ 
nelore Kraft zum Aushang bringen, 
mit dem diese bei der Landtagswahl 
in Nordrhein-Westfalen punktete. Der 
lautete: „Currywurst ist SPD“. 

Der Chefkorrespondent des Bonner 
Generalanzeigers ließ sich am vorigen 
Wochenende auf einer ganzen Zei¬ 
tungsseite über seine Wahlkampfbe¬ 
obachtungen aus. „Wahl ohne Kampf“ 
lautete die Überschrift. Sein Resümee 
war: „Dieser Wahlkampf ist bisher 
nicht Fisch, nicht Fleisch.“. Er schwelg¬ 
te in Erinnerungen an heftige Wahlaus¬ 
einandersetzungen vergangener Jahr¬ 
zehnte: „Was waren das noch für Zei¬ 
ten, als wirklich gekämpft wurde. Als 
(1949) ein böser Russe nach Deutsch¬ 
land griff und die Union darunter nur 
schrieb: Rein. Darum CDU.’ Oder 
als es (1976) um ,Freiheit statt Sozia¬ 
lismus’ ging, was die Deutschen nicht 
davon abhielt, den Sozialismus, sprich 
SPD, zu wählen. Wer denkt noch an den 
spöttischen Klaus Staeck, der 1972 pla¬ 


katierte: ,Deutsche Arbeiter! Die SPD 
will Euch Eure Villen im Tessin weg¬ 
nehmen.’ Zugegeben: So bissig war’s 
nicht immer.“ Heutzutage dringen die 
meisten Kritiken und Forderungen, die 
in Diskussionen mit Wählerinnen und 
Wähler, geäußert werden, gar nicht erst 
an die Öffentlichkeit oder die Partei¬ 
en setzen sich über Meinungsmehrhei¬ 
ten einfach hinweg. Sie werden in den 
Medien oft unterschlagen. Und in den 
Parteien werden sie in „den Gremien“ 
hinter verschlossenen Türen diskutiert, 
parlamentarisch entschieden und weg- 
gelächelt. Und „unsere Kanzlerin“ ist 
Meisterin des Weglächelns, wie ihre 
Wahlplakate und auch ihr Auftreten in 
der Wahlkampfshow gegenüber dem 
bärbeißigen Konkurrenten bewiesen 
haben. 

In diesen Tagen wird davon berichtet, 
dass der Kandidat den großen Abstand 
zur Kanzlerin geringfügig verkleinern 
konnte. Seine Partei hingegen liegt 15 
Prozentpunkte hinter dem Kanzler¬ 
wahlverein. Frau Köcher vom Allens- 
bacher Meinungsforschungsinstitut 
meinte, dass die Union bereits jetzt ihr 
mögliches Potenzial mobilisiert habe, 
während die SPD sich darum erst noch 
bemühen müsse. Die der SPD nahe¬ 
stehende Frankfurter Rundschau re¬ 
sümierte nach dem Fernsehduell eine 
„hoffnungslose Lage der SPD“. Sie ver¬ 
öffentlichte eine Emnid-Umfrage vom 
1. September 2013 mit folgenden Zah¬ 
len: Union 39 Prozent, SPD 23, Grü¬ 
ne 11, Linkspartei 10, FDP 6, Piraten 3, 
AfD 3. RolfPriemer 


DKP-Kinderfest in Weibersbrunn 

Das DKP-Kinderfest in Weibersbrunn 
gehört schon seit 1988 zum festen Be¬ 
standteil des Terminkalenders der unter¬ 
fränkischen Ortschaft. Auch in diesem 
Jahr organisierte Edgar Reusch Anfang 
August mit seinen Genossen und vielen 
engagierten Helfern aus der Nachbar¬ 
schaft ein buntes und sehr gut besuch¬ 
tes Fest. 

Neben Spielen, zünftiger Musik, Spezia¬ 
litäten vom Grill und kühlen Getränken 
war am Weibersbrunner Brunnen von 
Langeweile nichts zu spüren. Strahlen¬ 
der Sonnenschein trug ebenfalls zur gu¬ 
ten Stimmung bei. Besonders die Kinder 
hatten ihre Freude. Auf der Hüpfburg 
konnten die Kleinen ausgiebig herum¬ 
toben und das ganze Umfeld des Fest¬ 
geländes wurde für die Ansprüche des 
Nachwuchses vorbereitet. Höhepunkt 
des Nachmittags war einmal mehr die 
Tombola mit tollen Preisen: 300 Euro 
kamen in diesem Jahr zusammen. 

Inge Sixt, Ehrenvorsitzende der 
Schweinfurter DKP Gruppe, kam mit 
ihren Schweinfurter Genossen nach 
Weibersbrunn. Sie freute sich über den 
gelungenen Nachmittag. „Es hat wieder 
Spaß gemacht zusammenzukommen, ge¬ 
meinsam zu feiern und das eine oder an¬ 
dere politische Gespräch zu führen, sag¬ 
te die Schweinfurter Kommunistin der 
UZ. Edgar Reusch von der DKP Unter¬ 
franken informierte, daß der Erlös der 
Tombola je zur Hälfte an den Weibers¬ 
brunner Kindergarten und an ein Soli- 
Projekt für Kuba gespendet wird. - nah- 

Den Nazis entgegentreten 

Innerhalb kurzer Zeit wurde in Düssel¬ 
dorf eine bunte, rote und antifaschis¬ 
tische Demonstration gegen die „Pro 
Deutschland“ mobilisiert. 

Die sieben Hansels der rechten „Pro 
Deutschland“ waren optisch kaum aus¬ 
zumachen und akustisch war vielleicht 
mal ein Wortfetzen zu hören. Die etwa 
100 Gegendemonstranten aus DKP, 
„Die Linke“, SPD, Juso, DGB Jugend, 
Junge Grüne, VVN, Diakonie, Appell 
gegen Gewalt und Rassismus u.a.m. 
veranstalteten ein riesiges Pfeiffkonzert 
und riefen „Haut ab“ und „Nazis raus“. 
Denn diese „Pro Deutschland“ hat mit 
der NPD zusammen die Anwohner in 
Hellersdorf gegen die Flüchtlinge auf¬ 
gehetzt. Dieser braune Mob hat in Düs¬ 
seldorf nichts zu suchen. 

Unverschämt ist es, dass 150 Polizisten 
diesen Mob schützten und ihnen sogar 
erlaubte, eine zweite Kundgebung vor 
dem Linken Zentrum, Sitz der Linken 
und Antifa, durchzuführen. I.L. 

Bundesregierung rechtfertigt 
rassistische Polizeikontrollen 

„Die Befugnisse der Bundespolizei zu 
anlasslosen Kontrollen im Inland führen 
zu ,racial profiling 4 . Die Abschaffung die¬ 
ser Kontrollen wäre daher die richtige 
Konsequenz“, so Ulla Jelpke, innenpoli¬ 
tische Sprecherin der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“, zur nun vorliegenden Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfra¬ 
ge zum „racial profiling“ (BT-Drucksa- 
che 17/14569). Jelpke weiter: „Die Bun¬ 
desregierung führt in ihrer Antwort aus, 
die anlasslosen Kontrollen in Zügen und 
auf Bahnhöfen dienten der Bekämp¬ 
fung von irregulärer Migration. Daher 
knüpften sie notwendigerweise an äu¬ 
ßere Erscheinungsmerkmale an. Das ist 
eine nicht hinnehmbare Rechtfertigung 
von,racial profiling 4 , das von Menschen¬ 
rechtlern wiederholt als verfassungswid¬ 
rig kritisiert wurde. Dies wurde auch von 
Gerichten bestätigt. 

2012 wurden nach den Angaben der 
Bundesregierung fast eine halbe Million 
Menschen ohne konkreten Anlass oder 
Verdacht kontrolliert. Ausschlaggebend 
für den Eingriff der Polizei ist das nicht¬ 
deutsche Aussehen der Betroffenen. Die 
Kontrollen bedeuten in jedem einzelnen 
Fall einen Eingriff in das Grundrecht der 
Betroffenen auf informationelle Selbst¬ 
bestimmung. Die Zahl der Feststellun¬ 
gen von illegalem Aufenthalt oder ille¬ 
galer Einreise stehen zu diesen massen¬ 
haften Grundrechtseingriffen in keinem 
Verhältnis. Lediglich bei 0,07 Prozent 
der Kontrollen wurde ein entsprechen¬ 
der Verdacht festgestellt. (...) Die Be¬ 
fugnis zur anlasslosen Kontrolle wider¬ 
spricht damit rechtsstaatlichen Anforde¬ 
rungen und ist ersatzlos zu streichen. 44 
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Im Lafayette Park vor dem Weißen Haus in Washington Protest vor der US-Botschaft in Ankara 

Nein zum nächsten Krieg! 

Kommunistische Parteien zur geplanten US-Aggression 


Norweger wollen 
nicht in die EU 

Kurz vor der Parlaments wähl am 9. Sep¬ 
tember haben sich in einer aktuellen 
Meinungsumfrage fast 70 % der Befrag¬ 
ten gegen einen EU-Beitritt des Landes 
ausgesprochen. Nur 19 Prozent waren 
für ein Beitrittsgesuch. Selbst die rechts¬ 
konservative Oppositionspartei Hpyre 
(„Die Rechte“), die laut der Umfrage 
gegenüber der sozialdemokratischen 
„Arbeiterpartei“ des derzeitigen Minis¬ 
terpräsidenten Stoltenberg momentan 
vorn liegt, ließ daraufhin verlauten, dass 
ein neuer Antrag auf EU-Mitgliedschaft 
nicht auf ihrer Agenda für die nächste 
Legislaturperiode stehe, obwohl sie bis¬ 
her immer dafür eingetreten war, das 
Land an die EU anzuschließen. 1994 hat¬ 
ten 52,2 Prozent der norwegischen Wäh¬ 
lerinnen und Wähler in einer Volksab¬ 
stimmung zum EU-Beitritt Nein gesagt. 

Mursi muss vor Gericht 

Die ägyptische Regierung hat die 
nach den Unruhen von Mitte August 
verhängte Ausgangssperre weiter ge¬ 
lockert. Außer am Freitag werde das 
Ausgehverbot nun in Kairo und in 13 
Provinzen um zwei Stunden verkürzt, 
teilte die Regierung mit. Ägyptens ge¬ 
stürzter Präsident Mohammed Mursi 
muss wegen Anstiftung zum Mord vor 
Gericht. Dem ehemaligen Staatschef 
werde zusammen mit 14 Muslimbrü¬ 
dern der Prozess wegen des gewaltsa¬ 
men Todes mehrerer Demonstranten 
gemacht, teilte die Staatsanwaltschaft 
mit. Mursis Unterstützer riefen darauf¬ 
hin für den heutigen Dienstag zu Mas¬ 
senprotesten gegen seinen Sturz vor 
zwei Monaten auf. Bei dem Verfahren 
soll es um „ Anstachelung zu Mord und 
Gewalt“ bei Demonstrationen im De¬ 
zember 2012 gehen. Ein Prozesstermin 
wurde zunächst nicht genannt. 

„Bildungsreform“ in Mexiko 

Trotz heftiger Proteste von Studenten 
und Lehrern hat das Parlament in Me¬ 
xiko ein umstrittenes Gesetz zur „Re¬ 
form“ des Bildungssystems angenom¬ 
men. Die Abgeordneten stimmten am 
späten Sonntagabend mit 390 gegen 69 
Stimmen bei vier Enthaltungen für das 
Gesetz, das die regelmäßige Evaluie¬ 
rung der Lehrer vorsieht. Zuvor hatte 
es im Zentrum von Mexiko-Stadt hef¬ 
tige Zusammenstöße zwischen Polizei 
und Demonstranten gegeben. Es ist das 
dritte Gesetz einer umstrittenen „Bil¬ 
dungsreform“, die nach der Wahl von 
Präsident Enrique Pena Nieto im De¬ 
zember von den drei großen Parteien 
beschlossen worden war. Besonders 
umstritten ist die Idee, die Beförderung 
der Lehrer und ihr Gehalt vom Ergeb¬ 
nis einer regelmäßigen Bewertung ih¬ 
rer Arbeit abhängig zu machen. Seit 
zwei Wochen campieren rund 10000 
Lehrer auf einem zentralen Platz, um 
die Bildungsreform zu verhindern. 

Senegals Regierung gefeuert 

Senegals Präsident Macky Sali hat 
ohne Angaben von Gründen seine ge¬ 
samte Regierung abgesetzt. Künftig soll 
die bisherige Justizministerin Amina- 
ta Toure die drängenden sozialen und 
wirtschaftlichen Probleme des westaf¬ 
rikanischen Landes angehen, wie Sali 
am Sonntag entschied. Die 50-Jährige, 
die als zweite Frau in der Geschichte 
des Senegal die Regierungsspitze über¬ 
nimmt, führte am Montag Gespräche 
mit möglichen Kabinettsmitgliedern. 
Sali hatte im März 2012 die Präsi¬ 
dentschaftswahl gewonnen und damit 
Staatschef Abdoulaye Wade nach zwölf 
Jahren im Amt abgelöst. Aus Sicht vie¬ 
ler Senegalesen gelang es seinem Re¬ 
gierungschef Mbaye allerdings nicht, 
die Probleme in dem 13-Millionen- 
Einwohner-Land energisch anzugehen. 

Kämpfe im Kongo 

Wegen anhaltender Kämpfe im Osten 
der Demokratischen Republik Kon¬ 
go bleiben die Schulen in der Stadt 
Goma weiter geschlossen. Goma ist die 
Hauptstadt der Provinz an der Grenze 
zu Ruanda. Auch in der angrenzenden 
Region Nyiragongo fällt der Schulun¬ 
terricht aus Sicherheitsgründen vor¬ 
erst aus. Nyiragongo ist besonders um¬ 
kämpft. Seit Ende August gehen die 
UNO-Truppen verstärkt gegen die 
Rebellen vor. 


Syrische Kommunistische 
Partei 

Die Syrische Kommunistische Partei 
appellierte in einem Aufruf des Zen¬ 
tralkomitees vom 28. August an die 
„Massen des syrischen Volkes“, sich in 
diesen schwierigen Tagen zusammen¬ 
zuschließen und „jede Anstrengung zu 
unternehmen, um die brutale koloniale 
Aggression zu bekämpfen“. 

„Nachdem es dem Weltimperialismus 
und seiner Speerspitze, dem amerika¬ 
nischen Imperialismus nicht gelungen 
ist, Syrien durch das Aufzwingen der 
Blockade und die Unterstützung von 
kriminellen und subversiven Operatio¬ 
nen terroristischer Banden zu erobern, 
die abscheuliche Taten einschließlich 
schrecklicher Massaker, viele davon auf 
sektiererischer und ethnischer Grund¬ 
lage, begangen haben, sowie durch die 
Sabotage und Zerstörung wirtschaftli¬ 
cher Einrichtungen ...“ habe der ame¬ 
rikanische Imperialismus nun „unter 
dem Vorwand von Taten, die seine 
Agenten verübt haben“, seinen Willen 
zu einer direkten militärischen Aggres¬ 
sion angekündigt. 

„Diese brutale Macht beschuldigt 
uns der Verbrechen, die von ihr selbst 
überall in der Welt begangen worden 
sind unter dem heuchlerischen Banner 
der Verteidigung der freien Welt und 
der Demokratie 4 .“ Die Erklärung erin¬ 
nert an den Einsatz chemischer und 
bakteriologischer Waffen durch die 
USA im Korea-Krieg und im Krieg 
gegen die vietnamesische Befreiungs¬ 
bewegung, „einschließlich von,Orange 
B 4 , weshalb Frauen in Vietnam heute 
noch, 40 Jahre nach dem Ende dieses 
Krieges, deformierte Kinder gebären“. 
Auch an die Verwendung uranangerei - 
cherter Munition im Krieg gegen Irak 
wird erinnert. 

Die Verteidigung des „nationalen Re¬ 
gimes“ in Syrien, das sich erhobenen 
Haupts allen Aggressionen, Erniedri¬ 
gungen und der Unterwerfung wider¬ 
setzt habe, sei gleichbedeutend mit der 
Verteidigung des Landes und seiner 
Souveränität und Unabhängigkeit. 

KP der USA 

In einer am 29. August veröffentlich¬ 
ten Stellungnahme wandten sich die 
US-amerikanischen Kommunisten 
nachdrücklich gegen die entfesselte 
„Kriegstrommelei für eine Interventi¬ 
on“. Nachdem das amerikanische Volk 
schon in Meinungsumfragen angezeigt 
habe, dass es nicht will, dass die USA in 
Syrien in den Krieg ziehen, sei es nun 
Zeit, „dies laut auszusprechen, bevor 
es zu spät ist“. 

In der Erklärung heißt es unter Ver¬ 
weis auf die Rolle des Assad-Regimes 
im Irak-Krieg: „Wir verteidigen nicht 
Assad und seine Regierung“. Aber die 
in Syrien agierenden bewaffneten Re¬ 
bellen könnten keinesfalls „Freunde 
des amerikanischen Volkes“ sein, weil 
sie einen Staat zu errichten drohen, in 
dem alle anderen gesellschaftlichen 
und religiösen Gruppen wie Alawiten, 


Christen und schiitische Moslems un¬ 
terdrückt werden. Wenn solche Leute 
an die Macht kämen, würde die Men¬ 
schenrechtssituation in Syrien nur noch 
erheblich schlechter werden. Darüber 
hinaus drohe ein Krieg über die Gren¬ 
zen Syriens hinaus in die Nachbarlän¬ 
der überzuschwappen und den ganzen 
Nahen Osten in Brand zu setzen. 
Weiter heißt es in dem Text der KP 
der USA: „Wir fragen nach den Mo¬ 
tiven dieses plötzlichen Drängens auf 
einen massiv eskalierten Krieg. Ob¬ 
wohl Syrien kein großer Ölproduzent 
ist, macht seine zentrale geographische 
Lage in der Region daraus einen ent¬ 
scheidenden Landstrich für alle, die 
die Ölressourcen des Mittleren Ostens 
kontrollieren wollen. Wir finden es ab¬ 
scheulich, wenn Betroffenheit über die 
Menschenrechte dazu benutzt wird, die 
Öl-Agenda des internationalen Mo¬ 
nopolkapitals zu fördern. Es ist auch 
heuchlerisch, dass eine Allianz, die 
feudale Despotien wie Saudi-Arabien 
und die Golf-Staaten einschließt, den 
Anspruch erheben möchte, Demo¬ 
kratie, Freiheit und Menschenrechte 
zu verteidigen“. Die autoritäre Regie¬ 
rung von Premierminister Erdogan in 
der Türkei sei ebenfalls ein ,seltsamer 


Bettgenosse 4 für Verteidiger der Men¬ 
schenrechte.“ 

Die Erklärung verweist darauf, dass 
die Giftgas-Anschuldigungen genau 
in dem Moment aufgebracht wurden, 
als die „Rebellenkoalition“ angesichts 
von Kämpfen der arabischen Islamis¬ 
ten untereinander, mit säkularen Op¬ 
positionskreisen und Kurden in echte 
Schwierigkeiten gekommen war und 
die Streitkräfte der syrischen Regie¬ 
rung als Gewinner in Erscheinung tra¬ 
ten. Es wäre für die syrische Regierung 
unlogisch und selbstzerstörerisch gewe¬ 
sen, gerade in diesem Augenblick einen 
Vorwand für eine US- und NATO-In- 
tervention zu schaffen.“ 

Doch selbst wenn der Chemiewaffen¬ 
angriff wirklich von Regierungsseite ge¬ 
kommen wäre, „sind wir entschieden ge¬ 
gen eine Eskalation des Krieges durch 
eine US- und NATO-Intervention“, 
heißt es weiter in dem Text. Die einzige 


akzeptable Option für die USA und die 
NATO sei, in kooperativer Zusammen¬ 
arbeit mit Russland, dem Iran und der 
UNO ihre beträchtliche diplomatische 
und wirtschaftliche Macht einzusetzen, 
um eine friedliche Lösung auszuhan¬ 
deln. „Wir bitten alle Menschen guten 
Willens dringend, das Weiße Haus, das 
State Department und ihre Kongressab¬ 
geordneten zu kontaktieren, um zu ver¬ 
langen, dass die USA sich vom Rand des 
Abgrunds zurückziehen.“ 

Libanesische Kommunistische 
Partei 

In einer am 29. August veröffentlichten 
Stellungnahme des Politischen Büros 
der Libanesischen Kommunistischen 
Partei heißt es u.a.: 

„Das Politische Büro der LKP ist der 
Meinung, dass diese Vorbereitungen 
(für einen Militärschlag gegen Syrien) 
vor allem darauf abzielen, die Zerstö¬ 
rung der wirtschaftlichen und militäri¬ 
schen Infrastruktur Syriens fortzuset¬ 
zen und noch mehr Tote und Flücht¬ 
linge zu verursachen, und dies unter 
von den imperialistischen Kreisen in 
Umlauf gebrachten falschen Vorwän¬ 
den, die das wiederholen, was schon 
in Libyen und im Irak geschah. Wobei 


die USA das Land sind, das am meisten 
Verstöße gegen das Völkerrecht auf¬ 
zuweisen hat und die moralischen und 
humanitären Werte mit Füßen getreten 
hat, indem sie tausende Zivilisten mas¬ 
sakrierten, um ihre Vorherrschaft über 
die Reichtümer der arabischen Völker 
durchzusetzen. 

Die LKP sehe „in dem Angriff gegen 
Syrien eine Aggression gegen alle ara¬ 
bischen Länder und Völker. Die USA 
und ihre Verbündeten streben damit 
danach, wieder einen qualitativen Vor¬ 
sprung in die Hand zu bekommen, ins¬ 
besondere in Ägypten, wo das Volk das 
Regime der Moslembrüder gestürzt 
hat. Darüber hinaus sind die USA be¬ 
strebt, die kapitalistische Krise zu lö¬ 
sen, die weiter wütet, aber auch Isra¬ 
el zu beschützen, um seine aggressive 
und rassistische Rolle in der Region zu 
stärken und ihm zu gestatten, die pa¬ 
lästinensische Sache zu liquidieren und 


ihr Projekt der Spaltung der Region zu 
verwirklichen.“ 

AKEL Zypern 

Die marxistisch orientierte „Fort¬ 
schrittspartei des werktätigen Volkes 
Zyperns“ (AKEL) hat sich in einer Stel¬ 
lungnahme des Sprechers des Zentral¬ 
komitees vom 27. August darüber beun¬ 
ruhigt erklärt, dass der Außenminister 
des Landes eine Erklärung abgegeben 
hat, die offenbar den Boden für eine Be¬ 
teiligung Zyperns am drohenden Krieg 
gegen Syrien durch die Nutzung der bri¬ 
tischen Militärbasen auf Zypern vorbe¬ 
reiten sollte. In der Erklärung heißt es: 
„Zyperns Verwicklung in einen Krieg, 
der offensichtlich hauptsächlich eine 
Umverteilung der Kräfte in der Re¬ 
gion und die Aufteilung der natürli¬ 
chen Reichtümer zum Ziel hat, der 
zur Schaffung neuer Grenzen führen 
kann und die Türkei und andere in die 
Aufteilung der Beute einbezieht, kann 
dem zyprischen Volk nur schaden, 
schadet aber auch den Bemühungen, 
das Zypernproblem zu lösen. Es darf 
nicht erlaubt werden, die britischen 
Basen auf Zypern unter Missachtung 
unseres Volkes als Startrampe für ei¬ 
nen Krieg zu benutzen.“ 


In der Erklärung wird auf den Wider¬ 
spruch verwiesen, dass der Außenmi¬ 
nister einerseits erklärte, keine Eska¬ 
lation der Gewalt und der Spannungen 
zu wollen, auf der anderen Seite aber 
nicht ausschließt, „dass Zypern in ei¬ 
nem räuberischen Krieg benutzt wird, 
der unsere ganze Region in ein Blutbad 
stürzen wird. 

Eine solche erkennbare Möglichkeit 
wird Folgen nicht nur auf der politi¬ 
schen Ebene haben, auch mit Bezug 
auf das Zypernproblem, sondern sich 
auch auf die Wirtschaft Zyperns nega¬ 
tiv auswirken“. Außerdem stelle ein An¬ 
griff auf Syrien „eine einseitige Aktion 
unter Verletzung des Internationalen 
Rechts dar, da nicht erkennbar ist, dass 
der UNO-Sicherheitsrat einen solchen 
Beschluss fassen wird“. Zypern müs¬ 
se sich deshalb in den internationalen 
Gremien, an denen es teilnimmt, gegen 
die geplante Intervention stellen. 


Umfrageergebnisse: Die Völker sind gegen den Krieg 


In allen führenden Metropolen der westlichen Welt ergeben die jüngs¬ 
ten Meinungsumfragen ein klares Bi Id: Die große Mehrheit ist gegen 
den geplanten Militärschlag der USA in Syrien. Auf eine demokrati¬ 
sche Legitimation können sich die Kriegstreiber also keinesfalls be¬ 
rufen. 

USA: Laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Ipsos vom 
26.-30. August im Auftrag der Nachrichtenagentur Reuters waren 
53 Prozent der Befragten der Meinung, die USA sollten sich aus dem 
syrischen Bürgerkrieg heraushalten. Nur 20 Prozent bejahten, dass 
die USA zur Aktion übergehen sollten. Selbst die Frage, ob die USA 
eingreifen müssten, wenn die Assad-Regierung Chemiewaffen gegen 
Zivilisten eingesetzt hat, beantworteten nur 29 % mit Ja, während 44 
% sich auch dann gegen eine Intervention erklärten. 
Großbritannien: „Laut einer Umfrage wünschen 50 Prozent (der Bri¬ 
ten, Red.) keine Luftschläge; nur 25 Prozent befürworten Camerons 
Kurs“. (Bericht der „FAZ“ vom 29. August, noch vor der Abstimmung 
im britischen Parlament, die mit einer der größten Niederlagen für 


Regierungschef Cameron endete - 285 Abgeordnete gegen eine bri¬ 
tische Beteiligung an einer Militäraktion, nur 272 dafür). 

Frankreich: 64 Prozent der Französinnen und Franzosen sind ge¬ 
gen die Militärintervention in Syrien unter Beteiligung Frankreichs. 
Das ergab eine Meinungsumfrage des Instituts BVA, die am Don¬ 
nerstag und Freitag letzter Woche nach der Quotenmethode per 
Telefon und Internet bei tausend Befragten durchgeführt und am 
31. August veröffentlicht wurde. Auf die Frage, ob sie eine Militär¬ 
intervention billigen, antworteten 34 Prozent mit „keinesfalls“ und 
30 % mit „eher nein“. 

Deutschland. Bei dem von der ARD am 29. August bekannt gege¬ 
benen neuesten „Deutschlandtrend“ beantworteten 62 Prozent der 
Befragten die Frage „Sollte sich Deutschland militärisch beteiligen?“ 
mit Nein. Nur 36 % entscheiden sich für Ja. Die Frage „Sollte es einen 
Militärschlag gegen Syrien geben?“ bejahten nur 12 %, während 42 
% dem nur mit einem UNO-Mandat zustimmen wollten und 41 Pro¬ 
zent sich uneingeschränkt für Nein aussprachen. 






m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 6. September 2013 


Appell zur Einheit der Kommunisten 

Parteitag der PdCI forderte Truppenabzug von allen Kriegsschauplätzen 



Die PdCI wird jetzt von Sergio Procaccini geführt. 


ie Partei der Kommunisten Ita¬ 
liens (PdCI) fordert den sofor¬ 
tigen Abzug der italienischen 
Truppen aus Afghanistan und weltweit 
von allen Kriegsschauplätzen; außer¬ 
dem eine Verringerung der Militäraus- 
gaben und dazu als Erstes den Verzicht 
auf den Kauf des Jagdbombers F-35. 
Von dem von Lockheed Martin her¬ 
gestellten Tarnkappenmehrzweckflug¬ 
zeug sind unter der Berlusconi-Regie¬ 
rung insgesamt 90 Stück geordert wor¬ 
den. Die noch nicht genau bekannten 
Kosten des Joint Strike-Fighters sollen 
in der Grundausführung (A) pro Stück 
zwischen 114 und 158 Millionen Dollar 
hegen, die der B-Ausführung als Senk¬ 
rechtstarter bedeutend mehr betragen. 
Die Kosten würden das gegenwärtige 
Haushaltsdefizit von derzeit 120 Mrd. 
Euro weiter in die Höhe treiben. 

Mit der Forderung nach dem Truppen¬ 
abzug vollzieht die PdCI eine Kehrt¬ 
wende, die seit langem von der Par¬ 
teibasis und den Linken mit der Frie¬ 
densbewegung verlangt wird. In der 
Mitte-Links-Regierung von Romano 
Prodi von 2006-08 stimmte die PdCI 
zusammen mit der 1991 nach dem Un¬ 
tergang der IKP gebildeten Kommunis¬ 
tischen Neugründungspartei (PRC) für 
den Verbleib der Truppen in Afghanis¬ 
tan. Die Quittung erhielten die Kom¬ 
munisten bei den Parlamentswahlen 
2008. In der umstrittenen Regenbogen- 
koalition (mit Linksdemokraten und 
Grünen) erlitten sie eine vernichtende 
Niederlage, sanken von über zehn Pro¬ 
zent auf 3,1 Punkte und sind seitdem 
erstmals in der Nachkriegsgeschichte 
nicht mehr im Parlament vertreten. 
Die Forderung nach einer drastischen 
Reduzierung der Militärausgaben ist 
Bestandteil der Aufgaben, die sich die 
PdCI im Ergebnis einer auf ihrem 7. 
Parteitag im Juli erarbeiteten Analyse 
der katastrophalen Hinterlassenschaft 
des faschistoiden Regimes Berlusconis 
in Politik, Wirtschaft und den sozialen 
Bereichen und des Kampfes dagegen 
stellt. Die PdCI ist neben der PRC und 
der trotzkistisch orientierten Kommu¬ 
nistischen Arbeiterpartei (PCL) eine 
der drei KPs Italiens. Das von ihr ver¬ 
abschiedete Dokument befasst sich mit 
der Lage der Kommunisten und der 
Linken, konstatiert deren tiefe Krise, 
eine Spaltung wie nie zuvor in ihrer 
Geschichte, was zu schweren Nieder¬ 


lagen in der Auseinandersetzung mit 
dem Imperialismus führte. 

Das Dokument hält fest: Auf das An¬ 
wachsen der PCI, die 1976 mit 34 Pro¬ 
zent Wählern (12 Millionen Italiener) 
zweitstärkste Partei wurde, habe der 
Imperialismus mit einer reaktionären 
Gegenoffensive geantwortet, die 1994 
in den Machtantritt des in die Machen¬ 
schaften der faschistischen Putschloge 
P2 eingebundenen Mediendiktators 
Berlusconis mündete. Die Liquidie¬ 
rung der PCI 1990/91 habe in Italien 
die „völlige Auslöschung eines Gesell¬ 
schaftsmodells“ gefördert. In Jahrzehn¬ 
ten des Kampfes geschaffene Kapazitä¬ 
ten, soziale Strukturen und Kontroll- 
mechanismen seien zerstört worden, 
mit einem unvorstellbaren Anwach¬ 
sen von Armut und sozialem Elend. 
Im Kampf gegen dieses System bleibe 
der Sozialismus trotz seiner schweren 
Niederlage 1989 unverändert „die Per¬ 
spektive des Voranschreitens“. Hervor¬ 
gehoben werden „die Erfahrungen des 
Aufbaus des Sozialismus im 20. Jahr¬ 
hundert für die Perspektive des Sozia¬ 
lismus im 21. Jahrhundert“. 

Wenn das Dokument als grundlegen¬ 
de Aufgabe und Voraussetzung des 
Erfolgs des Kampfes um progressive 


Veränderungen jetzt die Wiederher¬ 
stellung der Einheit der Kommunisten 
nennt, erfolgt auch hier eine strategi¬ 
sche Wende. Denn die PdCI entstand 
im Oktober 1998 im Ergebnis einer 
Abspaltung von der PRC. Während 
die PRC wegen des Sozialabbaus und 
der Teilnahme an der NATO-Aggres- 
sion gegen Jugoslawien die parlamen¬ 
tarische Unterstützung der damaligen 
Mitte-Links-Regierung einstellte, trat 
die neue PdCI in die Regierung ein und 
machte auch den Kriegskurs mit. Lang¬ 
fristiges Ziel ist jetzt die Wiederherstel¬ 
lung einer einheitlichen Kommunisti¬ 
schen Partei und auf dieser Basis die 
Einheit der Linken. Es wird davor ge¬ 
warnt, dass die Kommunisten in einer 
gleich wie gearteten Linksfront ihre 
Unabhängigkeit als Partei aufgeben. 

EU - eine Herrschaft des 
multinationalen Kapitals 

Die Europäische Union wird als eine 
Herrschaft des multinationalen Kapi¬ 
tals und der an die NATO gebundenen 
Finanz-Oligarchien eingeschätzt, in der 
Deutschland eine Vorherrschaft aus¬ 
übe, die die Länder des Südens ihrem 
Diktat unterwerfe, die Unabhängigkeit 
der nationalen Parlamente beseitige, 


deren Austeritätspolitik die Wirtschaft 
Griechenlands zerstört habe, Portugal 
und Spanien ein gleiches Schicksal dro¬ 
he. Langfristiges Ziel der Kommunis¬ 
ten und Linken müsse der Kampf ge¬ 
gen dieses Europa der Banken und der 
Monopole für ein „fortschrittliches so¬ 
zialistisches Europa vom Atlantik bis 
zum Ural“ sein. Offen bleibt, ob die 
PdCI ihren gegenwärtigen Beobacht¬ 
erstatus in der Europäischen Linkspar¬ 
tei aufgibt. 

Scharfe Kritik wird am Werdegang der 
heutigen Demokratischen Partei (PD) 
mit sozialdemokratischer Orientie¬ 
rung geübt, die 1990 ursprünglich aus 
der IKP als Linkspartei PdS hervor¬ 
ging. Zusammen mit der 2009 entstan¬ 
denen neuen Linkspartei Umwelt und 
Freiheit (SEL) habe sie zu den Wah¬ 
len 2013 ein Bündnis mit der PdCI 
und der PRC abgelehnt, was zur neu¬ 
erlichen Niederlage der Kommunisten 
(die mit zwei Prozent unter der Sperr¬ 
klausel von vier Prozent blieben), aber 
auch zur verfehlten klaren Mehrheit 
der PD beigetragen habe. Ein vernich¬ 
tendes Urteil wird über Staatspräsident 
Giorgio Napolitano (ein früheres Mit¬ 
glied des Politbüros der IKP), gefällt, 
der nach dem Patt zwischen Rechten 
und Mitte-Links bei den Wahlen 2013 
einen erneuten Urnengang, der der 
Linken Mitte einen Sieg hätte bringen 
können, verhinderte und mit der PD- 
Führung die sogenannte „Große Koa¬ 
lition“ mit der Partei Volk der Freiheit 
(PdL) Berlusconis und der Bürgerliste 
des Übergangspremiers Mario Mon- 
ti ins Amt brachte. Damit habe der 
Staatschef das Parlament ausgeschaltet 
und sich zum „Interessenvertreter der 
strategischen Interessen der Großbour¬ 
geoisie Italiens und Europas“ gemacht. 
Der Parteitag wählte den Metallarbei¬ 
ter und langjährigen Gewerkschafts¬ 
führer der CGIL Cesare Procaccini 
zum neuen Nationalsekretär. Er tritt 
die Nachfolge von Olivieri Diliberto 
an, der seit Gründung der PdCI an der 
Spitze der Partei stand. 

Ein Voranschreiten auf dem Weg zur 
Einheit der Kommunisten wird wesent¬ 
lich von der PRC abhängen. Ihr Nati¬ 
onalsekretär, Paolo Ferrero, hat bisher 
eine von der PdCI mehrfach vorge¬ 
schlagene Wiedervereinigung beider 
Parteien bisher abgelehnt. 

Gerhard Feldbauer 


Kommunalwahlkampf beginnt 

KP Frankreichs in der Zwickmühle 


Le Monde schrieb am 30. August: „PS 
attackiert die kommunistische Bastion 
Saint Denis“. Seit 1920 stellt die Kom¬ 
munistische Partei Frankreichs dort im 
ehemals „roten Gürtel von Paris“ den 
Bürgermeister. Was 2004 nicht gelun¬ 
gen ist, hat sich für die nächsten Kom¬ 
munalwahlen im März 2014 der 35-jäh¬ 
rige Mathieu Hannotin vorgenommen, 
nämlich den kommunistischen Bürger¬ 
meister Didier Paillard abzulösen, dem 
er im Interview mit der Zeitung „Li¬ 
beration“ Trägheit vorwirft. Dabei hat 
Hannotin reichlich Erfahrung: 2008 
nahm der Jurist dem Kommunisten Ro¬ 
nan Kerrest das Mandat des General¬ 
rats für den Kanton Saint Denis-Süd ab 
und vier Jahre später dem PCF-Abge- 
ordneten Patrick Braouezec das Man¬ 
dat in der Nationalversammlung. 

Auch wenn Pascal Salvodelli, der Wahl¬ 
manager der PCF, dies als Einzelfall 
abtut und auf kommende Wahlabspra¬ 
chen verweist, um „links gegen links zu 
vermeiden“ - das kann nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die PCF ein Pro¬ 
blem hat: Bei den Kommunalwahlen im 
kommenden Frühjahr stehen gemein¬ 
same Listen von PS und PCF in Fra¬ 
ge bzw. die Unterstützung zur Wieder¬ 
wahl kommunistischer Mandatsträger. 
Immerhin stehen 28 kommunistische 
Bürgermeister und Oberbürgermeis¬ 
ter in Städten über 30 000 Einwohner 
im Feuer und 50 Bürgermeister in Städ¬ 
ten zwischen 10 000 und 30 000 Ein¬ 
wohner. 761 Bürgermeister stehen in 


kleinen Gemeinden zur Wiederwahl 
an und mehr als 8 000 kommunistische 
Stadt- und Gemeinderäte. 

Aber die PCF steckt in einer Zwick¬ 
mühle: Einerseits versteht sie sich als 
Teil der linken Mehrheit mit ihrer klei¬ 
nen Fraktion in der Nationalversamm¬ 
lung, aber relevanten Fraktion im Se¬ 
nat, die dort für die linke Mehrheit ge¬ 
braucht wird - und weiß, dass sie ohne 
Unterstützung von PS-Wählern ihre 
Bürgermeisterpositionen nicht wird 
halten können. Nicht zuletzt deswe¬ 
gen stellt die PCF „konstruktiv-kri¬ 
tisch“ ihre Forderungen an die sozi¬ 
aldemokratische Regierung, während 
die Partei der Linken mit dem stimm¬ 
gewaltigen Jean-Luc Melenchon die 
Regierung konsequent attackiert. An¬ 
dererseits drängt die symbiotisch mit 
der PCF verbundene Partei der Linken 
auf eine konsequente Kandidatur der 
Front de Gauche gegen die Anti-Aus- 
teritäts-Politik der PS. Im März hat die 
Parti de Gauche, die in Kommunalver¬ 
tretungen landesweit nicht verankert 
ist, ohne Konsultation ihrer Partner in 
der Front de Gauche beschlossen, in 
60 Städten autonome Listen als Par¬ 
tei der Linken aufzustellen. Denn of¬ 
fensichtlich ist es ihr nicht gelungen, 
die PCF davon zu überzeugen, ohne 
die beziehungsweise gegen die Sozi¬ 
aldemokraten als Front de Gauche zu 
kandidieren. Auf der Sommeruniver¬ 
sität der PCF in Savoyen am vergan¬ 
genen Wochenende zeigte sich eine 


eisige Atmosphäre zwischen den bei¬ 
den Partnern: Die Woche zuvor hatte 
Melenchon Pierre Laurent vorgewor¬ 
den, „ihm in den Rücken zu fallen“, 
denn der hatte ihn aufgefordert, mit 
seinen „gegen die Regierung gerich¬ 
teten Beschimpfungen“ aufzuhören. 
Pierre Laurent, der Nationalsekretär 
der PCF, beharrte im Fernsehen dar¬ 
auf, dass „sich der Unterschied in der 
Wertschätzung der Partei der Linken 
und Jean-Luc Melenchon beim ersten 
Wahlgang im zweiten Wahlgang auflö- 
sen wird: nämlich alles zu tun für eine 
linke Zusammenarbeit, um die Rech¬ 
te zu schlagen.“ Ihm wird sein ganzes 
diplomatisches Geschick abverlangt 
werden, auf der einen Seite die anti¬ 
kapitalistischen Kräfte in der Front de 
Gauche zu mobilisieren und auf der 
anderen Seite mit den Sozialdemokra¬ 
ten Wahlbündnisse zu schließen. 
Dieser Spagat ist das Dilemma der PCF, 
ihre parlamentarische Assistenz an der 
kapitalistischen Krise für den Arzt Hol¬ 
lande zu vereinbaren mit dem klassen¬ 
kämpferischen Protest gegen den wei¬ 
teren Abbau des Sozialstaates und der 
massiven Verschärfung der Ausbeu¬ 
tung, von anstehenden Betriebsschlie¬ 
ßungen ganz zu schweigen. Die Partei 
geht mit 3 000 neuen Mitgliedern im 
ersten Quartal 2013 verstärkt in einen 
heißen Herbst. 

Dabei sind alle einverstanden, mit ge¬ 
meinsamen Kräften dem neofaschisti¬ 
schen Front National den Weg zu ver¬ 


sperren, der in Kooperation mit Teilen 
der konservativen UMP zum Sturm auf 
die Rathäuser bläst. Der Front Natio¬ 
nal hat mit seiner Frontfrau ein erfolg¬ 
reiches, auch ideologisches Facelifting 
vollbracht, den Antisemitismus durch 
Islamophobie ersetzt, und ist dabei, 
den „antifaschistischen Konsens“ der 
Parteien zu durchbrechen, das heißt, 
in etlichen Städten und Gemeinden 
Wahlabsprachen mit UMP-Vertretern 
zu treffen. Der Schulterschluss in den 
Manifestationen gegen das Gesetz zur 
Homo-Ehe im Verein mit der katholi¬ 
schen Kirche machte dies augenschein¬ 
lich. 

Was die Grünen betrifft: Die EELV- 
Die Grünen haben aus dem erzwunge¬ 
nen Rücktritt der sozialistischen Um¬ 
weltministerin die Konsequenz gezo¬ 
gen, in Opposition zur Umweltpolitik 
der Regierung, in der sie selbst (noch) 
sitzen, keine Wahlvorabsprachen mit 
der PS zu treffen und eigene Listen 
zur Kommunalwahl aufzustellen. Die 
Proteste gegen den geplanten Bau ei¬ 
ner nuklearen Endlagerstätte in Bure 
und eines Großflughafens in Nantes 
beginnen sich zu erheben. Da in der 
Frage der Umweltpolitik prinzipielle 
Differenzen zwischen PCF und EELV- 
Die Grünen bestehen, wird das die 
Bündnispolitik der PCF nicht gerade 
fördern. Die Anti-Atom-Bewegung in 
Frankreich wird wohl weiterhin die ro¬ 
ten Fahnen der PCF vermissen. 

Georges Hallermayer 


„Sparmaßnahmen“ 

gekippt 

Portugals Verfassungsgericht 
sagt nein 

Das portugiesische Verfassungsgericht 
hat erneut einige „Sparmaßnahmen“ 
gestoppt, die die Regierung Coelho in 
Befolgung der Auflagen der EU-Troika 
durchsetzen wollte. Ende August erklär¬ 
te es einige Artikel eines von der Regie¬ 
rung geplanten Gesetzes zur Entlassung 
von Staatsbediensteten für verfassungs¬ 
widrig, weil sie gegen die „garantierte Si¬ 
cherheit des Arbeitsplatzes“ verstießen. 
Nach den Plänen der von der „Partido 
Social Democrata“ (PDS) geführten 
Regierung sollten Staatsbedienstete, 
deren Stellen im Zuge von „Sparmaß¬ 
nahmen“ gestrichen werden, für ein Jahr 
zur „Umschulung“ in eine Art „Auffang¬ 
gesellschaft“ versetzt werden, bei der sie 
in den ersten sechs Monaten 63 Prozent 
des bisherigen Gehalts, die restlichen 
sechs Monate noch 50 Prozent erhal¬ 
ten sollten. Danach sollte die definiti¬ 
ve Entlassung für diejenigen erfolgen, 
die bis dahin keinen neuen Arbeitsplatz 
gefunden haben. Obwohl die PDS sich 
in ihrem Namen „sozialdemokratisch“ 
nennt, gilt sie in Portugal in Wirklichkeit 
als „rechtsliberale Wirtschaftspartei“. 
Die „authentische“ Sozialdemokratie in 
Portugal nennt sich „Partido Socialista“ 
(PS - Sozialistische Partei). Die PDS, der 
übrigens auch der derzeitige EU-Kom- 
missionschef Barroso angehört, regiert 
in einer Koalition mit der rechtskonser¬ 
vativen „Volkspartei“ (PP) ... 

Das Verfassungsgericht hatte bereits im 
April dieses Jahres vier von neun Spar¬ 
maßnahmen der Regierung im Haus¬ 
haltsplan 2013 für verfassungswidrig er¬ 
klärt, darunter die geplante Abschaffung 
des 14. Monatsgehalts für Staatsbediens¬ 
tete und Rentner sowie die Erhebung 
von Abgaben auf die Arbeitslosenhilfe 
und das Krankengeld. Auch schon im 
Haushalt 2012 waren mehrere Einspa¬ 
rungen für diskriminierend und deshalb 
verfassungswidrig erklärt worden. 

Es darf angenommen werden, dass die 
von den Gewerkschaften und Links¬ 
parteien organisierten Massenproteste 
und mehrfachen Generalstreiks gegen 
den EU-diktierten Sparkurs dazu bei¬ 
getragen haben, die Verfassungsrichter 
in ihrer Haltung zu bestärken. 

Budget 

aufgeschlüsselt 

Was die Geheimdienste so 
brauchen 

Neue Enthüllungen von Edward Snow- 
den geben einen Einblick in den streng 
vertraulichen Haushalt der US-Ge- 
heimdienste. Die „Washington Post“ 
veröffentlichte in Auszügen das unter 
Verschluss gehaltene „Black Budget“ 
der US-Regierung. Dass Washington 
für die Arbeit der Geheimdienste im 
Haushaltsjahr 2013 52,6 Milliarden 
Dollar veranschlagte, war bekannt - 
doch nun wird erstmals öffentlich, wie 
die Mittel im Detail verwendet wurden. 
Laut „Washington Post“ geht aus der 
Finanzplanung unter anderem hervor, 
dass dielö Geheimdienstbehörden der 
USA insgesamt 107 035 Mitarbeiter 
beschäftigen. Die größte Summe für 
das aktuelle Haushaltsjahr beantrag¬ 
te die CIA mit 14,7 Milliarden Dollar. 
An zweiter Stelle stehe die auf das Ab¬ 
hören elektronischer Kommunikation 
spezialisierte National Security Agency 
(NSA), deren Budget 10,8 Milliarden 
Dollar umfasse. Das National Recon- 
naissance Office (NRO), das für die 
Spionagesatelliten verantwortlich ist, 
bekomme 10,3 Milliarden Dollar. 
Mehr als 700 US-Geheimdienstler er¬ 
halten einen Gehaltszuschlag für die 
Beherrschung der russischen Sprache, 
berichtet die Zeitung weiter ,Unter 
den vorrangigen Fremdsprachen für 
die Geheimdienstmitarbeiter gelten 
Spanisch, Französisch, Chinesisch, Ara¬ 
bisch, Russisch, Deutsch, Koreanisch, 
Farsi und Portugiesisch. 

Zu den vorrangigen Ländern, für die 
sich die US-Geheimdienste interessie¬ 
ren, zählen laut „Washington Post“ Chi¬ 
na, Russland, Kuba und Israel, obwohl 
das Letztere ein Verbündeter der USA 
ist, wie das Blatt anmerkt. 
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Kolummne von Nina Hager 

Alibi-Bericht 


Nach dem 11. September 2001 wur¬ 
den nicht nur in den USA, sondern 
auch in anderen Ländern „Antiter¬ 
rorgesetze“ beschlossen. Begründet 
wurde dies mit angeblich wachsender 
Bedrohung der Sicherheit der „west¬ 
lichen Länder“ durch „radikale Isla¬ 
misten“. 

Zunächst forcierte in der Bundesre¬ 
publik Deutschland die SPD-Bünd- 
nisgrüne-Regierung unter Schröder 
und Fischer mit den nach dem da¬ 
maligen Innenminister Otto Schily 
benannten Sicherheitspaketen den 
Grundrechteabbau. Auch später folg¬ 
ten Maßnahmen, die politische und 
demokratische Rechte Schritt für 
Schritt weiter einschränkten. 

Zwölf Jahre nach dem 11. September 
2001 und kurz vor den Bundestags¬ 
wahlen prüfte nun eine Regierungs¬ 
kommission die „Sicherheitsgesetze“ 
und zog Bilanz. Ihr gehörten die ehe¬ 
malige Generalbundesanwältin Mo¬ 
nika Harms, der Ministerialdrektor 
Stefan Kaller und der Jurist Heinrich 
Amadeus Wolff (für das Innenminis¬ 
terium) sowie der ehemaligen Minis¬ 
terialdirektor Volkmar Giesler, der 
Jurist Matthias Bäcker und der FDP- 
Politiker Burkhard Hirsch (für das 
Justizministerium) an. Bürgerrechts¬ 
organisationen wurden in die Arbeit 
nicht einbezogen, ihre grundsätzliche 
Kritik nicht beachtet. 

Die Kommissionsmitglieder kamen 
trotzdem zu keinem gemeinsamen 
Ergebnis. Im 307 Seiten umfassenden 
„Bericht der Regierungskommission 
zur Überprüfung der Sicherheitsge¬ 
setzgebung in Deutschland“ wird das 
alles akribisch aufgelistet. 

Kritisiert wird von einem Teil der 
Kommission beispielsweise die Ein¬ 
schränkung der Privatsphäre, die un¬ 
verhältnismäßige Überwachung von 
Telefonaten und Internetverbindun¬ 
gen, die immer engere Zusammen¬ 
arbeit von Polizei und Geheimdiens¬ 


ten. Bemängelt wird unzureichende 
rechtsstaatliche Absicherung. Kriti¬ 
siert werden unverhältnismäßig aus¬ 
geweitete Kompetenzen von Polizei 
und Geheimdiensten. Umstritten 
sind der Militärische Abschirmdienst 
(MAD) und vor allem die Anti-Ter¬ 
rordatei sowie das dahinter stehende 
Gemeinsame Terrorismus-Abwehr¬ 
zentrum (GTAZ) von Polizeien und 
Geheimdiensten. 

Einstimmig war man dagegen der 
Meinung, dass die Kompetenzen der 
Geheimdienste kritisch überprüft 
werden sollten. Zudem sollten sie 
stärker kontrolliert werden. Vorschlä¬ 
ge zur Umsetzung gab es nicht. 

Und so wurde zwar ein dicker Bericht 
vorgelegt, der Aktivität vortäuscht. Er 
wird aber nichts dazu beitragen, etwas 
grundlegend zu ändern. 

Thomas Oppermann (SPD) sprach 
deshalb von einer „Alibi-Veranstal¬ 
tung“. Ulla Jelpke (MdB, „Die Lin¬ 
ke“) wurde deutlicher: „Nötig ge¬ 
wesen wäre eine klare Absage an 
die freiheitsfeindliche Tendenz der 
sogenannten Sicherheitspolitik, die 
seit 2001 von allen Bundesregierun¬ 
gen eingeschlagen wurde. Doch die 
Kommission beschränkt sich auf die 
Forderung nach ein paar Reförmchen 
hier und ein paar neuen Gesetzesar- 
tikelchen da. Etwas anderes war von 
einer Regierungskommission freilich 
auch nicht zu erwarten.“ 

Und so etwas ist weder von der ge¬ 
genwärtigen noch der kommenden 
Bundesregierung zu erwarten. Die 
entschiedene Verteidigung politischer 
und demokratischer Grundrechte 
braucht vor allem außerparlamenta¬ 
rische Bewegung und die gemeinsame 
Aktion von Gewerkschaften, Sozial¬ 
verbänden, Bürgerrechtsbewegun¬ 
gen und Linken: Schluss mit Überwa¬ 
chung und wachsenden Repression! 
Dafür wird sich die DKP auch künftig 
einsetzen. 


Aus dem Brief Konstantin Weckers an den 
Präsidenten der USA, 30.8.2013 


Sehr geehrter Herr Obama, 
die USA sind eine extrem polarisier¬ 
te Gesellschaft Das Beste und das 
Schlechteste im Menschen scheint hier 
voll entwickelt, und eine Geschichte des 
Landes Amerika, die ich liebe, gibt es 
selbstverständlich auch. Es ist die Ge¬ 
schichte von Janis Joplin und Joan Baez, 
die Geschichte von Rosa Parks und 
Martin Luther King, Sacco und Van- 
zetti und Noam Chomsky und viele, 
viele andere mehr. Die Amerikanische 
Verfassung war mit ihrem radikalen 
Gleichheitsversprechen der Welt ein de¬ 
mokratisches Vorbild. Und ich hätte ge¬ 
hofft, Sie, Barack Obama, seien ein Teil 
dieser fortschrittlichen US-Geschichte 
und würden ihr ein neues, stolzes Ka¬ 
pitel hinzufügen. Ich habe mich leider 
getäuscht. 

Nun schreibe ich diese Zeilen als Deut¬ 
scher. Und ich glaube sicher nicht, dass 
dieses Land und seine Machthaber ir¬ 
gendwie besser wäre als das ihre. Kei¬ 
ne Nation der Erde hat mehr Grund als 
wir, sich auf alle Zeiten aus allen Krie¬ 
gen auf der Welt herauszuhalten. Aber 
auch die US-Amerikaner hätten Grün¬ 
de genug. 

Völlig zu Recht sind Sie, Barack Oba¬ 
ma, der Meinung, dass in Syrien mit der 
Ermordung vieler Zivilisten durch Gift¬ 
gas eine rote Linie überschritten wurde. 
Auch wenn ich persönlich glaube, das 
passt nahtlos in die endlose Reihe mani¬ 
pulierter Kriegs gründe - beweisen kann 
ich das natürlich nicht. Unabhängig da¬ 
von allerdings wäre diese Erkenntnis 
doch ein guter Anlass, die jüngere Ge¬ 
schichte Ihres Landes daraufhin zu un¬ 
tersuchen: Wann wurde die rote Linie 
in den Kriegseinsätzen der USA über¬ 
schritten? 

Die amerikanischen Atombombenab¬ 
würfe auf Hiroshima und Nagasaki 
vom 6. und 9. August 1945 waren der 
erste und bislang einzige Einsatz von 
Atomwaffen in einem Krieg. 

Die Atombombenexplosionen töteten 
insgesamt etwa 92 000 Menschen sofort. 


Weitere 130 000 Menschen starben bis 
Jahresende an den Folgen des Angriffs, 
zahlreiche weitere an Folgeschäden in 
den Jahren danach. Bis heute hat keine 
Regierung der USA eine offizielle Ent¬ 
schuldigung gegenüber den zivilen Op¬ 
fern der Abwürfe und ihren Angehöri¬ 
gen abgegeben. 

Wurde mit dem Einsatz von Napalm im 
Koreakrieg und in Vietnam keine rote 
Linie überschritten? Der Gebrauch 
von Brandwaffen gegen die Zivilbe¬ 
völkerung wurde durch Protokoll III 
der Konvention der Vereinten Nationen 
zur Ächtung unmenschlicher Waffen im 
Jahre 1980 verboten. 

Millionen Vietnamesen waren der Che¬ 
mikalie Agent Orange ausgesetzt. Heu¬ 
te weiß man, dass die Bevölkerung ein 
genetisches Erbe mit sich herumträgt. 
Etwa 150 000 Kinder leiden noch heute 
unter den Spätfolgen von Agent Oran¬ 
ge, dessen giftiger Hauptbestandteil Di¬ 
oxin ist. 

Uranummantelte Munition, die zu 
schrecklichen Missbildungen unzähli¬ 
ger Menschen im Irak führte - wurde da 
eine rote Linie überschritten? 

Das Abschießen von Zivilisten in Af¬ 
ghanistan wie im Videospiel? Das Auf¬ 
decken dieses Kriegsverbrechens durch 
Chelsea Manning wurde gerade mit 
35 Jahren Gefängnis belohnt. 

Die Ermordung von „Staatsfeinden “ 
durch Drohnen, nebst Kollateralscha- 
den an Zivilisten - keine rote Linie in 
Sicht? 

Herr Obama, ich spreche ihrem Land 
die moralische Kompetenz ab, Angriffs¬ 
kriege aus angeblich ethischen Gründen 
zu führen. 

Gehen Sie in sich und arbeiten Sie die 
Geschichte ihres eigenen Landes auf. 
Das würde vermutlich wirklich zum 
Wohle der Menschheit gereichen. 

Ihr Konstantin Wecker 

PS: Herzlichen Glückwunsch dem bri¬ 
tischen Unterhaus!! (...) 

www.wecker.de 
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Kein Krieg gegen Syrien! 

Redebeiträge zum Weltfriedenstag (Antikriegstag) 


Wir wollen Frieden 
schaffen, ohne Waffen 

Aus der Begrüßungsrede zum Anti¬ 
kriegstag von Dieter Keller, DGB-Vor¬ 
sitzender Fellbach, am Friedensbaum in 
Fellbach 

„Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer¬ 
te Anwesende, 

Der diesjährige Antikriegstag findet 
in einer dramatischen weltpolitischen 
Lage statt. Es droht ein Krieg gegen Sy¬ 
rien mit unabsehbaren Folgen für den 
Nahen Osten und weltweit. Deshalb 
lautet unsere erste Forderung: Hände 
weg von Syrien! Kein Krieg gegen Sy¬ 
rien! 

Wir fordern Bundestag und Bundesre¬ 
gierung auf sich öffentlich allen Kriegs¬ 
plänen entgegenzustellen und klar zu 
sagen: Nein zum Krieg und dessen Vor¬ 
bereitung. 

Um dies zu fordern muss man kein 
Freund von Assad sein. Das verlangt 
die politische Vernunft. Doch das Pen¬ 
tagon, die Herrschenden in den USA 
und führenden europäischen Staaten 
lassen sich nicht von Vernunft leiten, 
sondern von militärischer Vormacht¬ 
stellung in der Welt und von den Pro¬ 
fitinteressen des Groß- und Rüstungs¬ 
kapitals. Dafür bereiten sie Kriege vor 
und überziehen fremde Länder damit. 
Sollte es zu einem Giftgaseinsatz ge¬ 
kommen sein, egal von wem und wo 
auch immer, verurteilen wir das auf 
das Schärfste. Sie sind Verbrechen ge¬ 
gen die Menschlichkeit. Sie dürfen aber 
kein Freifahrtschein sein für einen neu¬ 
en Krieg. Wir fordern das Verbot der 
Herstellung und Vernichtung aller 
ABC-Waffen! 

Deutschland ist der drittgrößte Rüs¬ 
tungsexporteur der Welt. Einsame Spit¬ 
ze die USA. Deutsche Waffen, deut¬ 
sches Geld morden mit in aller Welt. 
Dabei spielt es überhaupt keine Rolle 
ob die Lieferungen in Spannungsgebie¬ 
te, in Diktaturen, in absolutistisch re¬ 
gierte Emirate oder nach Saudi-Arabi¬ 
en gehen. Hauptsache ist der Profit an 
Kriegen und bewaffneten Konflikten 
und eine den Imperialisten hörige Re¬ 
gierung kommt zustande. Also müssen 
Kriege und Konflikte in aller Welt ge¬ 
schürt werden. 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschis¬ 
mus. Das ist die entscheidende Lehre 
aus Faschismus und Krieg. Es ist un¬ 
sere Geschichte, die uns zur Mahnung 
verpflichtet. Es ist die Militär-, Hoch- 
rüstungs- und Kriegspolitik, die uns zu 
Widerstand verpflichtet. 

(...) Rassismus,Großmannsucht,Krie¬ 
ge und Hochrüstung sind nicht unsere 
Interessen. Es sind Kapitalinteressen. 
Wir und die betroffenen Völker müssen 
die Zeche dafür zahlen. Zunächst mit 
Geld, das für andere dringend notwen¬ 
dige, z.B. soziale Aufgaben fehlt. Dann 
mit dem Blut unschuldiger Menschen, 
von Müttern und Kindern. 

Das wollen wir verhindern. Wir wol¬ 
len nie wieder Krieg. Krieg darf kein 


Mittel der Politik sein. Wir fordern das 
Verbot von Waffenexporten, den Ab¬ 
zug der Truppen aus Afghanistan und 
die Beendigung der Auslandseinsätze 
der Bundeswehr. Von deutschem Bo¬ 
den darf nie mehr ein Krieg ausgehen. 
Wir wollen eine andere Politik. In 
Deutschland und Europa. Wir wollen 
eine andere Welt. Eine Welt des Frie¬ 
dens und der Freundschaft zwischen 
den Völkern. Eine soziale, demokra¬ 
tische, solidarische und gerechte Welt. 
Eine Welt ohne Ausbeutung, Unterdrü¬ 
ckung und Krieg. Eine Welt, in der der 
Mensch und nicht der Profit im Mittel¬ 
punkt aller Dinge steht.“ 

Wir sagen ,Nein!‘, 

Mr. President! 

Aus dem Redebeitrag von Arno Neu- 
ber, Mitarbeiter des Friedensbündnisses 
Karlsruhe und Beirat der Informations¬ 
stelle Militarisierung (IMI) e.V. Tübin¬ 
gen, bei der Kundgebung des Karlsruher 
Friedensbündnisses zum Antikriegstag 

„Liebe Friedensfreundinnen, 

(...) In den bundesdeutschen Medi¬ 
en war in den letzten Tagen zu lesen 
und zu hören, Syrien sei ein zu ernstes 
Thema für den Wahlkampf, über einen 
Krieg sollte im Wahlkampf nicht ge¬ 
stritten werden. Was ist das für ein De¬ 
mokratieverständnis, wenn die Men¬ 
schen in zentralen Fragen entmündigt 
werden? 

Wir fordern alle Parteien, alle Kandi¬ 
daten auf, sich klar und deutlich gegen 
eine Syrien-Intervention zu positionie¬ 
ren. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, sich für eine Verhandlungslösung 
einzusetzen und sich in keiner Weise 
an einem militärischen Einsatz zu be¬ 
teiligen, in keiner Weise! Das bedeutet: 

★ Keine Lieferung von Geheimdienst¬ 
informationen zur Zielmarkierung. 

★ Keine Überflugrechte, keine Bereit¬ 
stellung von Tankflugzeugen, keinen 
Kriegsnachschub über das Gebiert der 
Bundesrepublik, keine Nutzung von 
Militäreinrichtungen in Deutschland. 

★ Nein zu Bundeswehreinsätzen in 
aller Welt! Wir wollen keine globa¬ 
le deutsche Interventionsarmee! Wir 
wollen keine Bundeswehr, die sich mit 
Angriffswaffen wie Marschflugkörpern 
und Kampfdrohnen rüstet. Wer solche 
Waffen anschafft, der will und wird sie 
auch einsetzen. Die Bundesregierung 
sollte stattdessen eine Initiative zur 
Rüstungsbegrenzung ergreifen. Für ein 
weltweites Verbot von Kampfdrohnen 
und autonomen Kampfrobotern. Wir 
bleiben dabei: Nein zum Krieg heißt 
Nein zu Aufrüstung und zum Aufbau 
internationaler Eingreiftruppen!“ 

Kriege werden mit 
Lügen begonnen 
und gerechtfertigt 

Aus dem Redebeitrag von Klaus Stein 
für die WN-BdA Köln auf der Anti¬ 
kriegstagsveranstaltung in Köln 


„Liebe Freunde, 

als am 1. August 1914 die deutschen 
Soldaten in den Krieg gegen Frank¬ 
reich zogen, glaubten sie, Weihnachten 
wieder zu Hause zu sein. Dass es ein 
Weltkrieg wurde, hat sich erst später 
herausgestellt. 

Am Abend des 31. August 1939 wur¬ 
de SS-Sturmbannführer Alfred Nau- 
jocks mit fünf weiteren SS-Leuten zum 
Sender Gleiwitz geschickt. Sie dran¬ 
gen verkleidet, polnische Freischärler 
darstellend, gegen 20.00 Uhr in das 
Gebäude ein und überwältigten vier 
Mitarbeiter. Dann riefen sie in deut¬ 
scher und polnischer Sprache ins Mi¬ 
krophon „Achtung! Achtung! Hier ist 
Gleiwitz. Der Sender befindet sich in 
polnischer Hand ... Die Stunde der 
Freiheit ist gekommen! Hoch lebe Po¬ 
len!“ Sie hinterließen eine präparierte 
Leiche und verschwanden nach weni¬ 
gen Minuten. 

Am selben Abend (heute vor 74 Jah¬ 
ren) um 22.30 Uhr berichtete der 
Reichsrundfunk über den Überfall. 
Am nächsten Tag stand es in der ge¬ 
samten deutschen Presse. Hitler hielt 
eine Rundfunkrede: „Nachdem schon 
neulich in einer einzigen Nacht Grenz¬ 
zwischenfälle waren, sind es heute 
Nacht 14 gewesen, darunter drei ganz 
schwere.... Polen hat heute Nacht zum 
ersten Mal auf unserem eigenen Terri¬ 
torium auch mit bereits regulären Sol¬ 
daten geschossen. Seit 5 Uhr 45 wird 
zurückgeschossen.“ 

(...) Kriege sind unpopulär, deswegen 
beginnen sie in der Regel mit Täu¬ 
schungsmanövern. Im August 1964 
wurde angeblich ein Kriegsschiff der 
USA vor der Küste der Demokrati¬ 
schen Republik Vietnam, wie sich der 
nördliche, der sozialistische Teil des 
Landes nannte, von vietnamesischen 
Schnellbooten angegriffen. Das war 
der Tonkin-Zwischenfall. Er diente 
als Vorwand für den Krieg der USA 
gegen das Land. 

(...) Als am 5. Februar 2003 der US- 
Außenminister Colin Powell die Lüge 
von den Massenvernichtungswaffen 
im Irak vor der Weltpresse ausbreite¬ 
te, hatte er vorher mit blauem UNO- 
Tuch die Tapisserie nach dem berühm¬ 
ten Guernica-Gemälde von Pablo Pi¬ 
casso verhängen lassen. 

(...) Ein Gefecht von jugoslawischen 
Polizeikräften gegen die UCK am 
15. und 16. Januar 1999 im Kosovo 
wurde zum Massaker von Racak um¬ 
gedeutet und diente der NATO als 
Vorwand für die Luftangriffe gegen 
Jugoslawien vom 24. März bis zum 
10. Juni 1999 

(...) In der Krise sucht Kapital ver¬ 
geblich nach Verwertungsmöglich¬ 
keiten. Die kapitalismusverträglichs¬ 
te Form der Kapitalvernichtung ist 
der Krieg. 

Die Krise drängt infolgedessen zum 
Krieg. Die massenhafte Vernichtung 
von Menschen erscheint als unver¬ 
meidlicher Kollateralschaden des Sys¬ 
temerhalts.“ 
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Bild oben / London: Großdemonstration der „Stop the War Coalition“ in London 
gegen den drohenden Angriff auf Syrien. In Aufruf zur Aktion heißt es: „Wir 
konnten den Krieg im Irak nicht stoppen, aber wir haben in Britannien eine 
massenhafte Antikriegsstimmung geschaffen. Diese Welle der Antikriegsstim¬ 
mung ist in den vergangenen Tagen spürbar gewesen. Die Parlamentsmitglieder 
haben endlich die Mehrheitsmeinung in diesem Land wiedergegeben/' 




Madrid, 

30.8.2013 
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Köln: Kundgebung vor dem Kölner Dom. Unter den Rednerlnnen waren neben 
Klaus Stein, der für die VVN-BdA sprach (siehe auch Seite 8), Elvira Högemann 
(Kölner Friedensforum) und der Bundestagsabgeordneten der Linkspartei Sevim 
Dagdelen auch Vertreter der „Ärzte gegen den Atomkrieg“ und des „Darmstäd¬ 
ter Signals“ (Zusammenschluss kritischer Angehöriger der Bundeswehr). 

Viele Mitglieder der DKP und der SDAJ waren unter den Teilnehmern dieser 
Kundgebung. 


Bild unten / Stuttgart: An der Stuttgarter Aktion beteiligten sich ca. 150 Men¬ 
schen. In den Reden von Tobias Pflüger (Informationsstelle Militarisierung, 

IMI) und Nikolaus Landgraf (DGB Landesvorsitzender Baden-Württemberg) 
sowie dem antimilitaristischen Flash-Mob des „Offenenen Treffens gegen Krieg 
und Militarisierung (OTKM)“ wurde die akute Kriegsgefahr und ihre Ursachen 
anschaulich geschildert und aufgerufen, dagegen aktiv zu werden. 
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Zeitzeugen erinnern sich 

Walter Ulbricht: Arbeitersohn und - nicht nur - Politiker 


D er Arbeitersohn Walter Ulbricht engagier¬ 
te sich politisch sehr früh: Bereits 1908 trat 
er dem Arbeiterjugendbildungsverein Alt- 
Leipzig bei, 1912 wurde er Mitglied der SPD, bald 
gehörte er zum linken Flügel unter Führung von 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht. 1917 wur¬ 
de er Mitglied der USPD, später der KPD. 

Von 1926 bis 1929 war er sächsischer Landtags¬ 
abgeordneter der KPD, 1928 für den Wahlkreis 
Westfalen-Süd auch Mitglied des Reichstags. Kurz 
darauf wurde Walter Ulbricht Mitglied des KPD- 
Zentralkomitees. Ab 1929 arbeite er als politischer 
Leiter des KPD-Bezirks Berlin-Brandenburg- 
Lausitz-Grenzmark. 

Seine Arbeit setzte er auch nach der Machtüber¬ 
tragung an die Faschisten in der Illegalität fort. Da 
er per Steckbrief gesucht wurde und höchst ge¬ 
fährdet war, entschied die Partei, dass er Deutsch¬ 
land verlassen muss. Über Zwischenstationen ging 
es in die Sowjetunion. 

Egon Krenz hat als Herausgeber anlässlich des 
120. Geburtstages Walter Ulbrichts, (geboren am 
30.6.1893, gestorben am 1. 8.1973) 70 Zeitzeugin¬ 
nen und Zeitzeugen gebeten, ihre Erinnerung an 
diesen bedeutenden Politiker der internationalen 
und deutschen Arbeiterbewegung aufzuschreiben. 
Am Anfang des Buches steht - zur Einstimmung - 
ein sehr aussagekräftiger Abriss der Geschichte 
der DDR, eingeordnet in die Auseinandersetzun¬ 
gen seit Ende des 2. Weltkrieges bis zur Verein- 
nahmung der DDR durch die herrschenden Krei¬ 
se der Bundesrepublik Deutschland. 

Der Herausgeber Egon Krenz würdigt darin das 
Wirken Walter Ulbrichts im Kampf gegen den Fa¬ 
schismus, an der Front auf sowjetischer Seite im 2. 
Weltkrieg, seine Arbeit an der Seite von Wilhelm 
Pieck und Otto Grotewohl, sein Wirken als Ideen¬ 
geber und Organisator der revolutionären Umge¬ 
staltung in der sowjetischen Besatzungszone und 
der DDR, seine internationale Arbeit, seine tiefe 
Freundschaft zur Sowjetunion, seinen Patriotis¬ 
mus in der nationalen Frage und seine Persönlich¬ 
keitseigenschaften. 

Die, die dann zu Wort kommen, erinnern sich 
vor allem an den langjährigen 1. Sekretär und 
Generalsekretär des Zentralkomitees der Sozi¬ 
alistischen Einheitspartei Deutschlands und Vor¬ 
sitzenden des Staatsrates der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik - an politische Ereignisse, 
Entscheidungen und persönliche Erlebnisse 
Egon Krenz, der Herausgeber, konnte für dieses 
Projekt wichtige Zeitzeugen gewinnen: Margare¬ 
te Müller, Inge Lange und Heinz Keßler aus dem 
Politbüro, Herbert Mies von der DKP, 1. Sekretä¬ 
re der Bezirksleitungen der SED und der Freien 
Deutschen Jugend, Diplomaten der UdSSR und 
der DDR, DDR-Minister, darunter Margot Ho¬ 
necker, Natur- und Gesellschaftswissenschaftler, 
Sportler und Sportfunktionäre, Bündnispartner 
der SED, Künstler und Kulturschaffende, Rechts¬ 
wissenschaftler, Persönlichkeiten aus Betrieben 
und Genossenschaften, Rainer Fuckel als betreu¬ 
ender Arzt, und Mitarbeiter, die täglich unmittel¬ 
baren Kontakt mit Walter Ulbricht hatten. 

Im Buch gibt es Eigenberichte der Zeitzeugen und 
Interviews, die Egon Krenz mit diesen geführt hat¬ 
te. Eine sehr gelungene Mischung! 

Wichtig ist, dass nach jedem Namen und Thema 
der Zeitzeugen deren Lebenslauf und politisches 
Wirken knapp dargestellt wird. Die in der DDR 
aufgewachsenen Leser und Leserinnen erfahren 
hier viel Neues, und für andere ist es ein Beweis, 
dass hier kompetente Leute zu Wort kommen. 
Alle Zeitzeuginnen und Zeitzeugen konzentrie¬ 
ren sich auf ihre persönlichen Erinnerungen an 
Kontakte und die Zusammenarbeit mit Walter 
Ulbricht. 

Der Herausgeber hat dabei keine Biografie ver¬ 
fasst, aber die Erinnerungen in ihrer Gesamtheit 
tragen durchaus biografischen Charakter. 

Sie sind in 15 Hauptabschnitte gegliedert. 


Es ist im Rahmen einer Rezension nicht mög¬ 
lich über deren Inhalt zu berichten. Das muss 
man selbst lesen. Einiges soll aber hervorgeho¬ 
ben werden. 

Zunächst: Das Wirken Walter Ulbrichts beinhalte¬ 
te hohe theoretische Leistungen, solche, zu denen 
es auch Auseinandersetzungen mit Generalsekre¬ 
tären der KPdSU gab, in denen Ulbricht seinen 
Standpunkt konsequent behauptete. 
Hervorzuheben ist auch: Er beriet sich mit Wis¬ 
senschaftlern, er hörte auf sie. 

Walter Ulbricht war Initiator, Förderer und Mit¬ 
gestalter der unter dem Begriff „Neues Ökono¬ 
misches System der Leitung und Planung“ einge¬ 
leiteten Wirtschaftsreform, der Herstellung einer 


ständigen engen Verbindung zwischen Wissen¬ 
schaft und Produktion und der Erreichung höhe¬ 
rer Qualität und Effizienz, zu der sich u.a. Harry 
Nick (S. 182ff.), Eberhard Fensch (S. 188ff.) Kurt 
Fenske (S. 196ff.) und Herbert Weiz (S. 225ff.) 
ausführlich äußern, eine wirtschaftspolitische 
Konzeption als „wichtiges Rüstzeug bei den Über¬ 
legungen für ein Wirtschaftsmodell jenseits des 
Kapitalismus“ ( H. Nick S. 187). Leider wurde sie 
nach dem Ausscheiden Walter Ulbrichts aus der 
Funktion des Generalsekretärs der Partei aufge¬ 
geben. 

Früh erkannte er, dass der Sozialismus auf die 
Herausforderungen der neuen Entwicklungen in 
Wissenschaft und Technik (wissenschaftlich-tech¬ 
nische Revolution) reagieren muss. Es wird in die¬ 
sem Buch klargestellt, dass es sich bei der vielfach 
ins Lächerliche gezogenen Aussage „überholen 
ohne einzuholen“ keinesfalls um eine Spinnerei, 
sondern um eine zutiefst wissenschaftliche Strate¬ 
gie des Kampfes um den wissenschaftlich-techni¬ 
schen Fortschritt handelte (. Herbert Weiz S. 234). 
Besonders ist seine Aussage auf der Konferenz 
zum 100. Jahrestag des Erscheinens von Marx 4 
Hauptwerk „Das Kapital“ hervorzuheben, dass 
der Sozialismus kein kurzfristiges Durchgangssta¬ 
dium nach dem Sturz des Kapitalismus, sondern 
eine relativ selbstständige Gesellschaftsformati¬ 
on auf dem Weg zum Kommunismus ist. Der weit 
über Fachkreise hinaus sehr geschätzte Philosoph 
Alfred Kosing hält das „für den wichtigsten Bei¬ 
trag zur Entwicklung der Theorie des Sozialismus 
seit Lenin“ ( S. 72). 


Zu den großen Leistungen gehört das Wirken Ul¬ 
brichts bei der Vorbereitung der Verfassung der 
DDR von 1949 und die Leitung der Ausarbeitung 
der neuen 1968er Verfassung entsprechend des er¬ 
reichten Entwicklungsstandes, sowie sein Einfluss 
als Vorsitzender des Staatsrates auf die Weiter¬ 
entwicklung und Vervollkommnung der sozialis¬ 
tischen Rechtsordnung und Rechtspflege, Proble¬ 
me zu denen sich u.a. Erich Buchholz ( S505ff), 
Hans Voß (S. 520ff.) und Kurt Wünsche ( S.. 527ff.) 
äußern. 

Sehr anschaulich wird in den Erinnerungen der 
Zeitzeugen der Kampf Walter Ulbrichts für 
ein antifaschistisches demokratisches Gesamt¬ 
deutschland, sein persönlicher Beitrag für die 


Sicherung des Friedens in Zeiten besonders zu¬ 
gespitzter Klassenauseinandersetzung und re¬ 
vanchistischer Angriffe der Adenauer-Regierung 
gegen die DDR beschrieben. Hier wird auch fun¬ 
diert und unwiderlegbar die Auseinandersetzung 
geführt mit den verleumderischen Angriffen auf 
ihn im Zusammenhang mit seiner in einer Pres¬ 
sekonferenz am 15. Juni 1961 gemachten Aussa¬ 
ge: „Niemand hat die Absicht eine Mauer zu er¬ 
richten“. 

Kurt Blecha als Leiter der damaligen Pressekonfe¬ 
renz (S. 329ff.) verweist in diesem Zusammenhang 
auf die in jener Zeit zwischen Chruschtschow und 
Kennedy in Wien geführten Verhandlungen über 
den Abschluss eines Friedensvertrages mit beiden 
deutschen Staaten und über die rechtliche Rege¬ 
lung ihrer Beziehungen zueinander. Erst nach 
dem Scheitern dieser Verhandlungen an der de¬ 
struktiven Position der Westmächte kam es zur 
Entscheidung der Warschauer Vertragsstaaten, zu 
den Maßnahmen des 13. August 1961. Nicht aber 
„auf Betreiben Walter Ulbrichts oder seinem Be¬ 
schluss“. 

Im Zusammenhang mit der ausschließlichen Ver¬ 
antwortung des Warschauer Vertrages als Ganzes 
für die Sicherung der völkerrechtlichen Grenzen 
zwischen den beiden Weltsystemen in Europa und 
der nicht gegebenen Souveränität der DDR auf 
militärpolitischem und militärischem Gebiet sind 
die Erinnerungen von Wiktor Kulikow, (S. 339ff), 
Valentin Falin als „bester Kenner der sowjetischen 
Deutschlandpolitik“ (S. 465ff.) und Jegenij Tjas- 
helnikow ( S. 492ff.) von besonderem Gewicht. 



Walter Ulbricht (links) und der Dichter und Kommunist Erich Weinert (rechts) mit einem sowjetischen 
Soldaten an der Stalingrader Front, 12. Dezember 1942. 


Ihre Aussagen machen zugleich darauf aufmerk¬ 
sam, dass mit den Prozessen und Urteilen gegen 
Egon Krenz, weitere Mitglieder der Politbüros, 
und Angehörige der bewaffneten Organe der 
DDR die Justizorgane der BRD in diesen Pro¬ 
zessen Recht „gebeugt“ haben. 

In weiteren Beiträgen wird Walter Ulbrichts En¬ 
gagement für die Jugend und die gesellschaftliche 
Rolle der Frau, sein bündnispolitisches Engage¬ 
ment zu den befreundeten Parteien, sowie seine 
kluge Politik der Kontakte mit der evangelischen 
Kirche in der DDR hervorgehoben. Zu Letzterem 
schreibt auch Gert Wendelborn ( S. 554ff), 
Besonders beeindruckend ist alles, was die Zeit¬ 
zeugen über die Persönlichkeit Walter Ulbrichts 
berichten, ebenso über seine Fähigkeit zu strate¬ 
gischem Denken, zur konzeptionellen Umsetzung, 
über seine Prinzipienfestigkeit, der Bereitschaft 
zuzuhören und sich mit anderen zu beraten, über 
sein Auftreten gegen jede Schönfärberei und das 
Vertuschen von Mängeln, über seine Bescheiden¬ 
heit, gesunde Lebensweise und Sparsamkeit. Die 
Darstellung des liebevollen Verhältnisses zwi¬ 
schen ihm und seiner Ehefrau und Kampfgefähr¬ 
tin Lotte Ulbricht (u.a. Edmund Weber S. 581 ff.) 
runden das Bild ab. 

Doch kein Zeitzeuge idealisiert ihn. Kritische Ein¬ 
schätzungen werden nicht ausgespart. 

Egon Krenz fasst am Schluss seines Vorwortes 
zusammen, worüber sich alle Zeitzeuginnen und 
Zeitzeugen einig sind: „Walter Ulbricht war ein 
anerkannter Arbeiterführer. Ein weitsichtiger Po¬ 
litiker. Ein Arbeiter, der zum Staatsmann von For¬ 
mat wurde“ (S. 15). 


★ 

Das Buch ist ein wichtiger Beitrag zur Ausein¬ 
andersetzung mit allen Angriffen auf Walter Ul¬ 
bricht und mit seinen Verleumdern. Ziel solcher 
Attacken war und ist es, die internationale Arbei¬ 
terbewegung sowie die größte Errungenschaft des 
Kampfes der revolutionären deutschen Arbeiter¬ 
bewegung, die Deutsche Demokratische Repu¬ 
blik, zu diffamieren. 

Wichtig ist, dass es zu fast jedem Bericht zudem 
eine Vielzahl von Anmerkungen, Informationen 
zu allen genannten Namen sowie ergänzende Dar¬ 
stellungen von historischen Fakten und Zusam¬ 
menhängen gibt. Viele Fotos bereichern das Buch. 

Ernst Albrecht 

Walter Ulbricht. Zeitzeugen erinnern sich. Heraus¬ 
gegeben von Egon Krenz, Verlag Das Neue Berlin 
2013,608 Seiten, 24,99 Euro 
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Im Gefängnis des Glaubens 

Scientology: Als moderne Kirche getarnte Ideologiefabrik 


Wer aus einer inneren Perspektive die unmensch¬ 
lichen Beziehungen erleben möchte, die zwischen 
den Führungsoffizieren „Scientology“ und vielen 
berühmten Hollywood-Größen bestehen, wird in 
diesem Buch viele Grausamkeiten zur Kenntnis 
nehmen können. Der Autor beschreibt auch eini¬ 
ge Grundsätze dieser, als moderne Kirche getarn¬ 
ten Ideologiefabrik. So ist eines ihrer Endziele, die 
Menschen „von den Gesetzen der Materie, der 
Energie, des Raums und der Zeit unabhängig“ zu 
machen, um auf diese Weise „unsterbliche spiri¬ 
tuelle Wesen“ schaffen zu können. 

Was der Autor versäumt ist die Antwort auf die 
Frage: Warum gelingt es dieser Ideologie die 
„amerikanische Steuerbehörde, die Ministeri¬ 


en für Jusitz, Finanzen und Arbeit, ausländische 
Botschaften und Konsulate, Privatunternehmen 
und Verbände“ zu unterwandern? Warum sind 
die Kommunikationsmethoden der Scientologen 
weltweit in den meisten Unternehmensberatun¬ 
gen populär? 

„Scientology“ ist eine elitäre Truppe, darin ist 
Wright zuzustimmen, aber ihre Ideologie passt 
perfekt in eine Welt, deren Menschen im geschäft¬ 
lichen Erfolg den Sinn ihres Lebens sehen. Die 
Manipulation des Ich-Willens für Zwecke, die gie¬ 
rig nach Macht und Geld streben, steht im Mittel¬ 
punkt dieser Ideologie. Scientology ist Zweckrati¬ 
onalismus in reinster Form. Man müsse nur seinen 
„Geist“ reinigen und „programmieren“, schon sei 


man befähigt, ein glückliches und ewiges Leben 
zu erreichen“, so der Gründer Ron Hubbard, des¬ 
sen Motto lautet: „Wir sind die Elite des Planeten 
Erde! 44 „Make money, make more money!“ 

Der Autor verharmlost die Gefahr dieser Ideolo¬ 
gie, die alle Grundsätze der europäischen Aufklä¬ 
rung liquidiert. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat im April 2007 Scientology 
als religiöse Gemeinschaft anerkannt. Die Orga¬ 
nisation versuche „geistliche, humanistische oder 
ähnliche Werte“ zu verbreiten, stellten die Rich¬ 
ter fest. Für Scientology werben Hollywoodstars 
wie Tom Cruise, der Jazzpianist Chick Corea, John 
Travolta, Ann Archer etc. Die „Scientology-Kir- 
che“ ist nur die Spitze einer weitgefächerten Or¬ 


ganisationsstruktur. Scientology ist die aggressive 
Konkretisierung der imperialistischen Ideologie 
nach dem 2. Weltkrieg. Konzerne steuern die Ge¬ 
schäfte der Manipulation des Ich. Wie schreibt 
Ron Hubbard: „Scientology wird von einigen 
der größten Firmen der Welt angewandt.“ So 
ist es! Doch Lawrence Wright bleibt, mit weni¬ 
gen Ausnahmen, an der Oberfläche des bruta¬ 
len Netzwerks dieser Organisation. Deshalb sei 
der Verweis auf das Buch „Amokläufe zum Ich 
...“ (Neue Impulse Verlag) gestattet, in dem ich 
mich ausführlich mit dieser weltweit verbreiteten 
Ideologie beschäftigt habe. 

Jürgen Meier 

Lawrence Wright, Im Gefängnis des Glaubens. Sci¬ 
entology, Hollywood und die Innenansicht einer 
modernen Kirche, DVA München 2013,624 Seiten, 
22,99 Euro, ISBN 978-3-421-04535-5 
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Gehäutet und entkernt 


Leichenshow wieder auf Tour 


N un tingelt sie wieder durch die 
deutschen Lande, die Leichen¬ 
show, die viele als Kunst emp¬ 
finden, aber kaum einer als anstößig. 
„Sie ist eine der faszinierendsten Aus¬ 
stellungen unserer Zeit, eine tief be¬ 
rührende Begegnung mit dem Leben“ 
schwärmt Bochum-Tourismus.de. 

Den Urheber freut das. Als Günther 
Gerhard Liebchen 1975 seine erste 
Frau, Dr. Cornelia von Hägens heira¬ 
tete, brach wohl sein Hang nach Hö¬ 
herem wieder einmal durch. Seine bis 
dahin eher holprige Karriere - Abi¬ 
tur an der Volkshochschule (DDR), 
Fluchtversuch, anschließender Ge¬ 
fängnisaufenthalt und Freikauf durch 
die BRD - kam in Fahrt, als er entge¬ 
gen dem damaligen Namensrecht den 
Namen seiner Frau eroberte. In Hei¬ 
delberg, wo die geschiedene Frau Dr. 
von Hägens heute noch an der Frauen¬ 
klinik arbeitet, experimentierte er mit 
dem damals in Bastlerkreisen beliebten 
Gießharz und „erfand“ die „Plastina- 
tion“ von Körperteilen nach der Ent¬ 
häutung der Leiche. Nebenbei: Dieses 
Epoxydharz aus Erdöl ist nicht recyc¬ 
lingfähig; plastinierte Leichen werden 
also niemals bestattet werden können. 
Nur, woher bekam von Hägens die 
Leichen und -teile, die er nun in gro¬ 
ßer Zahl brauchte? In Dalian in der 
VR China gewann er Mitstreiter. Dort 
eröffnete er ein Plastinationsinstitut, 
wurde sogar 1999 Gastprofessor an der 
Dalian-Universität (wo er aber niemals 
lehrte) und bekam seine Leichen in 
rauen Mengen und nahezu geschenkt. 
Also „arbeitete“ von Hägens dort zu¬ 
nächst mit chinesischen Leichen. 

Aber auch in Bischkek/Kirgisistan wur¬ 
de er fündig. Aus Bischkek hat er laut 
stern.de 488 „Ganzkörper“, zehn Föten, 
431 Gehirne, zahlreiche innere Organe 
und ein Kamel bezogen. Von Hägens 
gestand: Nach Heidelberg kamen aus 
Bischkek „29 389 kg Präparate“. Was an 
Leichen unbrauchbar war (nur junge 
Körper taugen zur Plastination), wur¬ 
de zurück nach Bischkek geschickt, im 
LKW. Zusätzlich mit allerlei Elektroge¬ 
räten. Als humanitärer Hilfstransport 
war die Tour damit steuerfrei, wird be¬ 
hauptet. 

2001wurde bekannt, dass die medi¬ 
zinische Akademie von Nowosibirsk 
56 Leichen zweifelhaften Ursprungs 
an das Heidelberger Institut geliefert 
habe. Also ungeklärte Todesfälle. Von 
Hägens schob die Schuld den „Part¬ 
nern“ in die Schuhe - nun steht der 
Leiter der Gerichtsmedizin von No¬ 
wosibirsk vor Gericht. 

Die Ausstellungen hatten laut Gun¬ 
ter von Hägens zunächst die „Inten¬ 
tion, auch Laien die Geheimnisse der 
menschlichen Anatomie zugänglich zu 
machen“, dann sah er sie als „Demo¬ 
kratisierung der Anatomie“ und heute 



heißt es von ihm, sie sollen „den Besu¬ 
chern helfen, ein langes, gesundes Le¬ 
ben zu führen“. 

Sicherlich sind dazu die drei Poker 
spielenden Leichen, die auch schon im 
Bond-Film mitmachen durften, sehr 
geeignet. Ebenso der Mann, der sei¬ 
ne abgezogene Haut dem Zuschauer 
entgegenhält. Noch besser aber das 
kopulierende Paar, das meist in einem 
Extraraum nur für über 16-Jährige ge¬ 
zeigt wird (im Internet kann es sich je¬ 
des Kind ansehen). Oder, was Oliver 
Pfohlmann beschreibt: „Eine Schwan¬ 
gere mit geöffnetem Mutterleib und ei¬ 
nem wie schlafenden Baby darin ... 
Den Arm hat sie fast schon las 
ziv hinter den Kopf gelegt, un- 
aufgeschnitten und ungehäu- 
tet wäre das zweifellos eine 
erotische Pose.“ 

Dass Gunter 
von Ha- 


schäftstüchtig 
belegen nicht nur 
die hohen Ein¬ 
trittspreise (bis 
zu 20 Euro), 
sondern 
auch 

die Vorwürfe 
der Staats¬ 
anwalt¬ 
schaft Hei¬ 
delberg: 

GvH habe Ausländer 
stellt, ohne die entsprechenden Steuern 
und Sozialversicherungen abzuführen, 
Schaden rund 465 000 Euro. Obwohl 
bereits sein Sohn Rurik die Geschäfte 
übernommen hat, wurde das Verfahren 
vom OLG Karlsruhe eingestellt. Von 
Hägens ist wegen einer Parkinson-Er¬ 
krankung dauerhaft verhandlungsun¬ 
fähig. 

Vor einiger Zeit fand Gunter von Hä¬ 
gens den Ort Guben, der ihm ein altes 
Fabrikgebäude zur Verfügung stellte 
für die Ausschlachtung von Leichen 
der „Gubener Plastinate GmbH“. Da¬ 
mit schuf er immerhin einige Arbeits¬ 
plätze für die von Arbeitslosigkeit ge¬ 
beutelte Region. Von dort aus startete 
er ein weiteres vielversprechendes Pro¬ 
jekt: den online-shop als Versandhan¬ 
del für Plastinate aller Art. Hier lassen 
sich Ketten oder Ringe aus plastinier- 
ten Bullenpenis-Scheiben bestellen, 
Scheiben von menschlichen Körpertei¬ 
len oder auch ganze Organe, menschli¬ 
che Köpfe und auch Ganzkörper-Plas- 
tinate. Die Preise sollen zwischen 7 
und 70 000 Euro liegen. Zusätzlich fin¬ 
det sich auf der Internetseite ein For¬ 
mular, mit dem eine „Körperspende“ 
angezeigt werden kann. Da wird u.a. 
angekreuzt, ob man mit einer Positio¬ 


nierung als Leiche mit Geschlechtsver¬ 
kehr einverstanden ist. 

Nachdem von Hägens für den Vatikan 
das Fersenbein der Hildegard von Bin¬ 
gen plastinieren durfte, bot er freimü¬ 
tig an, auch aus Papst Johannes Paul II. 
(Karol Wojtyla) ein Plastinat zu ferti¬ 
gen. Das stieß aber auf Abwehr. 
Bemerkenswert sind die Protestbe¬ 
kundungen, die sich erst einstellten, 
als Gunter von Hägens das „Sex-Paar“ 
zeigen wollte. Der CDU-Abgeordnete 
Kai Wegner forderte, dass die Staatsan¬ 
waltschaft prüfen müsse, „ob eine der¬ 
artig abstoßende Darstellung mit un- 
serem Rechtssystem vereinbar“ 
ist. Nach Berliner Morgenpost 
\ entrüstete sich sogar Michael 
Braun, kulturpolitischer Spre¬ 
cher der CDU-Fraktion, dass 
die „Darstellung von Menschen 
in enthäuteter Situation“ wür¬ 
delos sei und gegen Art. 1 
GG verstoße. Britta Lange, 
SPD, meldete sich „Man 
stellt keine Toten aus ... 
pervers“. Und es gibt 
Proteste, weil angeblich 
^ zu Tode gefolterte Fa- 
lun-Gong-Sektenmit- 
glieder aus der VR 
China unter den 
Körpern seien. 
Inzwischen sind 
Leichenaus- 
{Stellungen be¬ 
reits wie Li¬ 


zenzen zum Geld¬ 
drucken; eine ganze 
Industrie ist entstan¬ 
den, die mit Beschaffung, Bearbeitung 
und Versand erstaunliche Geschäfte 
macht. Eine Show wurde 2009 in Paris 
verboten, vorbereitet war sie von dem 
Geschäftsmann Pascal Bernardin, der 
sonst Rockkonzerte organisiert. Nur 
für ganz Venezuela wurde die Ausstel¬ 
lung von „Premier Exhibitions“ direkt 
verboten. Dieses börsennotierte US- 
Unternehmen verdiente allein 2008 
mit „Our Body“ 61 Mio. Dollar, obwohl 
in San Francisco während der Ausstel¬ 
lung Leichen zu tropfen und verwesen 
begannen, die nicht korrekt plastiniert 
waren. Gunter von Hägens machte von 
1996 bis 2006 immerhin angeblich ei¬ 
nen Gewinn von etwa 200 Mio. Dollar. 
Dass von Hägens nach seinem Tod 
auch ein Plastinat werden will, liegt 
nahe (obwohl - alte Körper eignen sich 
eigentlich nicht, s.o.). Aber vorher, so 
soll er schon überlegen, könnte er es 
mal mit Ausstopfen von Menschen ver¬ 
suchen. Kapitalismus at it‘s best... 

karla-la 


einge 


Auch für Männer 

Der Krimi als subversives Medium 


Das Kulturelle - und dabei besonders 
die Trivialkultur - stützt die bestehen¬ 
den Machtverhältnisse. So oder so ähn¬ 
lich formulierte es Antonio Gramsci. 
Else Laudan hat aus dieser Erkennt¬ 
nis ihre Schlüsse gezogen und versucht 
die Machtverhältnisse mit der Verbrei¬ 
tung subversiver Trivialkultur zu stö¬ 
ren. Laudan ist die Tochter der Philo¬ 
sophin Frigga Haug und Herausgebe¬ 
rin der Ariadne Kriminalromane, bei 
denen es sich explizit um Krimis von 
Frauen für Frauen handelt. Der Impe¬ 
tus ist klar ein emanzipatorischer: Frau¬ 
en als Hauptkonsumenten von Krimi¬ 
nalromanen sollen mit dieser Krimirei¬ 
he die Möglichkeit der Identifikation 
mit Frauenbildern abseits der hege- 
monialen Heteronormativität erhal¬ 
ten. Ein wunderbarer Ansatz - gerade, 
wenn das Ergebnis derart spannende 
Unterhaltungsliteratur wie der Erstling 
„Balthasars Vermächtnis“ von Charlot¬ 
te Otter ist. 

Die Handlung führt uns ins Post- 
Apartheid-Südafrika der Jahrtausend¬ 
wende. Gesellschaftliche Spannungen 
sind an der Tagesordnung. Demokrati¬ 
sierungsprozesse kollidieren mit der in 
den Köpfen der Menschen immer noch 
bestehenden Apartheid, während Mo¬ 
dernisierungsbemühungen immer wie¬ 
der Rückschläge durch einen tief sit¬ 
zenden Aberglauben in der Bevölke¬ 
rung erfahren. 

Die Kriminalreporterin Magdalena 
Cloete, genannt Maggie, wird in einen 
rätselhaften Mordfall verwickelt. Von 
den Behörden wird der Tod eines Mit¬ 
arbeiters der Aids-Hilfe als Raubüber¬ 
fall abgetan. Angesichts der Situation 
in Pietermaritzburg ist das zwar plau¬ 
sibel, aber es gibt Indizien, die in eine 
andere Richtung weisen. Maggie ist fest 
überzeugt, dass es ein persönliches Mo¬ 
tiv für die Tat gab. Also ermittelt sie auf 
eigene Faust. 

Ihre Ermittlungen führen Maggie in die 
Sphäre der politischen Korruption und 
der organisierten Kriminalität Südafri¬ 
kas. Doch auch die familiären Verhält¬ 
nisse des Opfers geben Rätsel auf. Und 
welche Rolle spielt der betrügerische 


Dr. Schloegel mit seiner unwirksamen 
Aids-Kur? Bald schon gerät Maggie 
selbst ins Visier eines stadtbekannten 
und gefährlichen Gangsterbosses. Doch 
neben neuen Feinden findet sie auch 
neue Verbündete und bringt langsam 
Licht ins Dunkel der Verstrickungen. 
Otters Debüt hat die Zutaten für ei¬ 
nen guten Kriminalroman: Einen 
Mord, korrupte Politiker, verschlagene 
Gangster, ein Familiendrama, die ob¬ 
ligatorische Liebesgeschichte und am 
Ende eine überraschende Auflösung. 
Und fast nebenbei werden die Kern¬ 
probleme der gegenwärtigen südafrika¬ 
nischen Gesellschaft abgehandelt. Ot¬ 
ter schafft es, einen Einblick in diese 
oft so fern erscheinende Wirklichkeit 
zu geben, der sie ganz nah wirken lässt. 
Das Ergebnis ist ein von vorne bis hin¬ 
ten spannender Frauenkrimi, den man 
ohne Bedenken sogar Männern vorset¬ 
zen kann. Rahel Wusterack 



Charlotte Otter: Balthasars Vermächtnis. 
Deutsch von B. Szelinski und Else Laudan. Ari¬ 
adne Kriminalromane, Argument Verlag 2013, 
Hamburg.320 Seiten, 13,- Euro 

Veranstaltungshinweis: Der Buchladen Os¬ 
terstraße in Hamburg bietet zusammen mit 
Ariadne und der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
unter dem Titel „Der Krimi ist politisch“ eine 
Veranstaltungsreihe an. Die nächsten Termi¬ 
ne: 23.9., 28.10. und 25.11.2013. Infos unter 
http://www.argument.de/download/Krimi-ist- 
politisch_Veranstaltungsreihe-in-HH.pdf. 


Die Gruppe MUSIKANDES nimmt die Tradition der lateinamerikanischen sozialen Musik wie¬ 
der auf, die von Violeta Parra, Atahualpa Yupanqui, Mercedes Sosa und Victor Jara gefördert 
wurde. MUSIKANDES sind mit ihrer Hommage an Salvador Allende 

„Der andere 11. September“ 

auf Tour, einem Konzert über und gegen den Militärputsch vom 11. September 1973 in Chile. 
Das Konzert wird visuell untermalt durch Video-Projektionen, außerdem werden Textpassa¬ 
gen aus Tagebuchaufzeichnungen vorgelesen, um den historischen Zusammenhang besser 
verstehen zu können. 

Am 11. September 2013 jährt sich der Militärputsch Augusto Pinochets gegen Salvador Al¬ 
lendes Volksfront-Regierung zum vierzigsten Mal. Deshalb gedenkt MUSIKANDES der Gefal¬ 
lenen in der Diktatur mit einer neuen Besetzung: Michael Zöllner und David Beyer als Musiker 
(auch Mitglieder von Taquikuna), und Krischan Kriesten für die Video-Projektionen und Ton. 

Die nächsten Termine sind: 

26.9. Bertolt-Brecht-Schule, Kranichsteiner Straße 84,64 289 Darmstadt, Eintritt frei 

15.9. Saarbrücken, Bel Etage 

2.10. Aachen, Volkshochschule 




LAIKA-VERLAG PRÄSENTIERT DIE UMFANGREICHSTE DARSTELLUNG IN WORT UND BILD ZU 
SALVADOR ALLENDE, UNIDAD POPULÄR, PUTSCH UND WIDERSTAND IN CHILE. 


Der chilenische Militärputsch, der vor 40 Jahren die demokratisch gewählte Regierung Salvador Allendes 
stürzte und damit eines der wirkungsmächtigsten sozialistischen Projekte Lateinamerikas blutig 
beendete, ist uns Anlass, drei Bände in der BIBLIOTHEK DES WIDERSTANDS mit insgesamt fünfzehn 
Dokumentarfilmen herauszugeben. 


Bibliothek des Widerstands Band 28 

SALVADOR ALLENDE UND DIE UNIDAD POPULÄR 

416 Seiten + 2 DVDs / € 29,90 / ISBN 978-3-942281-64-5 

Bibliothek des Widerstands Band 29 

DIKTATUR UND WIDERSTAND IN CHILE 

360 Seiten + 2 DVDs / € 29,90 / ISBN 978-3-942281-65-2 
Bibliothek des Widerstands Band 30 

POSTDIKTATUR UND SOZIALE KÄMPFE IN CHILE 

ca. 240 SEITEN + 2 DVDS / € 29,90 / ISBN 978-3-942281-66-9 


Bibliothek des Widerstands Band 11 

MIR- DIE REVOLUTIONÄRE LINKE CHILES 

176 Seiten + 1 DVD/€ 19,90 
ISBN 978-3-942281-80-5 


Wieder lieferbar: 

Bibliothek des Widerstands Band 7 
DIE SCHLACHT UM CHILE 

304 Seiten + 2 DVDs / € 29,90 
ISBN 978-3-942281-76-8 


Alle Bücher sind erhältlich in unserem Shop unter shop.laika-verlag.de oder im lokalen Buchhandel. WWW.LAIKA-VERLAG.DE 
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Eine Spitzenaktion für die Cuban Five 

Die Forderung nach Freilassung der kubanischen Patrioten wird auf die Zugspitze getragen 



Am 12. September wird eine kleine Gruppe von Aktivisten auf die Zugspitze stei¬ 
gen. Die „Basisstation“ liegt 400 Höhenmeter unterhalb des Gipfels. Eine zweite 
Gruppe kommt mit der Seilbahn auf dieselbe Höhe. Die letzten Meter bis auf 
den 2 9Ö2Meter hoch gelegenen Gipfel werden gemeinsam zurückgelegt. Die 
Ankunft am Gipfelkreuz wird gegen 14 Uhr erwartet. Eine Live-Berichterstattung 
per Internet ist vorbereitet. Im Anschluss an die Aktion wird in München eine 
Pressekonferenz abgehalten werden. 


E in Staat, der sich dem weltweiten 
„Krieg gegen den Terror“ ver¬ 
schrieben hat, fördert die Aktivi¬ 
tät terroristischer Gruppen im eigenen 
Land. Jene hingegen, die versuchen, 
diese Paramilitärs zu stoppen, verurteilt 
er, den Rest ihres Lebens im Gefäng¬ 
nis zu verbringen. Dies ist die Kurzzu¬ 
sammenfassung des Falles der „Cuban 
Five“ 

Um den Fall bekannter zu machen, tra¬ 
gen Aktivisten am 12. September 2013 
die Forderung nach Freilassung der 
fünf Kubaner auf die Zugspitze. 

Seit dem Erfolg der kubanischen Revo¬ 
lution im Jahr 1959 verübten die Kon¬ 
terrevolutionäre immer wieder Terror¬ 
anschläge gegen kubanische Einrich¬ 
tungen, Schiffe und Flugzeuge. Fast 
3500 Kubanerinnen und Kubaner ver¬ 
loren dabei ihr Leben. Als sich Kuba 
zu Beginn der neunziger Jahre für den 
internationalen Tourismus öffnete, er¬ 
klärten militante Exilkubaner jeden 
Urlauber, der die Blockade gegen das 
kleine Land unterlaufe, zu ihrem per¬ 
sönlichen Gegner. Zahlreiche Anschlä¬ 
ge auf Hotels folgten, ein junger Italie¬ 
ner wurde ermordet. 

Kuba reagierte und entsandte eine 
Gruppe junger Männer nach Miami, um 
sich dort in terroristische Gruppen ein¬ 
schleusen und Informationen zu sam¬ 
meln. Mit Erfolg. Von bis zu 170 verhin¬ 
derten Terroranschlägen ist die Rede. 
Die US-Behörden arbeiteten fieber¬ 
haft; Nicht um die Attentäter, sondern 
ihre Gegner zu verfolgen. Am 12. Sep¬ 
tember 1998 nahm ein FBI-Sonderein- 
satzkommando ein Dutzend Personen 
unter dem Vorwurf der Spionage fest. 
Alle wurden in Einzelhaft und Dun¬ 
kelzellen gesperrt und massiv erpresst. 
Einige hielten dem Druck nicht stand, 
verkauften sich an die Staatsanwalt¬ 
schaft und unterschrieben die vorbe¬ 
reiteten Aussagen, um der Tortur zu 
entkommen. 

Fernando Gonzalez, Gerardo Hernän- 
dez, Antonio Guerrero, Ramön Laba- 
nino und Rene Gonzalez, ließen sich 
jedoch nicht brechen und wurden zu 
den „Cuban Five“. Als Geiseln der USA 
gegen das sozialistische Kuba wurden 
sie mit aberwitzigen Anklagen überzo¬ 


gen. Der im Jahr 2001 beendete Pro¬ 
zess fand ausgerechnet im Zentrum der 
rechtsextremen exilkubanischen Mafia 
in Miami statt. Mittlerweile weiß man, 
dass die US-Regierung zur Zeit des 
Prozesses Journalisten dafür bezahl¬ 
te, die fünf Angeklagten in ihren Ar¬ 
tikeln zu denunzieren. Die Jury ver¬ 
hängte folglich Schuldsprüche wegen 
Verschwörung zur Spionage und sogar 
Verschwörung zum Mord. Absurde, 
drakonische Haftstrafen folgten. Die 
leichte Reduzierung des Strafmaßes 
bei drei der Gefangenen im Jahr 2005 
war weniger als Makulatur. 


Mit Rene Gonzalez konnte im Mai die¬ 
ses Jahres der erste Gefangene nach 
seiner Entlassung aus der Haft nach 
Kuba zurückkehren. Für die übrigen 
vier sind die rechtlichen Möglichkei¬ 
ten annähernd ausgeschöpft. Gerardo 
Hernändez ist aufgrund einer perfi¬ 
den juristischen Konstruktion zu zwei¬ 
mal lebenslänglich plus 15 Jahre Haft 
verurteilt. Seine Frau Adriana Perez, 
die ihren Mann in dieser langen Zeit 
nicht ein einziges Mal besuchen durfte, 
drückt es so aus: „Mein Mann ist dazu 
verurteilt, im Gefängnis zu sterben, 
wenn nicht die weltweite Solidaritäts¬ 


bewegung die US-Regierung zu einer 
humanitären Lösung zwingt.“ 

Zum 15. Jahrestag der Verhaftung der 
Cuban Five läuft eine weltweite Kam¬ 
pagne, die auch in der BRD ihren Aus¬ 
druck findet. Petra Wegener, Koordi¬ 
natorin der Unterstützungsaktionen 
für die fünf Kubaner bei der Dachor¬ 
ganisation der Kuba-Solidaritätsgrup¬ 
pen Netzwerk Cuba, erwartet nach den 
Enthüllungen 
über die breite 
Ausforschung 
der Bürgerin¬ 
nen und Bürger 
durch NSA & 

Co. eine erhöh¬ 
te Aufmerksam¬ 
keit für den Fall: „Es schreit doch zum 
Himmel, dass diese fünf Männer für 
die Verhinderung von terroristischen 
Anschlägen als angebliche Spione für 
Jahrzehnte im Gefängnis bleiben sol¬ 
len, während die US-Behörden gleich¬ 
zeitig für sich beanspruchen, im breiten 
Stil und vollkommen unbelangt Men¬ 
schen auf der ganzen Welt ausforschen 
zu dürfen.“ 

In Hamburg, Frankfurt, Düsseldorf und 
Leipzig werden am 12. September wie¬ 
der Kundgebungen vor US-Konsulaten 
stattfinden (siehe Infokasten). 

In diesem Zusammenhang steht eine 
Intervention des Netzwerk Cuba, die 
auf eine Initiative des Parteivorstan¬ 
des der DKP zurückgeht. Nicht ohne 
Grund trägt sie den Titel „Spitzenak¬ 
tion“. Sie setzt die aus Lateinamerika 
stammende Tradition fort, aus Solida¬ 
rität mit den Cuban Five die höchs¬ 
ten Gipfel zu besteigen. Der Mount 


Everest und der Aconcagua, das Dach 
Amerikas, wurden bereits erklommen. 
In dieser Tradition will die „Spitzenak¬ 
tion“ die Forderung nach Freiheit für 
die Cuban Five auf die höchste Erhe¬ 
bung Deutschlands tragen. 

Auch wenn die Zugspitze weit weg 
und der Aufstieg beschwerlich ist: Alle 
sind aufgerufen, die Aktion zu einem 
Erfolg zu machen. Die Symbolkraft 
der Besteigung 
soll schließlich 
das Interesse für 
den Fall wecken - 
die begleitende 
Webseite www. 
spitzenaktion.de 
bietet die ent¬ 
sprechenden Hintergrundinformati¬ 
onen. Dort besteht die Möglichkeit, 
sich mit der Aktion zu solidarisieren 
und mehr über die Geschichte der Cu¬ 
ban Five zu erfahren. Natürlich wird 
auch der Verlauf der Aktion zeitnah 
dokumentiert. 

Die Spitzenaktion lebt von ihrer mas¬ 
senhaften Verbreitung. Ziel der Aktion 
ist es, möglichst viele Menschen, zu er¬ 
reichen, die bislang noch nie vom Fall 
der Cuban Five gehört haben. Deshalb 
der eindringliche Aufruf: Jeder und 
jede kann Solidarität mit den Cuban 
Five üben: durch Online-Unterstützung 
des Aufrufs, durch die Weiterempfeh¬ 
lung der Aktion, und vor allem durch 
den Besuch der Spitzenaktions-Seite, 
vor allem am 12. September selbst. 
Die Spitzenaktion braucht eure Unter¬ 
stützung. 

Zug um Zug für die Freiheit der Cuban 
Five! Nicole Drücker 


Kundgebungen für die Cuban Five 
am 12.9.2013 

Hamburg,18 Uhr vor dem US-Konsulat, Am Alsterufer 27 
Düsseldorf, 17 Uhr vor dem US-Konsulat,Willi-Becker-Allee 10 
Frankfurt/M. 18 Uhr Brockhaus-Brunnen - Zeil (zwischen Hauptwache und 
Konstablerwache) 

Plakate und Flyer für die Aktion können per Mail spitzenaktion@web.de 
angefordert werden. 

Aufwww.spitzenaktion.de können die entsprechenden Druckvorlagen sowie 
der Aufruftext heruntergeladen werden. Die Veranstalter bitten darum, evtl, 
gesammelte Unterstützer-Unterschriften in das Online-Formular einzutragen. 


„Ich unterstütze aus tiefster 
Überzeugung Ihre kluge Aktion vom 
12. September 201g ,Zug um Zug zur 
Freiheit für die Cuban Five'fi 
Jean Ziegler, 

UN-Sonderberichterstatter 2000-2008 


11. September 1973 - Rückschau und Ausblick 

Konferenz zum 40. Jahrestag des faschistischen Putsches in Chile • Fragen an Günter Pohl 


UZ: Am Samstag findet in Berlin eine 
Konferenz zum 40. Jahrestag des fa¬ 
schistischen Putsches vom 11. Septem¬ 
ber 1973 in Chile statt. Du bist einer 
der Referenten. Veranstalter sind die 
„junge Welt“ die GBM, die Marx-En¬ 
gels-Stiftung und die DKP. Ein großer 
Aufwand - geht es dabei nur um die 
Rückschau auf eine verlorene Klassen¬ 
schlacht? 

Günter Pohl: Chile war eine verlore¬ 
ne Klassenschlacht, da hast du Recht. 
Zumindest für einen Abschnitt der Ge¬ 
schichte, der uns geprägt hat. Nicht we¬ 
nige Mitglieder der DKP stießen ja in 
den siebziger und achtziger Jahren über 


die internationale Solidarität unserer 
Partei mit den verfolgten chilenischen 
Kommunistinnen und Kommunisten, 
maber auch anderen Demokraten, zu 
uns. Von daher finde ich eigentlich kei¬ 
nen Aufwand zu groß daran entspre¬ 
chend zu erinnern. 

Zum anderen sind unsere Niederlagen 
letztlich auch Meilensteine des Sam¬ 
melns von Erfahrungen, die uns wei¬ 
terbringen können bei weiteren Ver¬ 
suchen den Kapitalismus zu beenden. 
Nichts würde erreichen, dass Men¬ 
schen, dass Kommunisten dabei nach- 
lassen werden. 

Der Neoliberalismus als Ideologie, der 
in Chile brutal umgesetzt wurde, hat ei¬ 


nen Versuch des Imperialismus darge¬ 
stellt, einerseits auf seine Krisenhaftig¬ 
keit (Ölkrise, Währungskrise der Zeit 
um 1973 seien genannt), andererseits 
auf die Ergebnisse des Zweiten Welt¬ 
kriegs zu reagieren, die eine stabilisier¬ 
te sozialistische Staatengemeinschaft 
und Entkolonialisierungs- und Befrei¬ 
ungsbewegungen bei den unterdrückt 
gehaltenen Nationen hervorgebracht 
haben. Der Neoliberalismus ist aber 
als Spielart des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus gescheitert, vor allem in 
Teilen Lateinamerikas. Insofern kann 
eine Rückschau auf die Ereignisse vor 
vierzig Jahren auch eine aktuelle Ana¬ 
lyse der heutigen Kämpfe bieten. Das 
sollte diese Konferenz auch leisten. 

UZ: Wen will die Konferenz anspre¬ 
chen? Kannst du kurz die Referenten 
vor stellen? 

Günter Pohl: Die Konferenz ist nach 
der Einleitung in das Thema, die ich 
mache, dreigeteilt und das von der 
Marx-Engels-Stiftung und der „jun¬ 
gen Welt“ vorgelegte Konzept ist eine 
gute Grundlage für spannende Diskus¬ 
sionen: Es werden Karlheinz Möbus, 
von 1971 bis 1973 DDR-Botschaftsrat 
in Chile, und der Journalist Carsten 
Söder zum unterschiedlichen Verhält¬ 
nis der beiden deutschen Staaten zur 
Unidad Popular-Regierung unter Prä¬ 
sident Allende referieren. Dieses Ver¬ 
hältnis drückte sich danach natürlich 
noch mehr im Verhältnis zur Dikta¬ 
tur aus. Während die DDR nach dem 
Putsch die Beziehungen einstellte, ge¬ 
hörte die BRD im Rahmen des Kalten 


Krieges zu den engen Unterstützern 
der Faschisten. 

Danach wird Jorge Insunza sprechen, 
damals und heute eines der führenden 
Mitglieder der KP Chiles, der übrigens 
in der DDR-Botschaft Zuflucht finden 
konnte und schließlich auch mit seiner 
Familie in der DDR Asyl bekam. Sein 
Thema ist „Chile - Der parlamentari¬ 
sche Weg zum Sozialismus“. Unbestrit¬ 
ten war das der Weg Allendes, und die 
Debatten, inwieweit er realistischer 
Weise gangbar ist, beherrschen linke 
Diskurse ja bis heute. Und gerade jetzt 
schickt sich die KP Chiles an, mit der 
„Neuen Mehrheit“ das Bündnis mit der 
Sozialistischen Partei vierzig Jahre spä¬ 
ter zu erneuern - bei allen Unterschie¬ 
den in der Sache. 

Um die erwähnte Debatte geht es im 
letzten Beitrag durch den Historiker 
Werner Röhr, der auf die linke Kri¬ 
tik an der Allende-Politik eingeht. Die 
„Bewegung der Revolutionären Lin¬ 
ken“ (MIR) hat sich ja nicht an der 
Unidad Populär beteiligt, sondern für 
eine sofortige Revolution plädiert. 

UZ: Wie tief sitzt das Erbe der Diktatur 
in der chilenischen Gesellschaft? Und 
ist in Chile etwas Vorwärtsweisendes le¬ 
bendig geblieben aus der kurzen Regie¬ 
rungszeit der Unidad Populär? 

Günter Pohl: Chile ist heute ein Land, 
in dem die Ellbogenmentalität weit um 
sich gegriffen hat. Fast alles wurde pri¬ 
vatisiert. Dagegen gibt es seit einigen 
Jahren aber auch einen Widerstand, der 
stark geworden ist. Mit den Studieren¬ 
den und Schülern, aber auch den ge¬ 


werkschaftlichen Aktionen ist heute 
wieder eine Kraft vorhanden, die sich 
auch mit den drei Jahren der Volks¬ 
frontregierung identifizieren kann. Ich 
glaube, Allende ist präsenter als vor 
fünfundzwanzig Jahren, als die Dikta¬ 
tur zu Ende ging. Allein das reicht aber 
nicht. Wichtig wäre eine neue Verfas¬ 
sung, die faschistische von 1980 ist ja 
trotz einiger Reformen noch in Kraft. 
Man muss den Menschen etwas geben, 
was sie verteidigen wollen. Und jeder 
Fortschritt braucht auch einen instituti¬ 
oneilen Rahmen, der ihn schützt. 

UZ: Welche Aspekte des chilenischen 
Versuchs, den Weg zum Sozialismus zu 
gehen, hältst du für unsere Zeit für ver¬ 
allgemeinerbar? 

Günter Pohl: Aus der Geschichte zu 
lernen, ist - wie gesagt - nicht nur hilf¬ 
reich, sondern notwendig. Andererseits 
bin ich kein Freund von unreflektier¬ 
ten Übertragungen, schon gar nicht 
von der „Dritten Welt“ auf uns. Immer 
richtig ist natürlich das Bündnis zu su¬ 
chen, so wie es die KP Chiles damals 
tat. Vorsichtiger muss man da schon 
mit der „Unidad“ (Einheit) sein, denn 
der Putsch zeigte, dass die Wege in der 
Niederlage schnell auseinander gingen; 
erst jetzt gibt es neue Tendenzen. 

Für verallgemeinerbar hielte ich eher 
die Antithese: der parlamentarische 
Weg ist in der jetzigen Verfasstheit des 
Imperialismus wohl kaum denkbar. Ein 
marxistisches Herangehen verlangt 
aber, allen Möglichkeiten offen gegen¬ 
über zu stehen. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 


Tageskonferenz zum 40. Jahrestag 
7.09.2013 von 11-17 Uhr in der jW-La- 
dengalerie, Torstraße 6, in 10119 Ber¬ 
lin (Nähe U-Bahnhof Rosa Luxem¬ 
burg- Platz -U2) 

Eintritt: io,- Euro, ermäßigt 7,- Euro 
(inkl. Mittagessen) 

Veranstalter: junge Welt, Marx-En- 
gels-Siftung, GBM, DKP 

11.00 Uhr 

Begrüßung: Michael Mäde (jW) 
11.05-11.20 Uhr 

Einleitung der Konferenz: Günter Pohl 
11.20-13.15 Block I Das Verhältnis bei¬ 
der deutscher Staaten zu Chile der Uni¬ 
dad Populär 

Referenten: Karlheinz Möbus (von 
191-1973 i. Sekretär/Botschaftsrat in 
Chile) 

Carsten Söder (Journalist) 

13.15-13.45 Mittagspause 


des faschistischen Putsches in Chile 
13.45-15.15 Uhr Block II 

Referat: 

Chile - der parlamentarische Weg zum 
Sozialismus - Konsequenzen für die 
neue Bewegung in Lateinamerika 
Jorge Insunza Becker, Mitglied der po¬ 
litischen Kommission der KP Chiles 
anschließend Diskussion 
15.30-15.45 Kaffeepause 
15-45-17 00 Block III 

Grundfragen der Revolutionstheorie 
Volksfront und/oder sozialistische 
Revolution: 

Linke Kritik am Projekt der Unidad 
Populär 

Referent Werner Röhr (Historiker) 
anschließend Diskussion 

Ende der Konferenz gegen 17 Uhr 















m unsere zeit 


Hintergrund 


Freitag, 6. September 2013 


A b wann schlagen seine Raketen 
in Damaskus ein?“ lässt „Bild“ 
es krachen. Darunter in den be¬ 
kannten Balkenlettern: „Entscheidung 
getroffen? „Obama vertagt den Feld¬ 
zug? ist dagegen der „Spiegel“ ent¬ 
täuscht. Plötzlich habe der es „nicht 
mehr eilig? knüpfe den „Militärschlag“ 
an die Zustimmung des Kongresses. 
„Damit schiebt er einen Teil der Ver¬ 
antwortung auf die Volksvertreter ab 
und kauft sich Zeit,“ nölt das „Sturm¬ 
geschütz der Demokratie“ angesichts 
der offensichtlich seiner Meinung 
nach absurden Idee ein Minimum de¬ 
mokratischer Spielregeln einzuhalten 
und legt nach: „Barack Obama will den 
US-Kongress über Angriffe in Syrien 
entscheiden lassen, angeblich aus Res¬ 
pekt vor ,Demokratie und Verfassung 4 . 
In Wahrheit drückt er sich wohl vor 
einer unpopulären Entscheidung und 
gefährdet so die Glaubwürdigkeit der 
Weltmacht Amerika.“ („Spiegel? 1.9.13) 
Nun, es kommt natürlich darauf an, 
was man so unter der „Glaubwürdig¬ 
keit der Weltmacht Amerika“ versteht. 
Nach Auffassung von „Spiegel“-Autor 
Schmitz scheinen es vor allem Wille 
und Fähigkeit zu sein, überall auf der 
Welt so viele Menschen umzubringen, 
wie es gerade angeraten erscheint. Und 
zwar unabhängig davon, was der Popu- 
lus (das Volk) dazu so denkt. Gemeint 
ist hier natürlich die Bevölkerung der 
USA. Nicht etwa diejenige, der von die¬ 
ser Art Glaubwürdigkeitsäußerungen 
betroffenen Länder. 

Nichtkooperierende Staaten 

Ende April 2011 hatte die Obama-Ad¬ 
ministration Sanktionen gegen syrische 
Beamte verkündet, kurz danach auch 
gegen Regierungsmitglieder. Damit 
war klar, welche Position „der Wes¬ 
ten“ in diesem Konflikt einnehmen 
würde. Mit der Finanzierung der „Op¬ 
position“ durch den Ölfeudalismus der 
Golfstaaten, der politisch-militärischen 
Unterstützung der Erdogan-Regierung, 
dem ungehinderten Zustrom des glo¬ 
balen Dschihadismus und ihrem Trai¬ 
ning durch CIA und MIT (türkischer 
Geheimdienst) waren ebenso klar die 
Weichen auf Militarisierung dieses 
Konfliktes gestellt. 

Syrien gilt als einer der nichtkooperie- 
renden Staaten, welcher die Kontrolle 
„des Westens“ über die „Strategische 
Ellipse“ (Naher Osten bis westsibiri¬ 
sches Russland) behindert. Mit dem 
Sturz des laizistischen Assad-Regimes 
wäre das angestrebte „Containment“ 
des schiitischen Irans einen entschei¬ 
denden Schritt vorangebracht. Irak, 
Afghanistan, die Kaukasuskriege sind 
Teil dieses Teile-und-herrsche-Konzep- 
tes, das auf Tribalisierung, ethnische, re¬ 
ligiöse und kulturelle Differenzierung 
setzt. Es braucht nicht allzu viel Phan¬ 
tasie, um sich die Folgen dieser Stra¬ 
tegie der maximalen Konfliktentwick¬ 
lung in dieser Region vorzustellen. 

Auf dem Weg zur Hölle 

Getreu dem Motto „Wer auf einen 
fahrenden Zug aufspringt, kommt am 
schnellsten vorwärts“ übertreffen sich 
die Qualitätsmedien seither bei der 
Konstruktion des aktuellen Hitler. 
Diesmal aus dem eher unscheinbaren 
Augenarzt und verfassungsgemäß per 
Referendum am 27. Mai 2007 als Staats¬ 
präsident wiedergewählten Baschar al- 
Assad. Zwar bieten die 97 Prozent der 
Wählerstimmen Stoff für Spekulatio¬ 
nen, auch ist der Vorsitzende der pan- 
arabisch-sozialistischen Baath-Partei 
nicht gerade ein Fidel Castro, ob aber 
beispielsweise Barack Obama tatsäch¬ 
lich über eine breitere demokratische 
Legitimation verfügt, dürfte dahin ste¬ 
hen. Was der neuen heiligen Sache der 
vierten Gewalt selbstverständlich kei¬ 
nen Abbruch tut. Wenn irgendwo auf 
der Welt geschossen wird, dann aber 
nicht ohne „uns“. 

„Syrien ist auf dem Weg zur Hölle. UN- 
Weltsicherheitsrat hin oder her, ob sie 
es riskieren will oder nicht: Die interna¬ 
tionale Gemeinschaft wird in absehba¬ 
rer Zeit intervenieren müssen“, klagte 
„Die Zeit“ im redlichen Bemühen, be¬ 
sagten Weg nach Kräften abzukürzen. 
Für den „Stern“ hing da die „Syrienpo¬ 
litik des Westens“ schon, in bester Ade¬ 
nauermanier, „machtlos an Moskaus 
Ketten“. Hintergrund: US-Präsident 


Wenn ihr nicht zur Demokratie kommt 



Kommt die Demokratie zu Euch 


Orden der Gegenaufklärung 

„Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.“ (Grundgesetz, Art. 26,1) 


Barack Obama hatte den Einsatz von 
biologischen oder chemischen Waffen 
als „Rote Linie“ markiert. Nun muss¬ 
te nur noch jemand gefunden werden 
der zum Überschreiten bereit war. Ein 
lösbares Problem. 

Nun weiß die „Zeit“ bei ihrer düsteren 
Prophezeiung wovon sie redet. „Deut¬ 
sche Waffenexporte in die Golfregion 
boomen“ (Süddeutsche Zeitung) Al¬ 
lein in die sechs (volldemokratischen) 
Golfstaaten gingen 2012 deutsche Waf¬ 
fen für 1,24 Mrd. Euro. Dazu haben die 
Ströme von Petro- und US-Dollar Syri¬ 
en zu einer „ersten Adresse“ für Dschi- 
hadisten aus der ganzen Welt gemacht. 
(GB-Außenminister William Hague). 
Statt Killerdrohnen und Hellfire-Ra- 
keten in Wasiristan warten hier Geld, 
Waffen, geheimdienstliche und logisti¬ 
sche Unterstützung sowie medial-exo¬ 
tischer Glamour als Widerstandshel¬ 
den auf die Gotteskrieger. Wie 1980 ff. 
in Afghanistan. Oder 2011 in Libyen .... 
Der „Weg zur Hölle“ ist in der Tat pro¬ 
grammiert. 

Macht und Romantik 

Das alles ist nicht neu. Schon die Rö¬ 
mer hatten in der Kaiserzeit zuneh¬ 
mend Auxiliartruppen (auxilium - 
Hilfe) aus Barbarenstämmen rekru¬ 
tiert. Ähnliches gilt für die spanischen 
Conquistadores, die britischen und 
französischen Kolonisten und selbst¬ 
verständlich auch für Beute-Germa¬ 
nen des deutschen Faschismus. Die 
Drecksarbeit überlässt die Herrscher¬ 
schicht gern jenen jung-dynamischen 
Leistungsträgern, die sich um Aufnah¬ 
me bei den Siegern rangeln. Dieses 
Geschäfts-Bündnis ist ein Bündnis auf 
Zeit, das, wie die Geschichte zeigt, bei 
Wegfall der Geschäftsgrundlage von 
der einen oder anderen Seite gekündigt 
werden kann. Und wird. Wie das Bei¬ 
spiel des von Rom aufgerüsteten Odo- 
aker zeigt, nicht immer zugunsten der 
ehemalig Herrschenden. Dabei über¬ 
hob sich schon der Germane Odoaker, 
ähnlich wie die stingerbewaffneten is- 
lamistischen Freiheitskämpfer heute, 
nicht gerade an der Fackel des histori¬ 
schen Fortschritts. 

Solcherart Machtzynismus entbehrt 
nicht einer gewissen prosaisch-dür¬ 
ren Nüchternheit, die vor allem dem 
Kleinbürger-Romantizismus wider¬ 
strebt. Hier sind Helden und Schur¬ 
ken gefragt. Gut und böse sei ordent¬ 
lich geschieden und sauber aufgestellt. 
Der Böse hat sehr böse zu sein und der 
Gute, wiewohl durch seine Gutheit zu¬ 
nächst unterlegen, hat zum Schluss den 
Bösen mindestens so zu besiegen wie 
Captain America den finsteren Red 
Skull. Diese Spießeridylle wird bevor¬ 
zugt von jenen vorgetragen, die sich 
selbst qua Amt, Überzeugung und/oder 
Religion dem besseren/auserwählten 
Teil der Menschheit zugehörig erach¬ 
ten. Ein Prachtexemplar dieser Gat¬ 


tung ist der Herr Cohn-Bendit: „As- 
sad hat eine symbolische Grenze über¬ 
schritten. Das muss geahndet werden.“ 
Beweise? UNO? Wozu? Wir sind die 
Guten. Das reicht. Nicht umsonst sind 
die Reihen der Bellizisten nirgendwo 
geschlossener als bei den Grünen und 
den US-amerikanischen Protestanten. 
Und offenbar auch französischen So¬ 
zialisten: Es werden Menschen umge¬ 
bracht? Nichts wie hin. Das können wir 
besser. 

Die Kürze des Intervalls 

Das aktuelle Problem besteht in der 
Kürze des Intervalls. Früher galt die 
Faustregel: Es braucht für jeden neu¬ 
en Krieg eine neue Generation, die 


naiv genug ist, sich „für Volk und Va¬ 
terland“ massakrieren zu lassen. Zwi¬ 
schen Ende des Ersten und Anfang 
des Zweiten Weltkriegs lagen 21 Jahre. 
Die Begeisterung hielt sich in Gestapo¬ 
spürbaren Grenzen. Es brauchte sechs 
Jahre Goebbelsschen Trommelfeuers, 
bis wieder zurückgeschossen werden 
konnte. 

Die Erinnerung an den Sender Glei- 
witz sind versunken, die an den Ton- 
king-Überfall wohl auch; Scharpings 
Hufeisenplan, die kuwaitischen Brut¬ 
kastenbabys, die zahlreichen Videofäl¬ 
schungen nur noch wenigen präsent; 
aber Bushs und Blairs „Massenver¬ 
nichtungswaffen“ haben sich tief ins 
Gedächtnis eingegraben. Zumal die 


Ergebnisse dieser Rettungsaktion vor 
Saddams globalem Terrorregime von 
ähnlich dürftiger, aber dafür umso kost¬ 
spieligerer Natur waren, wie die Brun¬ 
nenbohr- und Mädchenschulprojekte 
in Afghanistan. In der Krise verliert 
auch der Krieg an Attraktion. Wenn¬ 
gleich das Schielen auf den Falkland- 
Effekt bei den Herren Hollande, Ca- 
meron und Obama kaum zu übersehen 
ist. Schon Frau Thatcher hatte, nach den 
ersten Privatisierungen innenpolitisch 
angeschlagen, im heroischen Kampf 
um letzten britischen Kolonialbesitz 
die Herzen der Empire-Nostalgiker er¬ 
obert. (Bis der Bergarbeiterstreik end¬ 
gültig zeigte, was die Stunde geschlagen 
hatte.) Auch Hollande, Cameron und 
Obama stehen mit dem Rücken zur 
Wand. Ob sich das diesmal mit einem 
Angriff auf Damaskus ändern lässt, ist 
eine ganz andere Frage. 

Große Zeiten für den modernen Or¬ 
den der postsozialistischen Weltneuord¬ 
nung. Wie Loyolas Gesellschaft Jesu als 
geistige Kampforganisation den Krieg 
der Gegenreformation vorangetrie¬ 
ben hatte, fallen heute die Geschwader 
der willigen Schreiber über alles her, 
was sich dem Maximalprofit und dem 
Herrschaftsinteresse entgegenstellt. 
Dabei ist die antiquierte Gleichschal¬ 
tung längst ganz kapitalistisch durch die 
Gesetze der Konzentration und Mono¬ 
polisierung ersetzt. Plus einer Mischung 
von politischer Majorisierung und in¬ 
dividuellem Sendungsbewusstsein ent¬ 
faltet dies eine so starke Sogwirkung 
selbst auf die öffentlich-rechtlichen 
Reservate, dass sich ARD und ZDF 
selbst von RTLProSat7 die reaktionäre 
Butter nicht vom Brot nehmen lassen. 
Das langjährige Training, in jedem Ar¬ 
beitslosen den Sozialschmarotzer zu er¬ 
kennen, das mitgenommene Brötchen 
als nationalen Untergang und die zig 
Milliarden hinterzogener Steuern als 
den Sport von Jedermann zu deuten, 
schafft die emotionale Härte, die auch 
dem Einschlag von Tomahawk-Raketen 
in Wohngebieten noch eine befreiende 
Botschaft abgewinnen kann. Kubricks 
Dr. Seltsam ist längst in der Realität an¬ 
gekommen. Klaus Wagener 


Offener Brief an die „Süddeutsche Zeitung": 

Gegen journalistische Kriegshetzer 


Sehr geehrte Redaktion, 

Ihr Ressort Außenpolitik wird heute von einem Joffe-Schü¬ 
ler geleitet. Er steht nahtlos in der Kontinuität dieses Jour¬ 
nalisten, der 1998/99 den politischen Teil Ihres Blattes - bei 
der ersten sich bietenden Gelegenheit nach 1945 - zum Pro¬ 
pagandainstrument für einen völkerrechtswidrigen Luft¬ 
krieg machte, lediglich einmal unterbrochen von einem 
Interview, das von einem leitenden Redakteur außerhalb 
seiner eigentlichen Zuständigkeit geführt wurde. Wann 
immer es seitdem darum geht, unter der Tarnkappe der 
Humanität anglo-amerikanische geopolitische Interessen 
militärisch durchzusetzen, steht Stefan Kornelius Gewehr 
bei Fuß. Ich vermute, dass ihm seine Affinität zu der Vor¬ 
macht und ihrem ersten Pudel während seines Washing¬ 
toner Aufenthaltes als journalistischer Jungspund auf die 
eine oder andere Weise zugeflogen ist. Wie geschickt und 
langfristig planend unsere amerikanischen Freunde dabei 
Vorgehen, kann man übrigens vor der Münchner Haustür, 
beim Agieren des George C. Marshall Center in Garmisch 
beobachten, einem der zahlreichen Einrichtungen für US- 
Noopolitik weltweit. 

In dieser Tradition lesen wir in der gestrigen Ausgabe Ihrer 
Zeitung zu Syrien: „Russlands Veto im Sicherheitsrat ist 
wertlos angesichts der humanitären Verpflichtung, diesen 
Krieg nun von außen zu beeinflussen - zur Not auch mit 
gezielten militärischen Schlägen gegen Abschussvorrich¬ 
tungen, Flughäfen, militärische Depots. Entscheidend ist, 
dass nun schnell gehandelt wird. Die Bilder der sich krüm¬ 
menden Menschen werden nicht verlöschen. 44 
Wieder einmal plädiert Kornelius für das Faustrecht und 
gegen die Charta der Vereinten Nationen, die einzige Bar¬ 
riere zwischen Zivilisation und Barbarei. Der Journalist 
Kornelius befindet sich jedoch nicht privat in einem politik¬ 
wissenschaftlichen Seminar, sein Kommentar ist auch keine 
Hausarbeit. Vielmehr richtet er eine Forderung an die Öf¬ 
fentlichkeit und an die Politik. Er will also Entscheidungen 
beeinflussen und die Menschen in diesem Land auf einen 
Krieg gegen Syrien einstimmen. Und hier wird die Sache 
justiziabel, oder besser würde justiziabel, wenn deutsche 
Staatsanwälte, wie sich unsere amerikanischen Freunde 
auszudrücken pflegen, had the guts. Nämlich endlich ein¬ 
mal einen journalistischen Kriegshetzer generalpräventiv 
vor Gericht zu bringen: 
http://dejure.org/gesetze/StGB/80a.html 
Im Knast von drei Monaten bis fünf Jahren hätte Korneli¬ 
us dann Zeit und Muße darüber nachzudenken, was kodi¬ 
fiziertes Völkerrecht bedeutet, welches historische Muster 
aktuell wiederbelebt wird, was Wesley Clark und Roland 
Dumas zur Entstehungsgeschichte des jetzigen Krieges 


und die Motive der Anglo-Amerikaner wissen. Schließlich 
könnte er sich vom Passauer Neuhistoriker Hans-Christoph 
Kraus erklären lassen, worum es eigentlich geht, in Nordaf¬ 
rika und im Nahen Osten. Jedenfalls nicht um einen Dik¬ 
tator, von dem man das syrische Volk befreien will. Herr¬ 
scher dieser Art sind ganz im Gegenteil willkommene und 
gehätschelte Verbündete, solang sie nicht von der Fahne 
gehen. In einer Stellungnahme des Vatikans zum bevorste¬ 
henden Irakkrieg schrieb die offiziöse „Civilitä Cattolica“ 
am 18. Februar 2003: 

„Zwar sehen zahlreiche Beobachter in Saddam Hussein 
einen Diktator, dem schwere Verbrechen, unter anderem 
auch gegen eigene Familienangehörige, vorgeworfen wer¬ 
den, doch existieren heutzutage viele diktatorische Regime, 
die durchaus nicht weniger hart und grausam sind als das 
des Irak. Einige davon sind mit denVereinigten Staaten be¬ 
freundet, genießen deren Schutz und werden wirtschaftlich 
von ihnen subventioniert.“ 

Bereits heute jedoch könnte sich Kornelius die Frage stel¬ 
len, wie es wäre, wendete man seine Handlungsempfehlung 
für den syrischen Konflikt angesichts der Kräfteverhältnisse 
im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen - dem einzigen 
Organ auf der Welt, das militärische Gewalt legitimieren 
darf - auf seine Person an. Er möge sich vorstellen, dass 
ein Bürger im Wissen um die Unmöglichkeit, den gegen 
das Völkerrecht - das den Gesetzen in Deutschland vorgeht 
und Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner 
des Bundesgebietes erzeugen - schreibenden Stefan Kor¬ 
nelius mit juristischen Mitteln aus der Redaktion seiner 
Zeitung zu entfernen, einen Aufruf verfasste, ihn mit kör¬ 
perlicher Gewalt in einen Zustand zu versetzen, der ihm 
künftiges Schreiben verwehrt. Dies wäre zweifellos eine Art 
von Lynchjustiz, die unsere Rechtsordnung verbietet, und 
gegen die Ihr Redakteur zu recht juristisch vorginge. Sie 
meinen, sehr geehrte Redaktion, das Beispiel hinke? Kei¬ 
neswegs, es zeigt vielmehr, wie weit sich Kornelius, und mit 
ihm die Süddeutsche, vom Kategorischen Imperativ unseres 
großen Königsbergers entfernt hat. Solche Zustände hatten 
wir schon einmal, nicht nur in den Redaktionen, sondern 
im ganzen Land. Am Ende dieser tausend Jahre stand das 
Nürnberger Tribunal. 

Mit freundlichen Grüßen 
Jochen Scholz 

Anm.: Jochen Scholz ist Oberstleutnant i.R., Mitglied des 
„Darmstädter Signals“ und entschiedener Gegner jeder 
Form deutscher Kriegspolitik und nicht durch das Grund¬ 
gesetz als „Landesverteidigung“ ausdrücklich gedeckter 
Kriegshandlungen. 
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Franz Deichmann 

ist in seinem 79. Lebensjahr verstorben. 

Franz wuchs in einer Eisenbahner-Familie in Lennestadt- 
Altenhundem auf. Er lernte Schlosser und war bis zu seinem Tode 
in der IG-Metall, lange Jahre als Betriebsrat. Der DKP gehör¬ 
te er seit der Parteigründung an, arbeitete aktiv mit, bis es seine 
Gesundheit nicht mehr zuließ. 

Auf seinen Wunsch wurde Franz anonym bestattet. 

Wir gedenken seiner in einer Trauerfeier am Sonntag, den 8.9.13 
um 16 Uhr bei Hans-Georg in Grafschaft. 

Die sich Franz verbunden fühlen, sind herzlich eingeladen. 

DKP-Gruppe Lennestadt Kreis Olpe,Siegen,HSK 


Achtung Bayern! Achtung Bayern !! Achtung Bayern !!!! Achtung Bayern !!!!! 


Bildungsseminar der DKP Augsburg in Zusammenarbeit mit der 
Bildungskommission der DKP am 5. Oktober 2013,11 bis 18 Uhr 

Die Frage von Reform und Revolution 

Referenten/Moderatoren: 

Dr. Hans-Peter Brenner (stellv.Vorsitzender und Bildungsverant¬ 
wortlicher der DKP), Renate Münder (Mitglied des PV der DKP) 

Ort: Hans-Beimler-Zentrum, Manlichstr. 3,86156 Augsburg 

Gäste aus anderen Kreisen und Gruppen sind willkommen!! 

(Anmeldungen erbeten bei DKP Augsburg, Hans-Beimler-Zentrum, Man¬ 
lichstr. 3,86156 Augsburg oder per Email: news@dkp-augsburg.de) 


Als Beitrag zur Mobilisierung der Proteste gegen die offizielle 
Jubelfeier zur „Deutschen Einheit“ am 3.Oktober in Stuttgart 
lädt die DKP ein zur 

Diskussionsveranstaltung 
mit Hans-Peter Brenner, 
stellvertr. DKP-Vorsitzender 

„Währungsfragen sind Klassenfragen ! 66 
Freitag, 13. September 2013 um 18.00 Uhr 
Im Linken Zentrum Lilo Herrmann 
Stuttgart-Süd, Böblinger Str.105 

1990 war der „Einmarsch“ der D-Mark in die DDR der entschei¬ 
dende Hebel zur Durchsetzung der Dominanz v.a. des westdeut¬ 
schen Kapitals. Heute ist der „Durchmarsch“ des EURO in gro¬ 
ßen Teilen Europas der entscheidende Hebel zur Durchsetzung 
der Dominanz des deutschen Imperialismus! 

DKP Baden-Württemberg und DKP Stuttgart 


Wohin gehen die linken und fortschrittlichen 
Regierungen Lateinamerikas? 

Mit Yves Dorestal, Professor an der Universität 
von Port au Prince, Haiti 

Dienstag, 10.9. 2013, um 19.00 Uhr 
im MTZ, Lindenallee 72 

Liebe Genossinnen und Genossen, ihr seid herzlich eingeladen. 

DKP-Gruppe Hamburg-West 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 



Entschleunigung: 

Ruhe 8b Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pera. 
ganzjährig in KratzcbiiJ^-Graiizdn, 
Have] & Hav-elaeen, Boot & Rad. 

Eofo: www.trinofrga.de 
Tol.i 0331/870796 (AB) 



„Vergessen Sie nicht, wenn Sie 
noch so beschäftigt sind, den Kopf 
zu heben und einen Blick auf die¬ 
se riesigen, silbernen Wolken zu 
werfen und auf den stillen blauen 
Ozean, in dem sie schwimmen. 
Beachten Sie doch ... den Glanz 
und die Herrlichkeit, die auf die¬ 
sem Tag liegen; denn dieser Tag 
kommt nie, nie wieder!“ 

(Rosa Luxen bürg) 

Herzlichen Glückwunsch, liebe 

Ula 

___ J 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Die Schwachen kämpfen nicht. 

Die Starken kämpfen vielleicht eine Stunde lang. 
Die noch stärker sind, kämpfen viele Jahre. 

Aber die Stärksten kämpfen Ihr Leben lang. 
Diese sind unentbehrlich. 

Bert Brecht 



Am 4. September 2013 ist unser Genosse 

Paul Kirsch 

90 Jahre alt geworden. 

Lieber Paul, Du gehörst zu denen, die ihr ganzes Leben gekämpft 
haben. In den Reihen der kommunistischen Bewegung, in der 
Gewerkschaft, in vielen Bündnissen und immer als bekannter und 
standhafter Kommunist in Deinem Stadtteil Bochum-Riemke. 

Wir wünschen Dir und Deiner Ilse weiterhin viel Kraft und trotz 
eingeschränkter Gesundheit alles erdenklich Gute. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Bochum 


Hier könnte Ihre Anzeige stehen... 

• gewerblich oder privat 

• zur Ankündigung von Terminen 
und Veranstaltungen 

• für Mitteilungen und Grüße 

Die UZ wird gelesen... 

• von Genossinnen und Genossen 
der DKP 

• von zahlreichen Abonnentinnen 
aus dem gesamten linken Spektrum 

Die Anzeigen werden gestaltet... 

• von einem neuen Team 

• kostenlos, nach Ihren Wünschen und Ideen 

Nutzen Sie die UZ-Anzeigenseite... 

• und unterstützen Sie die UZ damit auch finanziell. 

• Die Auftragserteilung an uns ist unkompliziert; 
einfach die Anzeige per Mail, Post oder Telefon 
übermitteln. 

CommPress Verlag GmbH . 
Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.:0201 -17 78 89-23/-24 
Fax: 0201 -17 78 89-28 




Sonntag, 15. September, 16 Uhr im Z, Oesterholzstraße 27 

„El pueblo unido jamas sera vencido!“ 

★ 

11. September 1973: Putsch der faschistischen Junta gegen 
die vom Volk gewählte Allende- Regierung. 

Einführende Worte von unserem chilenischen Genossen 

Ricardo Yanez, 

dem wir sehr herzlich zu seinem 75. Geburtstag gratulieren! 

Film über Pablo Neruda, Musik von Victor Jara, 
chilenische Spezialitäten, 

No habra olvido! Es wird nicht vergessen werden! 

DKP Dortmund 



IV/rnwscben unterer Mutter, Schwiegermutter und Oma 

Margot Konetzka 

die sich seit mehr als 65 Jahren in allen Lebenslagen für 
eine friedlichere und gerechtere Weit engagiert 

zu ihrem 85. Geburtstag 

weiterhin soviel geistige und körperliche f tiness, 
manchmal ernert weniger gefüllten Terminkalender und 
noch lange Freude an ihrem Garten 


Norbert, Babette und Jonas 
Jutta, Oliver, Janne und Nele 


Gelobt sei der Zweifel! Ich rate euch, begrüßt mir 

Heiter und mit Achtung den 

Der euer Wort wie einen schlechten Pfennig prüft! 

Ich wollte, ihr wäret weise und gäbt 
Euer Wort nicht nicht allzu zuversichtlich... 

Schönster aller Zweifel aber 

Wenn die verzagten Geschwächten den Kopf heben und 
An die Stärke ihrer Unterdrücker 
Nicht mehr glauben! 

BERTOLT BRECHT 


Am 5. September wurde unsere Genossin 

Margot Konetzka 

85 Jahre jung. 


Alle Genossinnen aus dem Bezirk Bremen und viele aus der 
ganzen Republik, die in den zurückliegenden 67 Jahren Dei¬ 
nes politischen Wirkens mit Dir in Kontakt kamen, gratulieren 
an diesem Tage und wünschen Dir alles Gute, Gesundheit und 
Kraft und noch viele erfüllte Jahre. 

Kurz nach der Befreiung vom Faschismus hast Du Dich mit der 
Organisierung in KPD und FDJ den Kräften angeschlossen, die 
am entschiedensten dafür eintraten, dass Faschismus und Krieg 
nie wieder Platz in Deutschland fänden. Wer von Faschismus 
und Krieg spricht, darf vom Kapitalismus nicht schweigen. 
Dennoch darf man die Menschen nicht gering achten, die die¬ 
sen Zusammenhang nicht sehen oder so nicht sehen. In Deinem 
jahrzehntelangen und immer noch andauerndem Wirken in der 
Friedensbewegung, im DFD mit Christinnen und Kommunistin¬ 
nen, in verschiedensten antifaschistischen Zusammenhängen, in 
Deiner Gewerkschaft, hast Du uns beispielhaft gelehrt und tust 
es immer noch, wie es geht Bündnispolitik zu machen, Kenntnis 
und Erkenntnis zu verbreiten und niemanden zurückzulassen. 
Schulungs- und Bildungsarbeit war nie Deine Spezialaufgabe, 
aber durch Dein Handeln und Deine Persönlichkeit hast Du ge¬ 
meinsam mit anderen Genossinnen mehrere Parteigenerationen 
erzogen und geschult. 

Seit der Konstituierung der DKP in Bremen ist die Organisati¬ 
onspolitik untrennbar mit dem Namen Margot Konetzka ver¬ 
knüpft. Nicht vom Feldhermhügel aus, dem Haus mit den vielen 
Telefonen, sondern in den Gruppen, in den Aktionen, im Bremer 
Maizelt, in Vereinen und Initiativen hast Du politische Arbeit 
organisiert. 

Das hat sich nach der historischen Niederlage der sozialisti¬ 
schen Länder und Bewegungen in den Rahmenbedingungen 
gravierend, - in Deinem Tun aber überhaupt nicht - verändert. 
Die Partei zusammen zu halten, politische Aktion zu organisie¬ 
ren, gemeinsam mit anderen für progressive Veränderung einzu¬ 
treten, gemeinsam zu lernen, das ist bis heute das Credo Deines 
Lebens. 

Liebe Margot, zu Deinem Ehrentage wünschen wir Dir und 
uns: Sei weiter die, die Du bist! 


Deine Genossinnen des Bezirkes Bremen 


Linke Literatur kostenlos 
abzugeben. 

Milli Bauer 
Idar-Oberstein, 

Tel.: 06781 25635 


Schöne Ferienwohnung 
in der Eifel 

im 3-Ländereck Luxemburg- 
Belgien-Deutschland. 
Ruhig gelegen am Waldrand, 
Nähe Prüm, für 2 Personen. 
Komplett eingerichtet, 

Tel 0211 -70 82 84 
(Walter Weber) 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 



(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 

immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnung in der 
TOSCANA-SEGGIANO 

Bei Gunter & Sibylle 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393381539818 
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Aktion / Leser / Termine / Impressum 


Die Hauptstadt sah rot 

Mehr als 1000 Besucher beim Sommerfest von DKP und SDAJ in Berlin 



„Sommer, Sonne, Sozialismus“ hieß es 
auf dem Ankündigungsplakat zum in¬ 
ternationalistischen Sommerfest der 
Berliner DKP und SDAJ. Die Sonne 
zeigte sich am vergangenen Samstag 
kaum, wich auch schon mal kräftigen 
Regenschauern. Das tat aber weder 
Stimmung noch Besucherzahlen in der 
Neuköllner Jonasstraße Abbruch - die 
Berliner Kommunisten konnten über 
1 000 Gäste begrüßen. Denen boten 
sie eine gelungene Mischung aus hoch¬ 
wertiger Unterhaltung, politischer Dis¬ 
kussion und der Möglichkeit, sich mit 
Freunden und Arbeitskollegen zu tref¬ 
fen. 

Wie hoch die Akzeptanz des Sommer- 
fests bei der fortschrittlichen Szene 
der Hauptstadt ist, zeigten mehr als 30 
Stände. Von der Partei „Die Linke“ bis 
„Cuba Si“ von der Antifa, bis zur Mie¬ 
terinitiative - alle wissen, dass es sich 
lohnt, bei den Kommunisten präsent zu 
sein und nutzen die gebotene Gelegen¬ 
heit ihre Positionen darzustellen. 

Das Unterhaltungsangebot war so 
hochwertig wie das kulinarische - eine 
Tatsache, die vor allem Besuchern, 
die um das begrenzte finanzielle Bud¬ 
get von DKP und SDAJ wissen, große 
Hochachtung abnötigte. Erich Schaff¬ 
ner war auf der Bühne großartig. Eine 
Rezitation der letzten Rede Salvador 
Allendes durch die stellvertretende 
DKP-Landesvorsitzende Karin Mack, 
von Felix Seitz auf der akustischen Gi¬ 
tarre gefühlvoll begleitet, erhielt ste¬ 
henden Applaus. Das „Trio Palmera“ 
ließ den Regen vergessen und zog die 
Tanzpaare reihenweise auf das nasse 
Kopfsteinpflaster. 

Zwei (noch) nicht so bekannte Höhe¬ 
punkte sollen hier besonders erwähnt 
werden: 

Die Brecht-Lesung der Berliner SDAJ, 
2010 von einer irischen Journalistin 
„Europas bestes Brecht-Programm“ ge¬ 
nannt, ist wieder da! Die jungen Ber¬ 
liner Genossinnen haben es noch jün¬ 
geren SDAJlern „beigebracht“. Diese 
zeigten, dass der große B.B. nicht nur 
nicht vergessen, sondern heute aktuel¬ 


ler ist denn je. Der Applaus der Zuhö¬ 
rer im Salvador-Allende-Club sprach 
für sich - diese Lesung sollte unbedingt 
„auf Tournee“ gehen! 

Die Sahne auf dem musikalischen Ku¬ 
chen waren die bei Musikkennern un¬ 


umstrittenen Rodrigo Santa Maria und 
Yanina Lombardi. Vom Berliner Lan¬ 
desvorstandmitglied und Kulturexper¬ 
ten Micha Czech angefragt, waren die 
beiden im Vorfeld für Nicht-Insider der 
Latino-Szene so etwas wie „ein Buch 
mit sieben Siegeln“. Santa Marias Pow¬ 
er-Stimme und filigranes Gitarrenspiel 
wurden Victor Jara - mehrere Lieder 
des großen Chilenen haben Eingang 
in sein Programm gefunden - nicht nur 
gerecht, sie bedeuteten kurz vor dem 
40. Jahrestag seiner Ermordung auch ei¬ 
nen politischen Höhepunkt des Abends. 
Musikalisch erreicht wurde Rodrigo 
Santa Maria am vergangenen Samstag 
nur von „seiner“ Saxophonistin. Die 
Leichtigkeit, mit der Yanina Lombardi 
das schwierige Instrument bedient, ihre 
rauchig-bluesige Intonation ließen so¬ 
fort Assoziationen mit Altmeister Van 


Morrisson aufkommen. Dreimal muss¬ 
ten sie zur Zugabe auf die Bühne zu¬ 
rück. „Großartig!“ beschreibt das Kon¬ 
zert nur oberflächlich. 

Alle Lesungen, Diskussionsrunden 
und politischen Debatten zu beschrei¬ 


ben, lässt der Raum hier nicht zu, eines 
hatten sie gemeinsam: Sie zeigten, dass 
es sich lohnt, mit den Kommunisten zu 
reden, gemeinsam nach Wegen aus der 
Krise zu suchen. Rainer Perschewski, 
DKP-Landesvorsitzender, diskutier¬ 
te mit Betriebsräten der Charite, UZ- 
Chefredakteurin Nina Hager legte ge¬ 
meinsam mit Autoren die Wichtigkeit 
des Erhalts und der Stärkung der kom¬ 
munistischen Zeitung dieses Landes 
dar, Tunia Erler, DKP-Direktkandida- 
tin zur Bundestagswahl stellte die For¬ 
derungen der Partei vor. Ihr Wahlkampf 
geht jetzt in die entscheidende Phase. 
Im UZ-Interview zum Wahlkampfauf- 
takt {UZ, 12. 7. 2013 ) sagte sie: „Wir 
können das“. Das kann ohne Wenn und 
Aber auch für das Sommerfest 2013 
gesagt werden! 

Hermann Glaser-Baur 


Berlin: Tageskonferenz zum 40. Jahrestag 
des faschistischen Putsches in Chile, veran¬ 
staltet von DKP, junge Welt, GBM und Marx- 
Engels-Stiftung. Themen u.a.: „Das Verhält¬ 
nis beider deutscher Staaten zu Chile der 
Unidad Populär“ (Karlheinz Möbus, Carsten 
Söder); „Chile - der parlamentarische Weg 
zum Sozialismus - Konsequenzen für die 
neue Bewegung in Lateinamerika“ (Jorge 
Insunza Becker - Mitglied der politischen 
Kommission der KP Chiles). „Grundfragen der 
Revolutionstheorie: Volksfront und/oder sozi¬ 
alistische Revolution: Linke Kritik am Projekt 
der Unidad Populär“ (Werner Röhr). Ladenga¬ 
lerie der jungen Welt, Torstraße 6,10.00 Uhr. 

Stukenbrock: „Blumen für Stukenbrock“, 
Veranstaltung auf dem sowjetischen Solda¬ 
tenfriedhof in Stukenbrock-Senne. Friedhofs¬ 
führung um 14.00 Uhr, Kranzniederlegung mit 
Redebeiträgen von Dr. Silvie Peritore (Zentral¬ 
rat Deutscher Sinti und Roma) und Lühr Hen¬ 
ken (Kasseler Friedensratschlag), 15.00 Uhr. 


SO ★ 8. SEP 


Hamburg: Anlässlich des Tags des offenen 
Denkmals: Eröffnung der „Dauerausstellung 
zur Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“. 
Filmvorführung und Führung durch die letzten 
erhaltenen ehemaligen Zwangsarbeiterbara¬ 
cken Hamburgs. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Lager 
Kowahl+Bruns, Wilhelm-Raabe-Weg 23 
(nahe S-Bahn Flughafen), 14.00 Uhr. 


MO ★ 9 . SEP 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim. Gaststätte „Tambosi“, 
Promenadestraße 11,19.00 Uhr. 


Dl ★ 10 . SEP 


Hamburg: „Wohin gehen die linken und fort¬ 
schrittlichen Regierungen Lateinamerikas?“ 
Veranstaltung der DKP Hamburg-West mit 
Yves Dorestal, Professor an der Universität 
von Port au Prince, Haiti. MTZ, Lindenallee 72 
(Haltestelle Christuskirche), 19.00 Uhr. 


Ml ★ 11 . SEP 


Düsseldorf: 11. September 1973-40 Jahre 
Putsch in Chile - Demonstration. Hauptbahn¬ 
hof, Bertha-von-Suttner-Platz, 18.30 Uhr. 


Frankfurt/Main: „15 Jahre in US-Haft: 
Freiheit für die Cuban 5!“ Mahnwache und 
Kundgebung anlässlich des Internationa¬ 
len Aktionstags zur Befreiung der Cuban5. 
Brockhaus-Brunnen, Zeil 79 (zwischen 
Hauptwache und Konstablerwache), 18.00 
Uhr. 

Frankfurt/Main: Historischer Kontext der 
Entstehung von „Was Tun?“. Bildungsveran¬ 
staltungen der DKP-Frankfurt - Gruppe Mitte. 
DGB-Jugendklub im DGB-Haus, Nähe Basler 
Platz, 19.30 Uhr. 


FR ★ 13 . SEP 


Wetzlar: „Mehr Panzer und weniger Hirn - 
150 Jahre SPD-Geschichte“ - gemeinsame 
Veranstaltung von DKP und der Partei „Die 
Linke“ mit Patrick Köbele (Vorsitzender der 
DKP) und Hermann Schaus (Partei „Die Lin¬ 
ke“, Abgeordneter im Hessischen Landtag). 
Kulturprogramm „Wenn dich deine Feinde 
loben“ mit Erich Schaffner und Georg Klemp. 
Nachbarschaftszentrum. Niedergirmes, Wie¬ 
senstraße 4, Einlass 18.30 Uhr. Eintritt: 8,00 
Euro, ermäßigt: 4,00 Euro. 

Frankfurt/Main: „Der ganz normale Mie¬ 
tenwahnsinn - Warum die Wohnungsfra¬ 
ge im Kapitalismus nicht lösbar ist und für 
welche Forderungen wir Mieter kämpfen 
müssen.“ Diskussionsveranstaltung der DKP 
Frankfurt-Mitte mit Klaus Linder (DKP), der 
in den Berliner Mieterkämpfen aktiv ist und 
sich theoretisch und praktisch mit der Woh¬ 
nungsfrage auseinandersetzt. Club Voltaire, 
Kleine Hochstraße 5,19.30 Uhr. 

Schweinfurt: Hauptversammlung der DKP 
Schweinfurt/Hassberge und der DKP Unter¬ 
franken. Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 14 . SEP 


Krefeld: 8. Fest ohne Grenzen des Krefelder 
Bündnisses für Demokratie und Toleranz mit 
Straßeninfocafe, ab 13.00 Uhr._ 

Hamburg: „Chile - der andere 11. Septem¬ 
ber“ Veranstaltung anlässlich des 40. Jahres¬ 
tages des Militärputsches in Chile. Es spre¬ 
chen Vertreterinnen der Solidarität mit Chile 
in Hamburg. Resistencia und Sindicato Latino. 
Salvador-Allende-Platz, 13.00 Uhr bis 15.00 
Uhr. 



Jonasstraße, Berlin-Neukölln: Nicht nur der Besuch war gut, sondern auch die 
Stimmung... 


Volker Metzroth irrt 

Betr.: Leserbrief, 

UZ vom 16.8.2013, S. 15 

Die Charakterisierung von Sabotage 
an Kriegsmaterial der Bundeswehr 
(hier konkret die Zerstörung von 16 
Militärfahrzeugen im Wert von mehre¬ 
ren Millionen Euro) als „individueller 
Terror“ ist falsch, es sei denn, Genosse 
Metzroth möchte auch die von Ger¬ 
hard Feldbauer beschriebenen Akti¬ 
onen gegen den Vietnamkrieg als in¬ 
dividuellen Terror bezeichnen: „1971 
gab es laut einer Kongressuntersu¬ 
chung auf Kriegsschiffen 488 Beschä¬ 
digungen oder Versuche dazu, 191 Sa¬ 


botageakte und 135 Brandstiftungen 

Metzroths Versuch, die antimilitaristi¬ 
sche Bewegung auf „Gewaltlosigkeit“ 
(was ist das eigentlich?) festzulegen, 
steht im Widerspruch zur kommunis¬ 
tischen Position, keine Kampfform zu 
verabsolutieren. Dabei ist klar, dass 
nur die kollektiven Aktionen der 
Massen für Frieden und Sozialismus 
sorgen werden - unzulässig ist jedoch 
die Denunziation von Kampfformen, 
die beispielsweise im Bereich Anti¬ 
faschismus und Antimilitarismus zur 
Verhinderung größeren Übels dienen, 
als geheimdienstgesteuert zu bezeich¬ 
nen. 


Unverständlich ist auch, wie ein Kom¬ 
munist damit argumentieren kann, 
dass die Sabotageaktion abzulehnen 
sei, weil die von ihr verursachten Kos¬ 
ten „aus dem Steuertopf ausgeglichen 
wird, zu Lasten von Bildung, Sozialem 
etc“. Das kann der Gewerkschafter 
Metzroth ja mal seinen Kolleginnen im 
Öffentlichen Dienst oder bei der Bahn 
erzählen, die kennen das Argument ja 
vom Klassenfeind, wenn sie mal für hö¬ 
here Löhne streiken. (...) 

Metzroth argumentiert mit dem Un¬ 
verständnis der Massen für militante 
Aktionen, wozu Lenin bereits 1906 
ausführte: „Die Bewertung, die man 
dem hier betrachteten Kampf ge¬ 


wöhnlich zuteil werden lässt, läuft auf 
folgendes hinaus: das sei Anarchismus, 
Blanquismus, der alte Terror, es hand¬ 
le sich um Aktionen von Einzelper¬ 
sonen, die von den Massen losgelöst 
sind, solche Aktionen demoralisierten 
die Arbeiter, stießen weite Kreise der 
Bevölkerung von ihnen ab, desorgani¬ 
sierten die Bewegung, schadeten der 
Revolution.“ Lenin weist diese Positi¬ 
on jedoch zurück und analysiert: „Des¬ 
organisiert wird die Bewegung nicht 
durch Partisanenaktionen, sondern 
durch die Schwäche der Partei, die es 
nicht versteht, diese Aktionen in die 
Hand zu nehmen. (...)“ (LW, Bd. 11, 
S. 202 ff.) 


Um nicht missverstanden zu werden: 
Für mich besteht die strategische Auf¬ 
gabe der aktuellen Phase des Kampfes 
darin, Menschen zu massenhaftem zi¬ 
vilen Ungehorsam zu ermutigen. Dazu 
gehört die Blockade von Naziaufmär¬ 
schen genauso wie die Besetzung 
von militärischen Anlagen. (...) Der 
Bundesgeschäftsführer der pazifisti¬ 
schen Deutschen Friedensgesellschaft 
(DFG-VK), Monty Schädel, kommen¬ 
tierte dies mit den Worten: „Wenn die 
Bundeswehr Krieg in alle Welt trägt, 
darf sie sich nicht wundern, wenn sie 
dafür auch im eigenen Land Wider¬ 
stand spürt.“ 

Mischa Aschmoneit, Düsseldorf 
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Meine progressive Woche 

Vom 24. bis 30. August 


Fukushima: Morituri te salutant... 



... Fukushima, die Todgeweihten grüßen dich! Auf diesem Bild des Atomkonzerns Tepco sieht man Arbeiter, die auf dem 
Gelände des havarierten Kernkraftwerkes, in unmittelbarer Nähe der hochverstrahlten Wassertanks, eingewiesen werden. 
Dort wurden aktuell Strahlenmengen gemessen, die für Menschen innerhalb von vier Stunden tödlich sind. Zahlen 
darüber, wer diesen Mengen wann und wie lange ausgesetzt war, werden nicht veröffentlicht. Angesichts der Bilder und 
der verfügbaren Informationen müssen wir davon ausgehen, dass in Fukushima aktuell Menschen sterben. Die tödlichen 
Folgen der Katastrophe dauern an - kurz-, mittel- und langfristig. 

Verschärft wird die Lage dadurch, dass das Katastrophenmanagement in den Händen des verursachenden Konzerns liegt, 
die nur von der internationalen Atomenergiebehörde kontrolliert wird. Diese wiederum ist vollständig in den Händen der 
internationalen Atomkonzerne. Es ist an der Zeit, dass die Uno-Vollversammlung diesem Skandal ein Ende macht. 

Ein Leben geprägt von Rassismus 

Zum hundertsten Geburtstag von Jesse Owens 


Montag 

Unvergessen ist - nicht nur - in Stuttgart 
der „schwarze Donnerstag“ an dem die 
Polizei mit Brachialgewalt den Schloss¬ 
park räumte, um den Bau des Tiefbahn¬ 
hofes S21 durchzusetzen. Der heute 
69-jährige Dietrich Wagner verlor da¬ 
mals das Augenlicht, als er minderjährige 
Schülerinnen vor den Wasserwerferatta¬ 
cken der Polizei schützen wollte. 

Nun hat das Stuttgarter Amtsgericht eini¬ 
ge beteiligte Beamte verurteilt. Ein Kom¬ 
mandant und der Staffelführer der Bibe- 
racher Bereitschaftspolizei etwa erhielten 
eine Freiheitsstrafe von sieben Monaten 
auf Bewährung. Damit ist die Sache je¬ 
doch nicht erledigt. Zwei Beamte haben 
Einspruch eingelegt, so dass es zu einer 
öffentlichen Verhandlung kommt. 

Das ist zu begrüßen; allerdings nur dann, 
wenn vor Gericht zur Sprache kommt, 
wo die Eigenverantwortlichkeit der Po¬ 
lizeibeamten einsetzt, dass der Befehls¬ 
notstand z. B. dann eintritt, wenn Minder¬ 
jährige betroffen und dass höherrangige 
Beamte und Politiker für die (Un-) Taten 
ihrer Untergebenen mitverantwortlich 
sind. 

Das sollte dann Ausgangspunkt eines ge¬ 
sonderten Verfahrens gegen die Clique 
um den damaligen Ministerpräsidenten 
Mappus sein, die den bürgerkriegsähnli¬ 
chen Einsatz offenkundig befohlen hatte. 
Oder soll es auch in diesem Fall heißen 
-... und die Großen lässt man laufen? 

★ 

Herr Seehofer gibt gern den jovialen bay¬ 
rischen Landesvater; das kann er tatsäch¬ 
lich besser als Vorgänger wie der essig¬ 
saure Stoiber oder Franz-Josef Strauß, 
der alles hatte - nur keine Beißhemmung. 
An diesem Mangel leidet aber auch der 
aktuelle Ministerpräsident in München 
erkennbar nicht. 

Wie ein Terrier hat er sich auf ein WDR- 
Fernsehteam gestürzt, das den CSU-Ne¬ 
potismus aufs Korn genommen hat. Wenn 
Politiker sich verbal in Journalistenbeine 
verbeißen, ist das eher erheiternd. 

Wenn ein amtierender Ministerpräsident 
Pressevertreter des (Bundes-)Landes ver¬ 
weisen will, ist das fehlendes Demokra¬ 
tieverständnis. Dämlich ist es außerdem. 

Mittwoch 

Die Krankenkassen diskriminieren 
laut jüngstem Tätigkeitsbericht des 
Bundesversicherungsamtes Alte und 
Kranke. Mal ehrlich, wirklich überra¬ 


schend ist die Nachricht nicht. „Jung 
und gesund“ heißt für die Kassen 
Einnahmen, „alt und krank“ Ausga¬ 
ben. Wer das ändern will, muss an die 
Grundgesetze des Kapitalismus ran - 
darunter geht’s nicht. 

Donnerstag 

Die völlig richtige Beobachtung, dass 
nur dumme Millionäre Steuern zahlen, 
heißt nicht, dass es keine dummen Milli¬ 
onäre gibt. Dass diese sogar selten doof 
sein können, entnehmen wir der Nach¬ 
richt, dass gegen den Ex-Baulöwen und 
Skandal-Pleitier Jürgen Schneider (79) 
erneut wegen Betruges Anklage erhoben 
worden ist. Schneider war 1997 verur¬ 
teilt worden, weil er Millionen-Kredite 
vor allem der Deutschen Bank mit fal¬ 
schen Angaben erschlichen hatte. „ Wir 
hatten keinen Verdacht“ sagte der da¬ 
malige Vorstandschef Hilmar Köp¬ 
per ziemlich treudoof angesichts eines 
Schuldenberges von sieben Milliarden 
DM. 

Die Dummen werden aber nicht alle. 
Das weiß offensichtlich auch Betrüger- 
Opa Schneider. Also bot er verschie¬ 
denen Firmen angeblich lukrative In¬ 
vestitionen an und kassierte im vor¬ 
aus Provisionen in Höhe von 100 000 
Euro. Die Investitionen wurden nie 
getätigt. 

Man fragt sich unwillkürlich, wieso das 
kapitalistische System bei soviel Blöd¬ 
heit noch nicht zusammengebrochen ist. 
Es wird hoffentlich nicht an der Dumm¬ 
heit der Linken liegen. 

Freitag 

Die Inflationsrate sinkt. Sie beträgt für 
den Monat Juli 1,5 Prozent und liegt 
damit unter der Zielmarke der Euro¬ 
päischen Zentralbank (EZB), die bei 
Werten von knapp zwei Prozent sta¬ 
bile Preise gewährleistet sieht. Das ist 
für Verbraucher doch eigentlich eine 
gute Nachricht, oder? Verbraucher sind 
wir doch alle. Von Milliardärsfamilie 
Quandt bis zur alleinerziehenden Mi- 
ni-Jobberin. 

Der Unterschied liegt auch hier im De¬ 
tail. Die Lebensmittelpreise sind im Juli 
um 4,9 Prozent gestiegen. Und die be¬ 
lasten die Armen bekanntlich deutlich 
mehr als die Reichen. Zufall? Nee, Po¬ 
litik von EZB, EU und Bundesregie¬ 
rung. 

Adi Reiher 


James Cleveland Owens wurde am 
12. September 1913 in Oakville, Ala¬ 
bama (USA), als zehntes Kind von ar¬ 
men Farmpächtern geboren. Noch sei¬ 
ne Großeltern waren Sklaven. Genannt 
wurde er nach seinen Namenskürzeln 
J. C. 1922 verließen seine Eltern - im 
Zuge der „great migration“ (Große Mi¬ 
gration) Alabama und suchten in Ohio 
nach Arbeit. Dort erhielt der 9-jähri¬ 
ge J.C. auch seinen Spitznamen „Jes¬ 
se“ - weil seine Lehrerin seinen Akzent 
nicht verstand. 

1928 begann der damals 15-jährige 
Owens seine Sportlerkarriere. Zwar 
erhielt Jesse von der Ohio State Uni- 
versity aufgrund seiner athletischen 
Begabung ein kleines Stipendium, 
musste sich aber für seinen Lebensun¬ 
terhalt als Liftboy an der Uni und als 
Page im Parlament Ohios verdingen. 
Es war ihm nicht ob seiner schwarzen 
Hautfarbe gestattet auf dem Campus 
bei seiner Mannschaft zu wohnen. Sei¬ 
ne ersten großen Erfolge feierte er 1935 
bei der Big Ten Conference in Michi¬ 
gan, wo er binnen 45 Minuten fünf neue 
Weltrekorde aufstellte. 

Im Vorfeld der Olympischen Sommer¬ 
spiele 1936 im faschistischen Berlin, 


sprach Owens deutlich seine Skepsis 
aus. In einem Land, das dunkelhäutige 
Athleten diskriminiere, wolle er nicht 
antreten. Auf Grund öffentlichen und 
privaten Drucks nahm er schließlich 
doch an den Spielen teil. Sie sollten zu 
den größten Erfolgen seines Lebens 
werden. Er holte vier Goldmedaillen - 
Im 100-Meter-Lauf, im 200-Meter- 
Lauf, im Weitsprung, sowie als Teil der 
4xl00-Meter-Staffel. Damit war Owens 
der erfolgreichste Athlet der Olympi¬ 
schen Spiele, sehr zum Ärger Hitlers 
und der Faschisten, die auf den Spielen 
die Überlegenheit der „arischen Rasse“ 
aufzeigen wollten. 

Zu einem Politikum wurde die Frage, 
ob Hitler dem siegreichen Athleten die 
Hand schüttelte oder nicht. Die ameri¬ 
kanischen Medien berichteten von der 
Weigerung Hitlers Owens die Ehre zu 
erweisen. Viel mehr belastete Owens 
selbst allerdings die verweigerte Aner¬ 
kennung und die „Rassentrennung“ in 
den USA. Owens dazu in seiner Auto¬ 
biografie: „Hitler hat mich nicht brüs¬ 
kiert, sondern Franklin D. Roosevelt. 
Der Präsident hat mir nicht einmal ein 
Telegramm geschickt.“ Wieder zuhause 
angekommen wurde Owens die Start¬ 


erlaubnis für Sportveranstaltungen ent¬ 
zogen, weil er nach den Olympischen 
Spielen nachhause wollte, statt an ei¬ 
ner Europa-Tournee des US-amerika¬ 
nischen Teams teilzunehmen. Ohne Li¬ 
zenz sah sich Owens gezwungen, seine 
Sportkarriere im Alter von nur 23 Jah¬ 
ren zu beenden. Um sich und seine Fa¬ 
milie zu ernähren verkaufte Owens sich 
zu abscheulichsten Veranstaltungen: 
Er lief Rennen gegen Pferde, Hunde 
und Motorräder, trat in Zirkussen und 
auf Privatpartys von Millionären auf. 
Owens selbst dazu: „Es war schlimm, 
aus olympischen Höhen herabzukom¬ 
men und gegen Tiere anzutreten, aber 
ich musste irgendwie überleben, die 
vier Goldmedaillen konnte man ja 
nicht essen“. Erst spät in seinem Leben 
erhielt er überhaupt Anerkennungen 
für seine Leistungen - angesichts der 
erstarkten Bewegung der schwarzen 
Bevölkerung der USA. 1955 wurde er 
zum „Botschafter des Sports“ ernannt. 
1976 wurde ihm die „Freiheitsmedail¬ 
le“ verliehen, 1990 postum die Kon¬ 
gressmedaille. Jesse Owens starb am 
31. März 1980 im Alter von 66 Jahren 
in Tucson, Arizona. 

MHad 


Verschwörungen, Erkenntnisse und asoziales Verhalten 

Das war der August 2013 • Von Jane Zahn 


„Sichere Erkenntnisse des Geheim¬ 
dienstes“ hat er, sagt Obama, dass der 
Giftgasanschlag in Syrien von der Re¬ 
gierung zu verantworten sei. So sicher, 
wie damals die Erkenntnisse über die 
Massenvernichtungswaffen des Irak. 
Da ist es gar nicht nötig abzuwarten, 
was die UNO-Kommission herausfin¬ 
det, die extra zu diesem Zweck in Sy¬ 
rien tätig wird. Tut nichts, Syrien wird 
„bestraft“. 

Komisch, im irakisch-iranischen Krieg 
wurde mit Sicherheit Giftgas einge¬ 
setzt, damals von Saddam Hussein im 
Dienste und mit Billigung der USA, 
denn es ging ja gegen die bösen irani¬ 
schen Mullahs, die den Schah verjagt 
und die Ölindustrie verstaatlicht hat¬ 
ten. Da hat niemals jemand eine „Be¬ 
strafung“ gefordert. 

Und wie viel die Erkenntnisse des US- 
Geheimdienstes wert sind, kann man 
folgender Meldung entnehmen: 

Nach einem Bericht der Washing¬ 
ton Post fand ein interner Bericht der 
NSA heraus, dass Telefongespräche in 
Washington abgehört wurden, weil die 
Telefonvorwahl von Washington mit 
der von Ägypten verwechselt worden 
war. Vielleicht wurde ja noch mehr ver¬ 
wechselt als Telefonnummern? 

Außerdem: Der US-Geheimdienst hat 
ein Gespräch abgehört, in dem der 
Al-Quaida-Chef mit einem jemeni¬ 
tischen Al-Quaida-Mitglied über ein 
geplantes Attentat gesprochen haben 


soll, das noch vor Ende des Ramadan 
stattfinden sollte. Sofort wurden Bot¬ 
schaftsangehörige aus dem Jemen zu¬ 
rückgezogen und Warnungen an alle 
amerikanischen Bürger ausgespro¬ 
chen, den Jemen zu verlassen. Nanu? 
Sollten die sicherheitsspendenden Ein¬ 
sätze der US-Armee etwa doch nicht 
dazu geführt haben, dass Al Quaida tot 
ist? Und alles unter Kontrolle? Oder 
brauchten die USA mal wieder einen 
Anlass, Panik zu verbreiten? 


Wie der NSA einmal 
Ägypten und Washington 
verwechselte... 


Panik schiebt ja inzwischen auch die 
Deutsche Bahn. Zwar hatten Gewerk¬ 
schaften der Eisenbahner und Ver¬ 
kehrsorganisationen wie z.B. der vcd 
immer wieder davor gewarnt, dass die 
Einsparungen der Bahn zu Chaos füh¬ 
ren würden, aber dann kam es doch 
überraschend, dass der Bahnhof von 
Mainz so gut wie stillgelegt werden 
musste. Nein, daran ist nicht Al Quai¬ 
da schuld, aber es sieht schon sehr nach 
Verschwörung aus, was da bei der Bahn 
passiert. Nach ausfallenden Klimaanla¬ 
gen, ungenügenden Wartungs-Kapazi¬ 
täten und Preissteigerungen fährt nun 
aus einer Landeshauptstadt kein Zug 
mehr. Kein Wunder, wenn Bahnchefs 
von der Luftfahrt und der Autobran¬ 
che den Karren mit Personalabbau und 
brutalen Einsparungsmaßnahmen an 


die Wand fahren. Dazu kommt noch die 
Liberalisierung des Fernbusverkehrs - 
ganz zu schweigen von dem Abbau gut 
funktionierender Kopfbahnhöfe und 
dem Bau viel zu teurer Tiefbahnhöfe. 
Wenn das keine Verschwörung ist, ist es 
zum mindesten perfekt programmier¬ 
tes Chaos. Und wie die 8 Millionen 
Überstunden und 9 Millionen Stun¬ 
den ausstehenden Urlaubs jemals ab¬ 
gebaut werden sollen, weiß auch noch 
niemand. Vielleicht könnte ja da mal 
die Polizei tätig werden? 

Nein, die wird ja immer nur in eine 
Richtung tätig. Der Whistleblower 
Bradley Manning wird vom US-Militär- 
gericht zu 35 Jahren Haft verurteilt. Die 
Kriegsverbrecher, deren Handlungen er 
veröffentlicht hatte, gehen straffrei aus. 

Und damit neue Veröffentlichungen 
gleich unterbunden werden, sorgt die 
US-Regierung nun dafür, dass mutige 
Internet-Provider aufgeben müssen: 
Der Provider, über den Edward Snow- 
den seine Informationen über die Aus¬ 
spähung durch den NSA veröffentlicht 
hat, stellt seine Arbeit ein. Der Besit¬ 
zer erklärte: „Ich sehe mich gezwun¬ 
gen, eine schwierige Entscheidung zu 
fällen - entweder mitschuldig an den 
Verbrechen gegen das amerikanische 
Volk zu werden oder zehn Jahre har¬ 
te Arbeit aufzugeben und Lavabit zu 
schließen.“ Über die Ereignisse der 
letzten 6 Wochen dürfe er nicht disku¬ 
tieren. Die US-Regierung hat offenbar 


so großen Druck auf ihn ausgeübt, dass 
er nicht weitermachen kann. 

Weiter macht dagegen die „Alternative 
für Deutschland“ mit ihrem rechtslasti¬ 
gen Anti-Euro-Wahlkampf. Und nutzt 
etwas zweifelhafte Methoden, um auf 
sich aufmerksam zu machen: Professor 
Bernd Lucke, Chef der „AfD“ wurde 
auf einer Wahlkampfveranstaltung von 
zwei jungen Männern angerempelt, 
die mit Sonnenbrillen unkenntlich ge¬ 
macht die Bühne stürmten. 

In der folgenden Presseerklärung wur¬ 
den daraus „ 6 bis 7 Vermummte, die 
vermutlich dem linksautonomen Lager 
zuzurechnen sind.“ Bild macht daraus 
„acht vermummte und vermutlich dem 
linksextremen Lager zuzuordnende 
Angreifer“. In dem rechten Blatt „Jun¬ 
ge Freiheit“ multiplizieren sich die Un¬ 
bekannten Angreifer dann auf „20 bis 
25 Vermummte“. „Acht Linksextremis¬ 
ten“ hätten „mit Messern und Knüp¬ 
peln das Podium gestürmt“. So kann 
man aus zwei Mücken zweifelhafter 
Herkunft mehrere Elefanten machen, 
die - natürlich! - linksextrem sein müs¬ 
sen. Was sonst? 

Sonst gibt es noch eine interessante 
Meldung aus der Wissenschaft: 
Unternehmer waren als Kinder schon 
asozial. Vergehen wie Schule schwän¬ 
zen, schummeln oder kleinere Dieb¬ 
stähle begehen treten bei späteren Un¬ 
ternehmern in der Jugend signifikant 
häufiger auf als bei abhängig Beschäf¬ 


tigten. Das ergab eine Langzeitstudie 
in einer schwedischen Stadt, die über 
40 Jahre hinweg 1000 Menschen beob¬ 
achtete. Veröffentlicht wurde die Stu¬ 
die jetzt im Journal of Vocational Be- 
haviour. Und wer fordert immer stren¬ 
gere Bestrafung von Jugendsünden? 
Vielleicht sollten wir das auch mal tun, 
wir könnten damit weitere Unterneh¬ 
merkarrieren verhindern ... 


Der rote Kanal 


Tod im Regen wald, 
Bras/BRDi985 

Im Auftrag eines brasilianischen 
Großgrundbesitzers metzelt ein 
Söldnertrupp sämtliche Bewoh¬ 
ner eines Indio-Dorfes nieder. Erst 
Jahre später wird das Verbrechen 
bekannt. 

Mo., 9.9., 22.15-23.5 Uhr, arte 

The Real American - Joe 
McCarthy, D/F/GB 2012 

Dokumentation über Aufstieg und 
Fall des US-amerikanischen Kom¬ 
munistenjägers Joe McCarthy. 

Di., io. 9., 8.55-10.25 Uhr, arte 

Zeitbombe Steuerflucht, F 2012 

20 bis 30 Billionen Euro schleusen 
Großkonzerne und Superreiche 
pro Jahr an der Steuer vorbei. 

Di., io. 9., 20.15-21.50 Uhr, arte 
















